
liierter Abschnitt.

, Umständlichere Beschreibung der innern Einrichtung und
U. des Geschäftsganges des Parlaments von Paris.

6V
7-ü -^re constitmrende Versammlung hob durch ihr Dccret vom

k. 6. und 7. September 1790 (Dosen, tom. III. x. A17 ) die Par-

lamente in ganz Frankreich auf. Hierdurch ward es ferner

^ unmöglich, die Einrichtung und den Geschäftsgang dieser großen

Gerichtshöfe durch eigne Erfahrung und Anschauung kennen zu

M lernen, sondern Alles, was sich auf sie bezieht, ist dem Gebiet

^ ^ der Geschichte anheim gefallen. Da nun schon ein Zeitraum
von fast einem halben Jahrhundert uns von jener Epoche trennt,

so wird es den Freunden der Rechts-Geschichte nicht unange-

ZM nehm scyn hier eine umständlichere Darstellung Alles desjenigen,

was sich auf die Zusammensetzung und die Gerichts-Verwaltung

der Parlamente bezieht, zu finden. Zwar wird in dem Fol-

A9> genden vorzüglich und fast einzig von dem Parlament von Pa-

i'LiM ris die Rede seyn. Allein theils haben, wie wir schon früher

bemerkt, sich alle Parlamente von Frankreich nach dem Muster

^ des Pariser gebildet; theils aber war das Parlament von
Paris,*) so wie das älteste, also auch an Rang und Achtung

*) Sieht man nicht blos auf die Verwaltung der Gerechtig-
tigkeit, so hatten andere Parlamente hin und wieder sogar
noch größere Vorrechte als das von Paris. So hatte das

Parlament der Provence (zu ^ix) wegen der großen Ent¬
fernung von dem eigentlichen Sitz der Regierung von jeher
das Recht sich in Abwesenheit des Gouverneurs mit der

Finanzverwaltung zu befassen, Auflagen zu erlauben u. s. f.

Es behauptete auch das ausschließliche Recht zu haben,
allen Breven, Bullen und ähnlichen Schreiben, die von
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das Erste des ganzen Königreichs, welches auf die Regierung
und Verwaltung desselben einen bedeutenden Einfluß gehabt hat.

Von dem Ursprünge und der Entstehung des Parlaments,

daß cs zuerst ans den Großen der Nation (i-iocoios tN-sneo-
später aus Königlichen Staatsräthen oder andern vor¬

nehmen Personen, die dazu einen besonder» Auftrag erhielten,
bestand, daß es nicht daurend war, sondern nur von Zeit z»
Zeit wegen der Schlichtung wichtiger Angelegenheiten, und
zwar an verschiedenen Orten zusammcntrat, daß es endlich
durch die Verordnung Philips des Schönen v. 23ten März 1302
seinen festen Sitz zu Paris angewiesen erhielt, wo cs jedes
Jahr zweimal zusammentreten sollte, davon ist schon (Thcil l.
S. 176—192) im Allgemeinen das Nöthige angeführt; und
soll hier das Nähere nachgetragenwerden.* *)

Es würde indessen theils für den Leser sehr ermüdend und
hin und wieder nicht ausführbar seyn, wenn wir alle Verän¬
derungen in der Einrichtung und dem Geschäftsgang des Par¬
laments von seinem Ursprung an, nach der Ordnung der Zei¬
ten, hier verfolgen wollten. Wir werden daher vorzugsweise
die Organisation dieses großen Gerichtshofs, so wie sic in den
letzten Zeiten bestand, näher erklären**) und bei jedem einzel-

Rom oder der Legation von Avignon ausgicngen, durch
Eintragung in seine Register erst gesetzliche Gültigkeit zu
verschaffen. Dieses Recht hieß »leoit ll snuoxo.

*) Es gibt von den ältesten Zeiten bis zur Revolution eine
außerordentliche Menge Kvnigl. Verordnungen, die sich
auf das Parlament beziehen, so daß cs unmöglich ist sie
hier alle anzuführen. Unter den alten sind die wich¬
tigsten die Philips des Schönen v. I. 1291; die desselben
Königs v. 23ten März 1302; die beiden von Philip dem
Langen (ötcn) v. 17ten November 1318 und v. 3. Dezbr.
1320; drei von Philip v. Valois v. 9ten Mai 1330, v.
Ilten.März 1311 und v. Dezember desselben Jahrs; die
des Königs Johan v. Dezember 1363; endlich die beiden
Verordnungen Earls des siebente» v. Oktober 1116 und
v. April 14,)3, welche man alle unter den oi-clon. lln
I.ouvio findet.

**) Der Gerichtsbezirk des Parlaments von Paris, obschon
durch die nach und nach erfolgende Errichtung der andern
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neu Punkt zugleich seine Entstehung und die Veränderungen,
die er in dem Lauf der Zeiten erlitten, bemerken. In den
letzten Zeiten vor der Revolution war das Parlament von Pa¬
ris auf folgende Weise zusammengesetzt. Als Erstes Mitglied
oder richtiger zn sagen als Oberhaupt desselben konnte man
gewisser Maßen den König selbst arischen, indem er sich, so oft
cs ihm gut dünkte, in dasselbe verfügte, entweder um ihm auf
eine mcbr oder minder feierliche Art seinen Willen vom Thron
herab kund zu thun, oder auch um dessen Rath über gewisse
Angelegenheitenzu vernehmen. Mit größerm Recht kann man
indessen den Kanzler von Frankreich, welchcr die Bcfugniß
hatte, so oft er wollte in dem Parlament den Vorsitz zu füh¬
ren, als Zweites Mitglied desselben nennen. Außer dem König
und dem Kanzler aber, die entweder als uneigcntliche oder
wenigstens als außerordentliche Mitglieder anzusehn sind, be¬
stand das Parlament aus einem Ersten Präsident, aus nenn
Präsidenten mit der Mörserhaube (piösiclenz ä moiniei), ans
den Prinzen vom Geblüt, die alle geborne Pairs waren, aus
sechs geistlichen Pairs, worunter drei Herzoge und drei Grafen,
aus den weltlichen Pairs, aus den Ehren-Räthen(con8oiIIvl-8
ä'llonnour),* *) aus den Requcten-Meistern (m-uwos sie l-oguö-
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Parlamente Etwas geschmälert, war doch selbst in den
letzten Zeiten noch ganz außerordentlich groß. Er begriff
die Ländcrstriche Jölc de France, Beauce, Sologne,
Berry, Auvergne, Lyonnois, Forcz und Beaujolais, Ni-
vernois, Bourbonnois, Maeonnois, Anjou, Angoumois,
Picardie, Champagne, Brie, Maine, Perche, Tourraine,
Poitou, Aunis und Rochelois. ke-liioi'. Uiet. ll. Ul', Sit.
Üsilement.

*) Dieses waren nicht bloö Titular-Räthe, wie man etwa
aus dem Namen schließen mögte, sondern wirkliche Räthe
mit Sitz und Stimme, denen überdies der Titel Ehren -
Rath als ein besonderer Vorzug bcigelcgt war. Eigent¬
liche Titular-Räthe, wie solche, die Alterswegcn u. s. f.
den Dienst nicht mehr zu versehn brauchten, hießen nicht
cnnsoilloi '8 (l lionnoui- , sondern con8oiI>c:i-8 I,0noi'gi,'k!8.
Äcan sehe 6uir:sit tliclion. cle8 5^noilim. <1. I. Ig„^. il'Aiio.
->lf. oo»8oillei- cl Iianileui'. Der Erzbischof von Paris und
der Abt von Clugny waren geborne Ehren-Räthe. — Was

1 *
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tos) deren indessen nur vier im Parlament saßen; aus den

eigentlichen, geistlichen (oloeos) sowohl als weltlichen Rathen,
aus vier Obergcrichtschreibem (Arokl-ei-8 e„ elict, einem für

das Civil-, einem für das Criminalsach, einem für die An¬

nahme der Aktenstücke (^l-ellmi- <lo8 i,rÜ8ontstion8), und einem

für die Abnahme der Eide (gi-ctier c>68 gllli-mstio»8), aus

vier Notarien und Geheiinschreibern, (Secretarien) des Hofs,

und mehreren andern bei dem Gcrichtösecrctariat angcstcllten

Personen; aus einem Ersten Gerichtsdiener (prcmioc bui88ici)

und viemndzwanzig andern Gerichtsdicnern; ferner aus dem

General-Procurator, drei General-Advocateu, fünfzehn Sub¬

stituten des General-Procurators, und mehrern andern we¬

niger bedeutenden Beamten. Ueber die Befugnisse und Ver¬

pflichtungen eines jeden derselben wird in der Folge näher ge¬

redet werden, nachdem wir zuvor die Eintheilung und den Ge¬

schäftsgang des Parlaments im Ganzen erklärt haben. Das¬

selbe zerfiel in vier Abteilungen, welche Kammern hießen,

vbschon einige der letztem, um der Menge der Geschäfte zu

genügen, selbst wieder in mehrere einzelne Kammern, jedoch

alle von gleichem Namen, abgetheilt waren. Diese vier Ab¬

teilungen waren 1) die große Kammer (>a gesncl'elismdro),
2) die Untersuchuligskammer (cliamb, -o «lo8 cn^ucto8) , 3) die

Kammer der Bittschriften oder Gesuche (ck>sml»c <le8 ic^uc-

i68), 4) die Criminal-Kammer, die aus Gründen, welche aus

dem Folgenden näher erhellen werden, tom-nellc criminelle

oder auch ohne weitern Zusatz wurnelle hieß. *)

überhaupt die hier angegebenen Zahlen der verschiedenen
Beamten betrifft, so habe ich sie aus dem: älm-mscli
liovsl snnev 1787 genommen. Sie weichen von dem,
was in der Lnc^cloj,. und bei b'cnie,-. gm. ks, loment

angegeben ist, nur in wenigen Puncten ab. Nur wird

von diesem letztem der xevll'iei- clos slliimgtion8 nicht un¬
ter den 8>-cü'ivi'8 en clicl' angeführt. Dieser Beamte war

angeordnct, um die eidlichen Erklärungen derjenigen auf«
zunehmen, welche eines Protestes wegen nach Paris hatten

reisen müssen, damit sie nämlich, wenn sie ihren Proccß
gewonnen, die Reisekosten von der Gegenpartei zurückfor-
dem konnten. ° >

Die drei ersten Kammern sind wahrscheinlich so alt als

das Parlament selbst, indem sie schon in der Verordnung



Unter der großen Kammer verstand man bald eine beson¬

dere Abtheilung des Parlaments, bald das Zimmer oder den

Saal, wo dieselbe ihre gewöhnlichen Sitzungen hielt, welcher

auch bei feierlichen Gelegenheiten zur Versammlung aller Ab¬

theilungen oder Kammern diente. In derselben hielt der König

sein Throngericht, (In äe ju8tice). Der Kanzler, die Prinzen

vom Geblüt, die Pairs, die Ehren-Räthe, eben so wie die

vier Requeten-Meister nahmen, wenn sie in dem Parlament

erschienen, ihren Sitz in dieser Kammer. 2n derselben gescha¬

hen alle Mittheilnngen des Hofes an das Parlament, cs mog-

ten Gesetze oder andere Nachrichten, oder auch Begnadigungen

selbst in solchen Sachen seyn, die bei einer andern Kammer

anhängig waren. Sie hieß auch die Kammer der öffentlichen

Verhandlungen (ellsmln-e än plsiäorer, csmers plseitoium)

weil sie die einzige war, worin die Advocaten der Partheien

allezeit öffentlich redeten. Man nannte sie auch wohl das

große Gewölbe (Is gesnäe route). Bei dem Volk insbeson¬

dere hatte sie den Namen der goldnen (vergoldeten) Kammer

Philips des Schönen v. I. 1291 angeführt werden. Doch
waren die frühem Amtsbefugniffe der beiden letztem (der

ellsinbi-e äe8 en^uet68 und re^uetes) von denjenigen, die
ihnen in spätem Zeiten zukamen, verschieden, wie unten
näher gezeigt wird, lieber die toui-nelle sehe man eben¬

falls die Folge des Tertes. Die Verordnung v. I. 1291
(Oi'äon. ll. I.our. toni. I. p. 320.) enthält Sit. 1 „ker totum

I^selsmentum peo re^uestis suäienä>8 ^uslibet äie seäesnt
tie8 peesvne äe eon8Üio nostio, non Usillivi, et sä lloe
äepUtSMU8 sä PIS680N8 msgistl'08 lognnem Dentis, Ouil-

lielnium äs Useitste, et 8tepllsnnm äe Deäsgio iniliteni,
et sä istuä ollieinm äeputsinus Notsiium insgistium Ili-

elleeium. art. 3. Deo suäienäis et äeeiäsnäis inguvstis,
seäesnt gustuoe peesone äe Lonsilio, non Dsillivi, viäe-

lieet ^uslibet septimsns äiebus Dune et lilsetis Deesnus
8eno»en8is ete. — — Dielius reeo Aleeeueü et lovis in

eisäen, in^uestis seäesnt Decsnus 8e»onvnsis etc. sei. ä.
Deecipiinus gnoä oinnes ins^ectoees inguestseum äili^en-
toe inspieisnt in äomil>u8 8ui8 in^uestss sibi tesäitss s

Ouris, et es8 äiligentee et liäelitee releesnt, et sä Ls-
mersm plseitoruin non venisnt, ni8i msnäetue ^ro eis,

nt smplius et curiosius vseent in viäenäis inguestis."



(cligmdre clome) wegen der vergoldeten Verzierungen, die Lud¬

wig der 12te an der Decke derselben hatte anbringen lassen. *)

Das Hauptgeschäft dieser Kammer war die Entscheidung

über alle sogenannten mündlichen Appellationen in Civilsachcn

(Th. I. S. 332), welche in der Regel vor dem Parlament

ebenfalls öffentlich und mündlich verhandelt wurden. Indessen

konnte die Kammer, wenn in dem Lauf eines Processes ver¬

wickelte Thatsachen aufzuklaren, oder schwierige Rechtsfragen

zu entscheiden vorkamen, auch das schriftliche Verfahren ver¬

ordnen, wo alsdann die Sache einem Richter zur nähern Un¬

tersuchung übergeben ward, der späterhin in einer geheimen

Sitzung darüber an die Kammer berichtete. Doch durfte (nach

der orllon. 6. 1667 ick. XI. sil. 9, 10.) das schriftliche Ver¬

fahren ohne weiteres nur in schwierigen Rechnungssachen und

ähnlichen, in den übrigen aber nur nach vorläufiger mündlicher

und contradictorischer Verhandlung durch ein förmliches Urtheil

angeordnet werden.

Vor die große Kammer gehörten auch**) noch alle Gesuche

um Wiederherstellung in den vorigen Stand 0<zguöt68 civilo8),

selbst wenn man darin gegen ein Urtheil angieng, das von

einer andern Abtheilung oder Kammer erlassen war.

Auch die Appellationen von den Aussprüchen der Kam¬

mer der Gesuche (oli->ln6re 608 ro^uätes), so wie desjenigen

Gerichtshofes, den man rogutckes cko l'liüwl nannte, wurden

zum Theil vor die große Kammer gebracht, wie späterhin na¬
her erwähnt werden soll.***)

In frühem Zeiten gehörte auch in allen eigentlichen Cri-

minalsachen, wo die Unterrichter die Todesstrafe oder andere

Leibesstrafcn erkannt hatten, die Entscheidung in letzter Instanz

*) Es befand sich an derselben auch noch ein gemaltes Cru-

cifir von Albert Dürer. Unterhalb sah man ein Gemälde,
welches König Carl den Viten in derselben Kleidung dar¬
stellte, welche die Präsidenten mit der Mörserhaube (vrä-
sitl6lN8 ä inoi-tiei') trugen.

**) M. s. Th. I. S. 368 und dort **)

***) Uebcr die sppvl8 commo cHu8, welche zum Theil auch
vor die große Kammer gehörten, s. weiter unten.



einzig der großen Kammer an. Die vierte Kammer (toui-nelle),

welche in den letzten Zeiten die eigentliche Eriminal-Scction

des Parlaments bildete, entschied ursprünglich nur über Vergehen,

und nicht über eigentliche Verbrechen, welche eine peinliche Strafe

, poilio atllietivo) nach sich zogen. Erst im I. 1515 ward

derselben die Bcfugniß ertheilt auch über eigentliche Verbrechen

zn erkennen. Zn den letzten Zeiten lag sogar mit wenigen Aus¬

nahmen, «wovon sogleich) dieses Geschäft ihr allein und mit

Ausschließung der großen Kammer ob. Vor diese letztere wur¬

den überdem noch mehrere Sachen schon gleich in erster Instanz

gebracht. Hierhin gehörten alle Rcchtsstreitigkeiten der Pairs,

welche sich auf ihre Pairien bezogen, so wie alle aus dem

Gebiet von ganz Frankreich, welche über die Rechte der Krone

(I)i-oit <lv lit coui-onne) , so wie insbesondere über das Ho-

Hcits-Necht in geistlichen Sachen (la regale) entstanden, (Or-

äon (1. 1667 IN. XV. r,rt. 19.)*) Der Herzog von Orleans, so

*) Gairz insbesondere noch legte die Erklärung Ludwigs des
Ilten v. 10. Febr. 1673 die Entscheidung darüber der

großen Kammer bei. — Das geistliche Hoheits-Recht, I»
regale (nicht zu verwechseln mit le« regale«, Regalien,
worunter man alle dem König als solchem zukommcnden
Rechre verstand, (M. s. die Vorrede des Grafen Pa störet
zu dem 15ten Band der Orllo,,. äu I.oue. p, XXI., XXII.)

war das Recht, welches der König hatte: 1) So lange
ein bischöflicher oder erzbischöflicher Stuhl erledigt war,
zu allen davon abhängigen Pfründen, die mit keiner Seel¬
sorge verbunden waren (benellee« „oa eure«), zu ernen¬

nen; 2> während derselben Zeit die Einkünfte des Bischofs
oder Erzbischofs zn beziehen. Das erste Recht ward vor¬

zugsweise das geistliche Hoheits-Recht (regale spirituelle),
und das andere das weltliche Hoheits-Recht genannt.

Einige Hof-Juristen leiteten dieses Recht des Königs gar
aus dem alten Testament her. Da die Könige von Frank¬

reich eben so wie die von Inda gesalbt und geweiht(eint« et «aore«) seyn, so könne man sie eben so wie
diese als halb geistliche und halb weltliche Personen an¬
sehn, wie sie denn auch in mebrern Domkirchcn Eanonici

sepn. Die Könige von Inda hätten das Recht gehabt in
Abwesenheit des Hohenpriesters die Stellen der Tempel¬
beamten zu besetzen. Dasselbe Recht stehe also auch den

Königen von Frankreich in Beziehung auf die Pfründen



wie einige öffentliche Anstalten, z. B. das große Krankenhaus
von Paris, Imivl llieu genannt, das allgemeine Spital und
das große Armen - Bureau derselben Stadt (oräon. <1. 1667
iit. II. ->>t. 12.) hatten das Vorrecht bei allen ihren Rcchts-
streitigkcitcn schon gleich in erster Instanz nur die große Kam¬
mer des Parlaments von Paris zum Richter zu haben. (M. s.
Th. l. S. 181, 260—262) In Criminal-Sachen nahm man
gewöhnlich an, daß das Verbrechen des Hochverrats im höchsten
Grad (ci-imo üe lose msjestc su Premier edel') schon in er¬
ster Instanz vor die Parlamente gebracht werden müsse, (die
übrigen Grade dieses Verbrechens wurden nur zu den dem Kö¬
nig vorbehaltnen Fällen (cs» rv)sux) gerechnet, worüber die
Amtmänner und Seneschalle in erster Instanz entschieden.) Die
Beamten der Oberrechenkammern von Paris, Rouen und
Dijon; die des Obcrstcuerhofs der beiden letztem Städte konn¬
ten wegen eines Criminalverbrechens nur vor der großen Kam¬
mer der Parlamente dieser Städte belangt werden; alle Mit¬
glieder der Parlamente standen in Criminalsachen nur unter
dem Parlament, wohin sie gehörten; und zwar konnten sie nach
ihrer Behauptung nur von den versammelten Kammern gerich¬
tet werden; ein Vorrecht, worin sich wenigstens die Mitglieder
des Parlaments von Paris stets behauptet haben. Vor die
versammelten Kammern gehörten auch alle Criminal-Klagen
gegen die Pairs des Reichs.

zu. Die gemäßigter« Publicistcn behaupteten indessen, die
Salbung nicht allein, sondern zugleich der Umstand, daß
der König der Stifter der Pfründen und Beschützer der
Kirchen sey (ssois unotio eoneui'rcn8 cum luncl-ttione et
pi-otevlione) geben ihm dieses Recht. Einige glaubten,
der Pabst Hadrian habe Carl dem Großen dieses Recht
wegen Ausrottung der Arianer verliehen; nach andern
hatte es schon Chlodwig erhalten. Gewiß ist es indessen,
daß die Könige von Frankreich des dritten Geschlechts
das Hoheits-Recht schon in den ältesten Zeiten ausgcübt
haben. Von dem Ursprung desselben wird im folgenden
Abschnitt Nr. XU. näher gehandelt werden. Uebcr die
Einleitung der Prozesse, die über das Hoheits-Recht ent¬
standen, lehc man I'cnie,-. vict. 6. II. -ut. Nessle (Ro¬
ll'''- cle Doms». llisuc. litz. II. tit. 9. NNd^Kai-cs 6«- con-
corll. Lsceläot. vt impec. tit. VUI. Lsp. 22, 21.
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Alle bei der großen Kammer anhängigen Prozesse wurden,
nach einer ein für allemal bestimmten Ordnung, nach der Amt-
mannschaft oder Landvogtei, worin die streitige Sache lag,
vorgcnommcn. Nämlich die Prozesse, die sich auf Gegenstände
derselben Amtmannschaft bezogen, wurden in eine besondere
Pergament-Rolle eingetragen, welche die Rolle dieser Amt¬
mannschaft (ehemals die Zeit der Amtmannschaftcn, tem8 des
Ii->il!ie8, die8 senescbsllorum et bgillivoeum) hieß. Alle in
dieselbe Rolle eingetragenen Prozesse kamen unmittelbar nachein¬
ander vor, so daß man erst zu den Sachen einer andern Rolle
überging, wenn die der vorhergehenden alle abgemacht waren.
Dieses war uralt*) und stammte noch aus den Zeiten her, wo
die Amtmänner sich selbst ins Parlament verfügen mußten, um
die Richtigkeit ihrer Aussprüche so wie auch die Rechte der
Domainen zu vcrtheidigen. Dieselben wären zu oft von ihren
Geschäften abgerufen worden, wenn nicht die Ordnung, nach
welcher die Sachen der verschiedenen Amtmannschaften verhan¬
delt wurden, fest bestimmt gewesen wäre.**) Die Rollen der

*) Option, d. 129) srt. 7 „Lenesclislli et b-iilliei reeipisnt
vsdis 8ua pee dietg8, uuibu8 ipsi eeunt iu k>siIIiHi88ui8,
eundo et eedeundo sd oomputo8 et gd pselsments, et
ibidem i-emanesnt, rsusmdis dies -Kr/Zrärs srco dueabunt
vel c^ustenus per msZisteos eueie eetinobuntur."

**) Oedon. de kliilip. V. d. 17. 9bee 1313 (Oedon. d.
I^ouv. tom. I. p. 673) srt. 6. „<^us nulle bgillie, ne
Leneebeucie ne seer» eommaneee u deliveee, devsnt es
gue tuit le seee8t de l'sutee 8Lront tuit oonseille, et
peononeiv, 8i es n'e8toit un es8 , ou lu court poue su-
cune Aeunde egu 80 voudeoit uttendev le lio^." Oedon.
d. deeemb. 1320 »et. 3. „<^ue Ie8 seneelisuls, Lsilliri, et
Heoeueeur8, gue ont sceourtume ä venie en pselement,
veneont pse teoi8 soue8 ou plu8 nvsnt In fournee d0 Ieur8
pre8entstion8, et 86 pevsenteeont tsntost comme i>8 86-
eont venux su psrlenient, et Ioe8 le pselement bgudrs
un LIeee et uu dudit I'aeleinent, Ie8^uel8 uveo un
de8 M68lee8 de nv8 com^lez et no8tre teesoeiee tou8
ensemlile, oeeont en ceelui» lieu lv8 eelscions de8dit8
seneclisuls, lj-iilli/. et I^eooueeues, 8U8 les esu 808 et toug
Ie8 ksiri gui nou8 touebent et peuent toucliee, et s'il
voient cju'il esppoetut ebose, rzui ne tece a ovr, il loue



verschiedenen zu derselben Provinz gehörigen Amtmannschaftcn

wurden ebenfalls zu Einer vereinigt, welche die Rolle der Pro¬

vinz hieß. Es gab (beim Parlament von Paris) neun dieser

Rollen, nämlich die von Bermandois, Amiens, Senlis, Paris,

welche letztere die Appellationen von der dritten Kammer (>e-

yusto 5 palk,is) und von den Anssprüchen des Stadtgerichts

von Paris enthielt; ferner die Rolle von Ehampagne und Brie,

von Poitou, Chartres und Angoumois. Die Rollen wurden,

von der jährlichen Wiedereröffnung des Parlaments an, nach

derselben Ordnung, wie sie hier genannt sind, vorgcnommen;

doch war für jede Provinz ein gewisser Zeitpunkt bestimmt,

bis zu welchem die Prozesse derselben verhandelt wurden. Für

diejenigen, welche bis zu dieser Frist nicht abgemacht waren,

fand von selbst, dem Recht nach, das schriftliche Verfahren

Statt, wenn der erste Präsident sie nicht in eine andere Rolle

cintragen ließ.* *) Alle Sachen der so eben genannten Rollen,

welche auch die ordentlichen Rollen hießen, wurden Montags

und Dienstags Morgens abgemacht. Es gab indessen für ver¬

schiedene Sachen und Umstände auch noch besondere Rollen.

Eine dieser Rollen, die Donnerstags Morgens vorkam, ent¬

hielt die loguötes civils8, kijipoU eomms cl'stzus, i6^alo8 U.

d. g. aus allen Provinzen und Amtmannschaften. Noch eine

andre Rolle begriff alle Sachen, die Eile forderten, und in die

gewöhnlichen Rollen nicht hatten eingetragen werden können.

Die Parthei mußte, um in diese Rolle ausgenommen zu wer¬

den, sich mit einer Bittschrift an den ersten Präsident wenden,

dem die Ordnung**), nach welcher die einzelne» Sachen in

clieont gm'il «e soulD-ont ot Io8 ->utr68 Ü8 los putzlioeont
ßt I?8 leiont oir et jugei- eii Ugi-Ieinent.

*) lieber die Bildung dieser verschiedenen Rollen s. a. die
Königl. Erklärung v. löten März 1673.

**) Uebcrhanpt war die Ordnung, nach welcher die zu der¬
selben Amtmannschaft gehörigen Sachen in die Rolle der¬

selben eingetragen wurden, dem ersten Präsident überlassen;
nur daß die Beamten des Stadtgerichts von Paris
(okätolet) die erste Sache der Rolle von Paris bestimm¬

ten. k'ei'iioi'. Diot. cl. I). ni't. Uole). Gewöhnlich indes¬

sen wurden die Sachen nach der Ordnung, wie sic auf



dieselbe eingetragen wurden, völlig überlassen war. Die
Sachen dieser Rolle wurden in den Nachmittagssitzungenvon
Dienstag und Freitag abgemacht.

Die Sitzungen der großen Kammer wurden in große
(grandos 3Utlienoe8) und kleine d. h. mehr oder minder feier¬

liche, ferner in öffentliche- und Sitzungen bei verschlossenen
Thnrcn, endlich in Morgens- und Nachmittags-Sitzungen cin-
gethcilt. Die Sitzungen von Montag, Dienstag und Donner¬
stag Morgens hießen die großen Sitzungen. Die Richter saßen

dem Secrctariat angcmcldet wurden, auch in die Rolle

getragen. In frühem Zeiten war dieses gesetzlich vorge¬

schrieben. Schon die Verordnung Philips des Laugen v.
17tcn November 1318 (Orclon. cl. I.ouv. wm. I. p. 673)
enthält Art. 3.: „()ii en toute8 in3nioro8 <le pnrtien,

8e>ono oo ^u'elle8 8eront pr«:8entee8, 8eront <lelive68 psr
clo8 pr68vnt3tion8 , 83118 nul 3V3Nt3A6 lle üonner nuclienoe
3 untre P6180nne, M3I8 g^uo 8elon I'orilre ^uo il 8LI'ONt

pre86nte68. IR bien 80 ^nrilent >68 P3rtie8, ^ue elle8
8oient trouve 3 I'IlUI8 tlo >3 elinmlire pre80ntv8 et §;glI1I68
lle leur eoii8eil, <^U3N(I vllo8 8eront Sppollev8. 031' >08

P3rtie8 Pi'68enl68 8eront t3nt08t 3elivre68 83118 <ke>3^ oto."
Merkwürdig ist auch noch Art. 2. der Vcrord. Philip, v.
Valois v. Dccember 13)4. (Orclon. 6. Oonv. tom. II. p.
210) „t^nin in pnrlnmento no8tro i^uocpie oon8iietum
1u0l'3t 0>,8LI V3l'i, ^nocl si P3rtv8 Pl'368ent3t30 voonrentur

per rotulum, 8611 ee<Iul3M 311t 3Ü38 per illnm 3cl ^uem,
ex esn8 ollioio 8611 3Ü38 lioo lieri inoumlielint, 30tor ^Nl
3ll cnutelnin et per 8N3M mnlicinm, ut t3rcIlU8 voonretnr,

in 6ne Pl'3686nt3tinnuni 80 (orte prnenentnlint, in P1'3vsu-
clioium 8U36 P3l'ti8 prneteiiüelint, ex 8tilo online, 3ut
3Ü38 86 NON lleboi'6 oompelli litiAnre , eum voonretur 86-
ounclum pi'368ent3tioneni 81I3V P3i'ti8 3clvor836 , 8ecl tune

8olnm, eum 8oouncluiii orclinem 8U36 pr368ent3tioni8 vo-
ouretur. I?.x ouju8 oli86rV3iiti3 Oiii'in impoclieiintur, et
031183011171 expeclitio rotnrilnliutur, et pnrti volenti proee-
clere inlerelintnr prnejullioium 8ive clninpnum: Volu-

inii8 30 etinm oi'clin3inii8, ut Iali8 8tilii8 8vn orclo pro-
86nt3lionu,n in liti^nnclo ilo oelero non 8errotnr, 86i1

8oeiin>lnm ijiioil voouliuntnr p3rle8, per pi308ent3tionem

ouju8liliet enrunclem, 3otori8 8oil!eet zivo rei litiAnre
teneliuntnr.^
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alsdann auf den hohen Sitzen *) und erschienen in ihrer
Staatskleidnng. Sie fingen früh um 6 Uhr**) an, und dauer-

*) Die Sitze der Mitglieder des Parlaments glichen, wie
noch in dem Sitzungssaal des Caffationshofs zu sehen ist,
den Chorstühlen (stalles) einer Domkirche, einer Abtei
u. s. f., wobei man ebenfalls die Hintere an die Wand
anstoßendeReihe von Stühlen die ober»,, und die unmit¬
telbar davor Etwas tiefer befindliche Reihe die untern
Sitze nennt.

**) Es war von je her gebräuchlich, und erhielt sich als Er¬
innerung an die Tageszeit, zu welcher ehemals die Ge¬
schäfte anfingen, bis zu den letzten Zeiten, daß das Par¬
lament seine Sitzungen Morgens früh begann. In der
Verordnung Philips d. Langen vom Dccember 1320 (0>--
äon. to,n. I. s>. 727.) heißt es ... . Ululippes ete. . . . .
z>gl' gi'giit clvlibeistion cle nostie Conseil, svon8 ksit or-
ciennsnee 8ur l eist 6v nostre Usrlenient en Is insniere
gui 8 vnsiiit.

1) 0'e8t s88svoie c^u'en no8tre clit Usilernent sues Iiuit
OIei'8 et clou^e 4,sv8, IA'68il!en8 Ie8 guex et >68 dkotsirex
gu88i vencliont su instin en Is (Üisinbie <le Dsileinent ü
I'eure gue I'eu elisnte Is Premiere nie886 en nostie
Lbspelle bs88e cle Usii8, et cleinoui-ont illee eontinuelle-
inent ju8^u68 su inicli 8onnsnt, en no8tie «lile Llispelle
8SN8 PSI tiie et 83N8 18811', 86 n'68toit ^oui' neeesite
coipoielle."

Earl der 5te befahl in seiner Verordnung vom März
1356 (Oiclon. tom. II. p. 121, 129.) si t. 7. ,,(^ue 6oi e8
nsvsnt ei>8 gni 8Siont ouäit ksilsment et en Isllite
Obsinbie cle8 en^ue8te8 86 s^embleront en Isclite elisin-
tzie s lieure cle 8vleil levsnt."

Die Verordnung Carls des 7ten vom 28ten Oktober
1446 über den Geschäftsgang des Parlaments stimmt mit
dem Gebrauch der letzten Zeiten gänzlich überein. Sie
enthält Art. 8. „4 ceitsinex Oi'6onnsncs8 eoniensn8 c^uo
lex 8ei^neui'8 cle Usilement cloivent vonie bien instin et
eontinuer tsnt r^ue Is Loui' seeers: scljoci8ton8 et oiüon-
non8 ^ue cl'oresnsvsnt tou8 Ie8 joui-8 ^ne Ie8 IAe8icleii8
et 6on8eiIIei8 cle nostieclit Usilement clevinnt venie en
nostie Ualsix fcle ju8tiee^ a Usiis, pocn- IiesoiAnei' en
no8tie6it Usileinent, 8vit poui- plsiäer ou eonseillei',
Ie8ilii8 Ui-esiäens et Oonseilleix vionnent et entient en
nosiieclite Oour ineontinent ^ue 8,x lieurex 8ont 8onnee8,
ou su inoins cleclsns un ^usit cl'lieure s^ies, 8ur ^eine



tcn gewöhnlich bis 10 Uhr; in der Fastenzeit jedoch bis 11
Uhr, (um die Zeit wieder zu gewinnen, die früherhin während
der Fasten auf Anhörung der Predigt verwendet ward.) Non
6 Uhr bis 7 wurden Berichte über die schriftlich verhandelten
Prozesse abgestattet. Um sieben Uhr ward die Sitzung öffent¬
lich. Zuerst wurden die summarischenSachen und Instructio¬
nen verhandelt, und damit fortgefahren bis der Hof ins Er¬
frischungszimmer gieng (slloit L Is Küvette).* *) Um halb
neun fing dann die eigentliche Sitzung an, welche, wie schon
gesagt, gewöhnlich bis zehn Uhr dauerte. In der Zeit zwi¬
schen diesen beiden Sitzungen fanden gewöhnlich die Mitthei¬
lungen des Königs an das Parlament entweder durch die Be¬
amten der Staatsbehörde oder durch den Ceremonienmeister
Statt; auch wurden alsdann die Pairs und andere Beamten
aufgenommen u. s. f. Nach zehn Uhr versammelten sich die

äs privstion äs Isur xglsirs pour Is jour gu rsggrä gux
csulx gui äsllguäloisnt; et xept lisursx sonnsex, ou Is
pluxtoxt gue lsire xe pouvi'g gprsx, on coinmoncerg g plgi-
äer sn Igäits V-ouv ü jouv äs plgiäoisiis, et g jugsr Iss
proeex g jouv cle conxeil a Igäits bsuvs, st entrs Igäits
keuve äs xix Iisuvex st äs xe^t lisursx, xeront sxpsäis^
Iv8 MSNU8 s^^ointemsnx äs kegixtrs et ls8 keguextes
pss lg (Sems si-gprs8 äselgiiss." Die große Verordnung
desselben Königs v. I. 1153 enthalt Art. 3, 4. fast die¬
selbe Bestimmung. — Dieses erhielt sich bis zu den letzten
Zeiten. Den 31. August 1786, an welchem Tag der be¬
rüchtigte Halsband-Prozeß entschieden ward, versammelte
das Parlament sich schon Morgens früh drei Viertel Uhr
nach fünf.

*) Nach den alten Vorschriften der Capitularicn sollten die
Richter in der Sitzung nüchtern seyn. Dieses hatte sich
auch bis zuletzt in so weit erhalten, daß man Criminal-
sachen immer Morgens vornahm. So bestimmt es die
nräon. criinin. äs 1670 tit. XXV. sit. IV. „lucuii
procsx ns ^ourrg sxtre jugs äs /-s/evee, xi nox procu-
rsurx on esux äe8 xsignsurx ^ ont prix äs8 coneIu8ion8
g mort, ou x'il eckeoit uns peins äs mort ngturslle ou
civile, äs gglers, ou bgnnixxemsntx g tempx. X'sntenäonx
nssnmoinx risn innover a cet sggrä « I'uxgAS okxerve
^sr nox courx.



Kammern nur, wenn es nöthig war; auch hörte man zuweilen

noch Berichte über die schriftlich-vcrhandcltcn Prozesse an; ein

Gebrauch, der gar nicht alt, und erst seit der Zeit, daß die

Stunde des Mittagscssens geändert worden, entstanden war.

Die großen Sitzungen des Parlaments schlossen mit der Mitte

Augusts.

Alles was znm Dicnstgeschäst der großen Kammer gehörte, galt

in einem so hohen Grade für ehrwürdig, daß die Sitzungen der

andern Kammern und Gerichtshöfe, des Steuerhofs (ooui- ckes

->i6os), Stadtgerichts n. s. f. erst, wenn die der großen Kam¬

mer geendigt waren, oder nach zehn Uhr anfiengen. Nämlich

dann erst begannen darin die mündlichen Verhandlungen, und

vorher nahm man nur Erpcditionen für die Instructionen u. s. f.

vor. Wenigstens hätte es gesetzlich so scyn sollen, und auch in

der Ausübung ward so viel davon beobachtet, daß man darin

den Grund und Zweck dieser Gebräuche erkennen konnte.

Mitwochs und Samstags waren die Sitzungen der großen

Kammer geheim. Man beschäftigte sich in denselben mit den

Gründen und Einreden gegen die Einregistrirnng der Königs.

Schreiben, mit Einsprüchen gegen die Vollstreckung der erlasse¬

nen Urthcile, Appellationen in Polizcisachen, Einreden in

Ehesachen u. s. f., welche indessen auch mündlich, allein nur

von den Procuratoren ohne Beistand eines Advocaten vorge-

tragcn wurden. Für diese Sachen ward ebenfalls eine besondere

Rolle angcfcrtigt und alle vierzehn Tage erneuert.

Außer den Morgenösitznngcn fanden auch noch zweimal die

Woche, Dienstags und Freitags, des Nachmittags Sitzungen

Statt. Der erste Präsident führte nur in der ersten und letz¬

ten derselben den Vorsitz, und überließ ihn in allen übrigen
dem zweiten Präsident.

In dem Ccremoniel der großen Kammer war alles mit

der pünktlichsten Genauigkeit geordnet.*) Wie in der katholischen

) Allerdings gab es auch Lächerlichkeiten dabei. In dem

Sitzungssaale der großen Kammer befand sich eine

Stelle, wo die Richter saßen, welche daö Parquet hieß.
ein mit Holz cingeschlossener Raum, welcher

alle Banke begriff, worauf Lilien gestickt waren. Nnr
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Kirche war die Kleidung der Richter sogar nach Verschieden¬
heit der Jahreszeit verschieden. In den großen Sitzungen
(Montags, Dienstags und Donnerstags) trugen die Präsidenten
von dem Ende der Ferien an bis zu Maria-Verkündigung einen
Hermelin-Rock nebst der Mörserhanbc, und in dem andern
Theil des Jahres einen scharlachrothcn Rock ohne Pelz; auch
hatten sie die Mörserhaube nicht. Die Nachmittagssitzungen
wurden zwar auf den hohen Sitzen aber in schwarzer Kleidung
gehalten. In den geheimen Sitzungen endlich (Mitwochs und
Samstags) saßen die Richter auf den nieder» Sitzen, und die
Präsidenten erschienen in schwarzer Kleidung.

II. Die zweite Abtheilung des Parlaments, oder die Un-
tersuchnngskammer (clismki-o des en^uö-tos) hatte zum Haupt¬
geschäft die Beurtheilung derjenigen Prozesse, für welche ent¬
weder schon in der ersten Instanz das schriftliche Verfahren
Statt gefunden hatte, oder die zwar in die Rolle der großen
Kammer eingetragen waren, allein innerhalb der festgesetzten
Frist nicht verhandelt werden konnten. Bei der Beurtheilung
dieser Prozesse in der Untersuchungskammer, ward nun auch in
der Regel schriftlich verfahren; indessen wurden doch einige
Gegenstände in derselben mündlich verhandelt. Hierhin gehör¬
ten alle Prozesse, die wegen ihrer Verbindung mit andern bei
der Kammer schon anhängigen (gse connexitä) ihr zugesendet
wurden, eben so fand auch für alle Jncidentpunkte, die sich
bei den schriftlichen Prozessen ergaben, das mündliche Verfahren

'die Prinzen vom Geblüt und die Präsidenten hatten das
iss Recht durch diesen Raum zu gehen um zu ibren Sitzen
siinl»" zu gelangen. Alle übrigen Mitglieder des Parlaments

M - kamen von kleinen Zimmern aus auf ihren, Platz. Als nach
dem Tode Ludwigs des Vierzehnten die Verordnung des-
selben, wodurch er allen seinen legitimirtcn Kindern den

väk ^ Titel Prinzen vom Geblüt verliehen und sie für succcssions-
tcr!^' fähig erklärt hatte, durch ein Edict des Prinz Regenten

wieder aufgehoben ward, ließ man denselben von allen
ihren Rechten nur das sich durch das Parquet auf ihren

zhtl. § Platz begeben zu dürfen; welches wie Voltaire (Inst, ckn
^ cle Csi-, 59.) richtig bemerkt, unter allen

auf dieser Erde cingefübrten Ehrenrechten wohl das aller-
unbedeutendste seyn mögte.



Statt- daher auch jede Untersuchnngskammer*) wöchentlich
zwei öffentliche Sitzungen hielt. Auch über Vergehen (piocöz
cle petit eriminel), die keine peinliche Strafe nach sich zogen,
erkannte die Untersuchungskammer. Wenn sich indessen in dem
Lauf des Prozesses ergab, daß wohl eine peinliche Strafe
Statt finden könnte, so ward die Sache der Criminalkammer
(louinellö) zugeschickt, in welcher in diesem Fall derjenige
Rath, der in der Untersuchungskammerschon über die Sache
angetragcn hatte, ebenfalls darüber berichtete. Auch in Civil-
sachen konnte die Untersuchungskammer gegen Jemand auf
körperlichen Haft (piise <le eorps) erkennen, und den Prozeß
bis zum Endurtheil instruiren.

Um der Menge der Geschäfte zu genügen, gab es bei
demselben Parlament mehrere Untersuchungskammern, welche
man durch den Zusatz: erste, zweite Untersuchungskammeru. s. f.
unterschied. Die Zahl derselben war, wie man leicht denken
kann, nach Verschiedenheit der Zeiten und der Menge der Ge¬
schäfte verschieden. Im I. 1756 gab es derselben fünf. Allein
ihre Zahl ward durch ein Edict v. December des genannten
Jahrs auf drei vermindert. **) Jede dieser Kammern bestand
in der letzten Zeit aus zwei Präsidenten,die vom König unter
den Räthen gewählt wurden, aus mehrern theils weltlichen,
theils geistlichen Räthen,***) einem Gerichtssecretair u. s. f.
Jene hießen nur Präsidenten der ersten, zweiten u. s. f. Unter¬
suchungskammerund nicht Präsidenten des Parlaments, wel¬
cher letztere Titel nur den neun Präsidenten mit der Mörser¬
haube (pi'vsiclens s inortier) zukam. Ter älteste unter den Räthen
jeder Kammer hieß Dechant(äoven) derselben. Die Räthe der
Untersuchungskammernwurden der Stufenfolge des Dienstalters
nach zu Mitgliedern der großen Kammer (grsnä'elmmbre) be-

*) Es gab deren nämlich mehrere, wie wir sogleich hörenwerden.
**) Dieselbe Zahl bestand noch i. I. 1787.

Die Zahl der Räthe hat sich ebenfalls nach Verschieden¬
heit der Zetten geändert. Die Encyclopcd. Gm. Usi-Iement)
gibt diese Zahl in jeder Kammer zu 32 an. Nach dem
älmgnseli rovsl v. I. 1787 war sie aber weit geringer.
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fördert. — Der stiame Untersuchungskammcr kommt daher,
weil in gan; alten Zeiten, wenn das Parlament eine Beweis¬
führung, sey cs durch Urkunden oder Zeugen-Aussagen u. s. f.,
verordnet hatte, die Acten, che über die Sache entschieden
ward, gewissen Eommissarieu «m. s. d.Note v. S. 4,5) vorder
zum schriftlichen Bericht zugcstcllt wurden. Diese Commissarien
gehörten eigentlich nicht zum Parlament. Tie Verordnung v.J.
1291 (Oi-4on 4. I.ouv. tom. I. p. 320) bestehlt (Art. 4.) ihnen
sogar in die große Kammer (in eamei-am plueitoeum)anders
nicht zu kommen, als wenn sie gerufen würden. An diese letz¬
tere statteten sie ihre Berichte ab, und dieser allein kam, wie
cs scheint, in den ältesten Zeiten die Entscheidung zu.*) In
Fallen, wo an Ort und Stelle Etwas zu untersuchen war,
wurden auch oft die Amtmänner damit beauftragt, welche dar¬
über Bericht an das Parlament abstattctcn. **) Zuweilen in¬
dessen wurden dergleichen Untersuchungenauch von eigentlichen
Mitgliederndes Parlaments (der großen Kammer) geleitet.***)

Die Verordnung Philips dcö Laugen vom Teccmb. 1320
(Oläoii. iom. I. p. 727) enthält eine eigene Abthcilung über
die Untersuchungskammer (xvui- lg elmmbre 4e8 e»iue8te8.)

*) Oi-4on. 4. 23. Nsi-8 1302 (tom. I. p. 354.) m-t. 13- „14
volumu8 ^uo4 in^uo8te et s>iokntione8, po8t <^usm Ineeint
trgn8mi'88o r>4 euiism, st>4ieentui' inlrs biennium s4 tru'-
4i»8, p 08 tguum ut ^remittetue, kueiint r»4 euiism ee^or-
t-itse.

**) Oe4on. 4. Ulnlch. I. IonA. 4. Decemb. 1320 (tom. I. p.
727) ai't. 11. ..14 bien 8«it poum'eü gne ciucun
eommi88->iee ne 8oit envove, ne eommi88ion («ite 4e I>e-
8o»no ^ui s>ui88e e8tre stiite Ie8 xencebsux ou bsülirl,
m(-8 ä ^ceux 8vient 1sitto8 le« cnmmi88ion8, 86 n'e>8t ou
enr; gui Iv8 toucberont, ou gu'il 86eoient 8onp68onn->ble8."

***) Oe4on. 4. 5Ir>i8 1344 (tom. II. 222.) .ii't. 2. „i^on8
voullon8 et or4enon8 <^uo no8 A6N8 4e Um4ement, i^ui

80 >ont envo^er: en eommi88ion ne ^ui886nt penee gne
poue 8>x cbevaux su plv8, comluen gue sll»8 en v me-
»i>88ent. Ro8 ^en8 4e no8 en<z» 68 t 08 , ou ieguo8te8 4u
Uttlsix pour guslie cbov-',ux, e8 cjuel8 noml,i 68 8eeont
compte?. Ie8 clivvnux i»e Ieui-8 clei-8 ebev.iuebeiont, ^ui
Isboueront en I'su4ition."

o
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Nach Art. 1. sollte cs in derselben zwei Klassen von Mitglieder

geben, wovon die der ersten Richter (sugeui-g), die der zweiten
Berichterstatter (ispgorteui'g) genannt werden. Tic letztem

lieferten ihre Berichte an die große Kammer ab, welche sic

dann zur Entscheidung an die Richter (jugeui-g) zurückichickte.*)

Nach der Verordnung Philips v. Valois vom 11. März 1311

(O.-clor,. 3. Uoue. tom. II. I>. 21S) sollten die Berichterstatter,

wenn das Urtheil in der Kammer bcrathen war (spieg
I'siregt SUIS ete eongeille en Is clismlil'e) daßelbe innerhalb

sechs Tagen völlig abgcfaßt in die Kammer zurückbringcn, um

es dort vorzulesen und nöthigenfalls zu verbessern (eoeiigee).

Hierauf ward cs mit dem Siegel eines der Präsidenten ver¬

sehen, und dann auf das Sekretariat (su reZisn-e) der großen

Kammer gebracht, welche es öffentlich auchprach. Zu dieser

Zeit ging also in allen Sachen, in welchen die Instruction

des Prozesses von der Untersnchungskammer geleitet worden

war, von derselben auch das definitive Urtheil aus. Die ge¬

nannte Verordnung hob übcrdcm den Unterschied zwischen den

richtenden und bcrichtcrstattcndcn Mitgliedern gänzlich auf,

und übertrug allen abwechselnd das eine und andere Geichäst

„ose toug iloivent egtee Ilsppoi'teui'8 et sugeui'8 (sot. i).)^

Tb schon seit dieser Zeit die Untcrsuchungskammcr eben so wie

das eigentliche Parlament die richterlichen Befugnisse in vollem

Maß hatte, so blieb doch noch längere Zeit nachher ein Unter¬

schied in der Benennung, die man den Aussprüchen der einen

und andern Kammer gab. Man unterschied in dieser Hinsicht

sei-eüts, suclicis und congilis einige.**) ^i-eests nannte man

*) lit. ü. „<)ugut niie eiigiiegto 8ors pselsile et I,silles
6» Is gesnt-el.ainluo ieello cliamdre Is lisueli-g tante>8t

su sugeu, 8 eloge, poui- veoie et siigee. Ut geis sei egte
1>se tieveeg le Oloee ein gielie s guel soue eile sues egte
dsillT!.

**) OniGIig lsicßen die Urthcile, wodurch den Partbcien eine

gewisse Frist bestimmt ward um den Prozeß einzuleitcn,
die Beweise zu liefern u. s. f. Tic Formel dafür lautete:

„1>I68 eonsilii S88,gnsls L8t tsli 8,i,,ee lsli lile sei sliuel

pgelsmeslum ^eoximum." Diese eoiigilia sind die Veran¬

lassung zu den später» g>>j>oi„Iei»ei>8 (ä eoi ii e et proäuire)
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die Urtheile, welche nach öffentlicher Anhörung des Vortrags

beider Advokaten von der großen Kammer ausgesprochen wur¬

den. Die Formel dafür war: „t^uil>»8 rsiionibux utrin8g»e par-

t>8 Ino incke sutlilis ckictuin luit per »rrexlnm cnri-ie." ckuckioia

hießen diejenigen Urtheile, die in schriftlich verhandelten Pro¬

zessen auf den schriftlichen Vortrag eines Referenten erlassen

wurden. Die Formel dafür lautete: „Viz-, incpiexiä et ckili-
genter i»8peetä prnnuntistnm luit per curi»e suckioiinn.

Noch zu den Zeiten Boutilliers (i. I. 1402) hießen die

Aussprüche der Untcrsnchungskammcr nur juckicia* *) und nicht
arresta. Viel langer, (bis zu den Zeiten Ludwigs des 14ten)

erhielt sich die Sitte, daß die von der Untersuchungskammcr

erlassenen Urtheile an die große Kammer geschickt, und von

dieser letzter» öffentlich ausgesprochen wurden. Dieser König

verbot indessen durch die Verordnung v. I. 1667 (tit. XXXVI.
srt. 7 .) für alle schriftlich verbandeltcn Prozesse **) diese For¬

malität ausdrücklich. Seit dieser Zeit wurden die Urtheile der

Untersuchnngskammer, welchen man ohne Widerrede die Benen¬

nung s,-i-e8t8 gab, auf dem Gcrichtssccrctariat ausgclöst.

U. Die Kammer der Gesuche (cb-nnbre cko8 regneten)

zuweilen auch nur „regneten" oder „regneten ck» V-cksin" ge¬

nannt. — Schon in den ersten Zeiten des Parlaments waren

geworden. Noch unterschied man msncksts curise, welches

meistens Befehle an die Amtmänner waren. „Injunetnm
08 t isli bsilUvo." Dieser Unterschiedzwischen srrents, j»-
6ici'g und connilis ist uralt, und kommt schon in den ersten
Registern des Parlaments vor.

*) Auch machte man srüber Schwierigkeit, ob die clismlire
sto8 engneien das Recht habe, sich in ihren Aussprüchen

des Ausdrucks „mettre r>u nennt" zu bedienen. Vspon.
Vollect. srrent. lib. 19. tit. 1. Xo. 27. „ (6 nnpremsm
Uurl.imenti Ourism, relignin oinnilnin exelunin, pertinet
sppellrilinnem et ick g gn» sppelletnin luit, in irrituin
ckeckncencki hin. Vt reperitnr anno 1122 cknliitstum (uinne,
nti uni Lamers inguinitionum ick l'aeere ponnet. Vt Oriente»

Us> inienni cke 2). cksnnsrü prseckielo snno suckicstum luit

guock nie. Ick igitur jnckicilnin Ursenickislibux non permit-
titur, guornm nonnulli ick bockie l'scinnt."

M. 1. n. Verlier. Diet. ck. I). srt. prononeialion.



besondere Beamten unter dem Titel: Reqnetcn-Mcister (m-dlres

de« rvguetos, msgistri libollorum supplieum) bestellt, NM die

an das Parlament eingehenden Gesuche zu beantworten. Die

Verordnung Philips d. Schönen v. I. 1291; (Ordou. w>». I.

p. 320.) enthält darüber Art. 1.: „Uer toiu». 1>arls>nv,,tum pro

re^uostis sudiendis svdesnt tros porsonso de cousilio nostro,

non bsillivi, et sd lloo deputamus sd praesens magistros loannem

Dentis, Ouillelmum de Usritate et8teplianum de pedsgio militem,

et ad istud oMeium deputamus notarium magistrum Ilielierium."

Um die Bittschriften, die aus den Provinzen des geschriebe¬

nen Rechts entgingen, zu beantworten, waren (Art. 2.)*)

besondere Beamten angeordnet. Philip der Lange bestimmte

durch verschiedene Verordnungen die Dienst-Verrichtungen dieser

maitres des re-iuetos genauer. Sie thcilten die Antwort auf

die eingehenden Bittschriften ihren Gerichtssecretarien (notuires)

mit, welche dieselben zu Hans ins Reine schrieben**) und sie

*) ilüd „Dro csu8i8 et Iloguestis 8enooalliarum et osrum

partium ^uae jure scripto roguntur sedeant eto."

**) Ordon. d. 17. lXovllr. 1718 (tom. I. p. 673.) srt. 7.

„l^lue lzouues personnes et spertes pour delivrer soient
sux rec^uestes de >8 Dsuguv-doe et de Is k'ranegise. Dt
gu en obasoun siege des roguostes syt trois ou ^uatro
uotairos, . . . . un de e . . . et le remanent des autres,

par leurs seromens soient teuus d'estre sux reguestes,
tant eomme les malstres des ree^uostes v sei out, saus

laillir et saus aller 8 ia ellamlire et gue par leur ser-

nient il uv puissent lairo autres letres, tsnt gue ils ayent
letti-es de reguestos a lairo, et c^ue les lettres gue il
leront, il rapporteront eeritos au matin, a leue malstres

des ro^uestvs, li^uel les corrigeront, se il vovent gue
elles laevnt ü eorrigor, et les signeront dou signot c^uo
I'un d'eux portera, eognu su clisuevlier, et les envo)'o-

ro„t su elisneelier toules eorrigees, et signees pour sool-

ler. . . .Dt u'sura en eliasoun siege des re^uestes ^u'uu

siguet, tel eomme li 1lo)-8 ordonners. Dt uo pourront
eonnsitre, uo prendro eounoisssueo de csusos ne de

^uervlles espeeiaument ch-» r/es gui
doivent estre demenees en Darlemont ou devant les liail-

lis ou les seneelisus. Mais se Partie se oppose cnutre
recpieste a ls lin «jue lettre de justice ue soit donnee, il



in tue Kammer znrückbrachten, wo sie nachgeschcn, nöthigenfalls

verbessert, mit einem besonder» Siegel («ignet) versehen und

dem Kanzler zur Beisetzung des großen Siegels zngcsendct wur¬

den. Sen Reguctenmcisteru kam über die Hauptsache keine

Entscheidung zu. Sie sollten nach der Verordnung desselben

Königs v. Deccmber 1320*), wenn die Sachen ihnen schwer

oder bedenklich vorkämen, mit den Mitgliedern des Parlaments

tgvn/. <>n l'cnüoinont) Rücksprache nehmen. Ins Parlament

sollten sie nur, wenn sie gerufen würden, oder wegen eines be¬

sonder,, Geschäfts, kommen.**) Sic scheinen sich indessen doch in

vielen Sachen eine wirkliche Gerichtsbarkeit angemaßt zu ha¬

ben, welche der König auf die deshalb an ihn ergangenen

Klagen durch seine Verordnung v. 25. Februar 1318 Art. 6,

7***) auf Fälle, wo über ein von dem König verliehenes

Amt Streitigkeit entstand, und auf rein persönliche Klagen

gegen seine Hausbcamtcn beschränkte. Durch eine andere Ver¬

ordnung von demselben Datum über die Beamten, die dem Kö¬

nig folgten (touoliant Io« Snne«uivan« Io Ho)-), befahl derselbe

König, daß allezeit zwei Reguetenmeistcr, Ein Geistlicher und

ein Weltlicher sich im Gefolge des Hofs 1) befinden, und jeden

poieout I)ion eonnnistl-o et nie Io« psitio« c> la tin 80 il
clonront lettee clo jnstico on non."

*) Oi'ckon. clu Souv. tcnn. I. p. 731. **) ibicl.

***) (Oiclon. tom. I. p. 678, 680) ,,»i t. 6. Oommo plusiou!«
clo nn« «nbjot« «o «vient clolci/. clo oo gu'll« «nnt «ouvent
licivsillex, p->i' clovsnt clo« nwiteo« clo no« eoguesto« non«

oeckonnon« gue Io« clit« n>si«teo« äs« eegne«to« clo nastee
bo«,ol n'a^ent povoie clo uul 1«iee gcljouenoe p:»' clovsnt
ecil«, n'en tonie (louet, no eonnoi««-n>ee «I co n'est poue

08 U86 cl'suou» oltloo clo nnu« clonnö, clcc guol il «oit liebst
entio psetio« ; nu guo I on 1oi«t auoune« cleingnclo« pure«

poisonnollo« oontee suoun clo no«,io Ilo«,el." Diese Bc-
stiininung findet sich Art. 6, 7 der Verordnung Philips v.
Valois v. 15. Febr. 1345 lOrclo». to,n. II. p. 240) fast
wörtlich wiederholt.

v) Oeäon. cl. I.ouv. tom. 4 p. 732-

reguosto« «eeont oontinuolloment
Louct ot non plus, un <4e> o et un

„lloux clo eonl« clo«
svoo non« «uirm« ls

Sc>r ete."



Tag zu bestimmteu Stunden an einem bekannten Ort ihre

Sitzung halten sollten, um die ihnen vorgetragcnen Gesuche an¬

zuhören. Sie sollten indessen (Art. 3.) durchaus keine Ent¬

scheidung über Bittschriften (no ilelivei-i-ont ne ne pssseeont

nullos leguoste!,) erlassen, welche sich auf das Parlament, die

Oberrechcnkammcr oder den Schatz bezögen, sondern diese an

die gehörige Stelle verweisen. Hierdurch waren die Amtsbe¬

fugnisse der olisinbl-o tlos reguötos «tu pülgis,*) so wie sse in

den letzten Zeiten waren, schon völlig vorbereitet. Da die Re-

quetenmcister dem König folgten, so konnten sie, nachdem das

Parlament seinen beständigen Sitz zu Paris erhalten hatte,

bei diesem die Geschäfte nicht wohl wahrnehmen. Es war

also nöthig dazu besondere Beamten zn ernennen. In

einem Brief Philips v. Valois vom 20. April 13(1 werden

schon die maiti-os «los I'egue, 68 3e I'Iiolel von denjenigen des

Justitz-Pallastes mai,l 08 368 rogll6t68 3n I'glgi8 unterschie¬

den.*^') Das Nämliche geschieht in der großen Verordnung,

wodurch derselbe König den 11. März 13^1***) den Geschäfts¬

gang bei dem Parlament regelte, und die Personen ernannte,

die bei dem nächsten Parlament in der „clismlire 3n INi-Iumen,,

368 6ngue8,68 6t 3e N 08 I'6gU68t68 3n I^Älgix" sitzen sollten.

Der König beschränkte die Gerichtsbarkeit der LIai8,r-68 368 i-o-

^668t68 36 I'botel ebenfalls (M. s. S. 21 Not 3) ans die Ent-

*) Auch wird wirklich nach der gewöhnlichen Meinung Philip

der Lange für den Gründer der regnete 3n I'glgjg gehal¬
ten (Keilin Köper,. gl t. oommittimli8), so wie ich auch
(Th. I. S. 312.) angeführt habe. Nach den vielen hier

angeführten Stellen, mögte dieses doch nur mit einiger

Einjchränkung mehr seyn. Ganz sicher bestand indessen die
Kammer unter dem Namen „reguLteg 3n sch»»
unler Philip von Valois.

**) (Oi-3o,l. tom. II. p. 162.) In der Ansschrift heißt cs:
„KH3lPP6.ä 1108 gM6/. ot legnlx >68 K6N8 t0I1g»8

1108,l-6 PI'68ent Kgllemeilt 6t gni 16 ten3ro,it gll Iemp8 g
veilil-, 6t ü N08 SM 02 et keglllx Ie8 A 6 I18 3e 16111168,68 30

N 08 ,I '6 Il08,6>, 6t 3o N08tr6 Kslai8 , pr686!I8 et g venir
8glut et 3ileo,ioii."

***) Oräon. tom. II. p. 220.
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scheidung von Streitigkeiten, die über die Verleihung eines Am¬
tes entstanden, oder solcher persönlichen Klagen, die ein Haus-
bedicntcr des Königs gegen einen andern führte. In der Ver¬
ordnung Carls des fünften vom November 1364 wird be¬
merkt, daß die i-egnvstes du 1'alais mit Prozessen, welche die
Beamten des Königs beträfen, überhäuft wären. Er befahl
den Mitgliedern dieser Kammer alle Tage, wo das Parlament
sich versammelte, ebenfalls Sitzung zu halten, und den Gcrichts-
qebranch des Parlaments (le siile du l'ailenient) zu beobach¬
ten. Derselbe König (als Regent) wies im Octobcr d. I.
135!»*) dem Eapitcl von Nivier in Brie für alle seine Rechts¬
streitigkeiten die Mitglieder des Parlaments, oder wenn das
Parlament nicht versammelt wäre, die der eliamln-e des veizuesles
du Calais zu Richtern an. Dasselbe Recht erhielten noch meh¬
rere Kirchen und Klöster. Doch ward es später auf persönliche
und possessorische Klagen beschränkt. **) Und so bildete sich

*) Oi-do». io,n. HI. p. 371, 37Z. Das Capitel hatte schon
die gavde-gavdienne. Doch heißt cs: ,.Ceel6sia>n, l lie-
sauraiiuni et Oapitulun» Nun in eachte ^uani in nieintziis,
.cnni eoi-uin lamiliai-ilius et seivitovibus Iiomi-
nilius de eoi^oee, bonis etiani vobus.et snvibus
nniveesis ...... de Avatia ssieeiali et ex oeeta seientia
in sslva et 8>ieeiali ^aidia ee^ia dndnni susee^inins, vo-
lentes^ue i>isos ex r et ««(e/fto/r eonunnniee, ne in
suis causis et cjnevelis eoeani iliveisis sndions et diversis
suditoeilius distealiantui', visdein I.un aAendo guani del-
lendendo jiuliees eonstituiinus dileetas et lideles Gentes,
^nae pio tvni^oie Caelainentnin legiuin tenedunt, aut
Ceesidentvs in eodein si i>isn,n non sedest Cai laniontnni,
vel dileetas et /ftlo/ss Aöiftes

**) Ludwig der Ute crtbeilte cs i. Jan. 1467 der Eatbedral-
kirche von Clcrmont (Oodon. d I.onv. iom. XVII. >>. 66, 67.)
„.. ausdiets siievost et el>ap^>itio de ladicte
eKzIiso de (llovmont, poue eulx, leuis suecesseues et otli-
cieos en ieelle etzlise peesens et ad venie, avons oeteo)e
et oetoo^ons pao ex^oes pendele et., ,^no
d'oi'08 en avant il^r ne soient auennomvnt tenu/. ni eon-
tiains de sdaideo, s'il ne leuo plaist, psidevant sueun
juA6 seculier ou tempooel de nostoe voiaumo, si non pav



dann nach nnd nach der letzte Nechtözustand derjenigen Kammer

des Parlaments, welche man ellsmbio <le8 ieguöto8 clu Ua>si8

nannte.* *) Ähr Geschäft bestand in der Beurthcilnng aller per¬

sönlichen possessorischen und gemischten Klagen, wobei Personen,

die das Recht co>nmitüinu8 hatten, oder diejenigen vom König

gestifteten Klöster u. s. f., die wegen ihren Nechtöstreitigkeiten
an diese Kammer verwiesen waren, als Klager oder Beklagte be-

thciligt waren. **) Von dem Vorrecht committim»8 haben wir

ckovsni nc>8(1ict8 con8villior8 1enan8 I68c)iot68 roguo8to8 en
leui-cliot sulliioire ä U-uÜ8, 8»it en äemsnilant ou 6„ clet-

lenllsiii, coatie guel^oon^uc!8 pei'8onno8 gire ce 8oit
no8tio ^leocueeur ou sateo, en Ieuo8 osu868 ^er8onnelle8,

iouolw»8 ou gui iouLlioront ou ^oureoieui toucber le
coi'^8 ei loiillscion clo laclioto ogli8o.vouIon8
no8cIiLt8 c»i>8eillioi8 <le8lliot68 le^uo8tv8 svoie Is co^-
noi8sgnc6, vt nan suir68, re8vlve eoux g»i psi' ^römi-
nouee et ^iieville^o oni tour8 eau8v8 oom>iliso8 ea nontee

couit cle I^gelemeet ete." In der Einleitung dieser Ur¬

kunde wird noch angeführt, daß schon mehrere Prinzen
vom Geblüt und andere Beamten (laut ü or-Ee >1o leu,8

ollicr?8 gue pgr ^ievillege8 pgr uou8 ou »08 ptLcleee58eur8
a eulx oeteo^68) das nämliche Vorrecht hatten.

*) Nach der laii clo veiistee Is8 clste8 soll (wie Th. I. S.
311 angeführt worden) das Vorrecht commitiimu8 schon
von Ludwig dem Dicken (reg. 1108—1137) der Abtei

Tiron verliehen worden sein. Ich hatte dazu bemerkt, daß,
wenn hier nicht die ^gille-^iiiclieuno mit den commiitimu8

verwechselt worden wäre, die Abtei in .Hinsicht ihrer Rechts¬

streitigkeiten nur etwa an das Königliche Hofgcricht (>e-
^us8t68 >lo l liotol) oder an das gesammtc Parlament ver¬

wiesen seyn könne. Ich habe seit dieser Zeit Gelegenheit
gehabt den vollständigen Tert der der Abtei verliehenen
Urkunde einzusehn (Olckon. ä. Uouv. wm. XVII. 269.),

und meine letztere Vermuthnng völlig bestätigt gefunden.
Tie Abtei soll nämlich „ooisin mi>Ani8 ^l68iäe»iiAlibu8
n08tiÜ8 1'gli8iiL8, vel ülibi ubi »V8iis ^ir>Le6lIoii8 ei 8il-
premL r-eZali8 ouris e68i<Iebii" ihr Recht holen.

) Schon durch die Verordnung Earls des achten vom Änli

1493 Art. 76. wurden ihre Befugnisse darauf beschränkt:
,,0lou8 Ivin- »ux gen8 lv8 reg»e8te8 cle no8i,-v UKui-i)
Netenllai>8 Inen ox^l-688k-me„i ei 8i,o Io clevoir clo leuis



schon im ersten Theil (S. 306—312) gehandelt, nnd bemerken

hier nur noch nachträglich, daß dasselbe keine nothwendige Com-

pctcnz begründete, indem es in der Willkühr derjenigen, die

cs hatten, stand, davon Gebrauch zu machen oder nicht.— Die

Prozesse wurden in dieser Kammer theils mündlich, thcils schrift¬

lich verhandelt. Die Aussprüche derselben waren übrigens nur

Urthcile erster Instanz. Man appellirtc davon entweder an die

große Kammer oder an die Untcrsnchnngskammer, nachdem der

Prozeß mündlich oder schriftlich verhandelt worden war.

In dieser Kammer fand noch in einem besondern Saal

tpsl-guet genannt) eine Sitzung Statt, um Sachen von ge¬

ringeren Belang insbesondere solche, welche sich nur auf das

Verfahren bezogen, abznmachen. Auch die gerichtlichen Ver¬

kaufe geschahen in derselben, so wie auch alle Streitigkeiten

über die öffentlichen Ausrüfe vor sie gebracht wurden. Diese

Sitzungen hielt ein Präsident mit einem einzigen Rath.

Ta die Geschäfte im Lauf der Zeiten sich häuften, so setzte

Heinrich der dritte durch sein Edict vom Juni 1580 zwei Kam¬

mern der Gesuche ein. Dieselbe Zahl bestand auch noch zu

den Zeiten der Herausgabe der Encycloped. und des Dim. 3.

Droit, par IHrrivro. Allein in den letzten Zeiten vor der Re¬

volution gab es nur Eine solche Kammer, welche aus zwei

Präsidenten und 14 Räthen bestand.* *)

In einem offnen Briese Carls des sechsten vom I. 1378

werden die Mitglieder dieser Kammern Commiffaricn genannt,

ein Titel, der denselben bis zu den letzten Zeiten geblieben ist.

Gewöhnlich nahm man Mitglieder des Parlaments, der (ebsmbro

dos onguötos) dazu. Man sah den Auftrag (.die Commission),

die sie dadurch erhielten als Etwas von ihrer Würde als Rath

des Parlaments getrenntes an. Wenn sie diese Commission sehe

sie dieselbe fünf Jahre verwaltet hatten) nicderlegten, so konn-

ollioos gu'ils no usont dosditos oroostions ot oo oom-

moissouk des esusos «iiion do8 eollos gui Ivur sont ooin-
misos ^>gr Io ooiuiniiniuius do uos oliioioi's."

*) Nach b'orrioro srt. roguötos du I^Iais hatte jede Kammer
drei Präsidenten und 15 Räthe.



ten sie, ihrem frühem Dienstaltcr nach, ihre Stelle in dem Par¬

lament wieder einnehmen, nnd auch in die große Kammer auf¬

steigen.*) Diese Commissaricn wurden übrigens bin den letzten

Zeiten) allezeit zu dem Parlament gerechnet, dessen sämmtliche

Ehren und Vorrechte sic genossen.
IV. Die vierte Kammer, tou, -nells criminelle, oder auch

nur tournelle genannt, war in den letzten Zeiten die Criminal-

Abtheilung, welche in allen eigentlichen Criminalprozessen, wo

eine peinliche oder entehrende Strafe (poino sl'tleeliee oa in-

L,msnte) Statt finden konnte, entschied. Ursprünglich erkannte

die nämliche Kammer sowohl in Criminal- als (Zivilsachen,

wie denn das Parlament, wie wir schon erinnert haben, eigent¬

lich nur aus Einer Kammer bestand. Zu den Zeiten der soge¬

nannten Register olim, die vom Jahr 1254 bis zum I. 1318

gehn, und wovon am Schluß dieses Abschnitts näher gehandelt

wird, gab es zwar für die (Zivil- und (Zriminalprozesse einen

besonder» Gerichtschreibcr (ZreU'ior eivil et eriminel), (indem

ersterer fast immer ein Geistlicher war, der den Grundsätzen

seines Standes gemäß bei keinem Urtheil, wodurch auf Ver¬

gießung von Blut erkannt ward, Mitwirken durfte.) Allein die

Urtheile wurden in bürgerlichen sowohl als peinlichen Sa¬

chen von dem nämlichen Richtcrcolleginm ausgesprochen, nur

daß, wenn eine peinliche Strafe ausgesprochen werden konnte,

die geistlichen Räthe sich vor der Abstimmung zurück zogen.**)

Seit der Regierung Carls des sechsten (reg. 1380—1122) ent¬

stand indessen (wahrscheinlich wegen der Menge der Geschäfte)

der Gebrauch, daß gewisse Civil- und geringere Criminalsachen,

wo cs sich nicht um eine peinliche Strafe handelte, von eini¬

gen besonders dazu beauftragten Parlaments-Rüthen abgeur-

thcilt wurden. Dieselben hielte ihre Sitzungen in einem

bcsondern Zimmer, welches die Register der damaligen Zeit als

die kleine Kammer hinter der großen bezeichnen. Im I. 111»

bestand diese Kammer schon ganz gewiß, denn Carl der 7te

*) 1.SNAV »ou». k»l-->tie. Vi-iiiie. liv. II. p. 11.

**) Dieses ward bis zu den letzten Zeiten beobachtet, wenn
nämlich irgend ein Criminal-Prozcß von der großen Kam¬
mer entschieden ward.
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befiehlt in seiner Verordnung v. 28. Oktober d. I. Art. 10*),

daß alle an das Parlament gerichteten Gesuche dem Gcrichts-

secretair des Hofs zugestellt, und von diesem diejenigen, die

Eriminalsachen betrafen, der touonello ciuninollo zur Beant¬

wortung und Ausfertigung übergeben werden sollten. Aus Art.

13. dieser Verordnung ersieht man, daß derselben Kammer auch

die definitive Entscheidung dieser Sachen zukam. Ausgenommen

indessen waren hiervon alle Sachen, worin eine Capital-Strafe

erkannt werden konnte,**) worüber die Entscheidung nach Art.

25. der Verordnung desselben Königs vom I. 1153 der großen

Kammer Vorbehalten blieb. Die Befngniß über alle eigentlichen

Verbrechen, wie groß auch immer die dadurch verwirkte Strafe

seyir mogte, zu erkennen, ward der ollnmln-o toui-nello erst von

Fra»; dem Ersten durch die Verordnung vom I. 1515 beige-

lcgt, wodurch dieselbe zugleich als eine beständige Kammer ein¬

gesetzt ward.***) Späterhin erhielt sie sogar allein und mit

*) 0>3on. 3. 28> Ostoll. 1113 ,nrl. 13. „Oellonnons guo e»
losdits pioosx an obacuns 3os3!tss ollsmluos, ot

sussi sn In touonvllo coiminollo Iv8 invontoioes 3ss ^niNiss

sooont vonos st louss tollt Sll lanA alin gns l'ion ns

soit oluuis ^ui lass ä ln äsoision In ^roeos guo Ion
jugooa.

**) Ol'llon. 3. ,1v>il 1153 set. 25. „Ilt ä In tournello oiiini-

nello soiont oxpo3io2 Is8 poooos oiinunols Io zllns Iniok

ot 3ilcheminent ^us Inioo 80 pouoos. 'loulosvovos si ou
llillinitives convsnnit jugoo 3'nuoun coims >gui onpooto
poino cnpitnlo, Io jn^oniont sois tuito en In Aianü cllsmbi'o

ot vonlons ^us tant ^ns Is ju^oinsnt 3u ons coiminsl 86
leos sn ladito oluunlno, guo I'nn 368 possidons ot Iss
consvilloos Olercs sillent sn uns sutoo oluunluo, pouo

IlSiONANSl' gux gUtl'SS ^10008 et bsson^nes 3u ^gl'Iornont."

***) In der angeführten Verordnung wird als Grund derselben

vorzüglich die Menge der Geschäfte in der großen Kammer
angegeben. ,1^n In Bouonello coiniinollv.psooi-3olsnt on n'n socvutumu duinnt nosioedit kni-Ioment
ju^oo anoun ä mort, oolnbion, ^n'il ^ soiont 3onx koo-
sidsns ot douxo Oonseilloi s I.nis, 3ont los buit 3o In
^oand'ebainbi o 3s noslisdit l^grlomont ot los ^unlis 3os
enguostvs 3o nostrsdito oouo, c^u! ost nomdoo sukl'isant

- r.

X'



Ausschließung der große» Kammer die Gerichtsbarkeit in allen

eigentlichen Eriminalsachen. Hievon waren jedoch, nach der

eben angeführten Verordnung, und blieben, bis zu den letzten Zei¬

ten, ausgenommen alle Eriminalklagcn gegen Adeliche und andere

vornehme Personen, worüber nur die große Kammer entscheiden

konnte. Ter Inhalt dieser Verordnung ward spater durch eine

andere Carl's* *) des neunten (gegcb. zu Monlins im 1.156l>) Art.

38 näher bestätigt und erläutert. Nach derselben sollen Eriminal-

Prozeffe gegen Adeliche, Geistliche und höhere Beamten, wenn sie

schon in erster Instanz vor das Parlament gebracht worden, in

allen Fällen, wo es füglich geschehen kann, und die Angeklagten

es verlangen (81 Isii-o »e poot vt «i Ie8 sceuuvs Io i-eczuivlont)

von der großen Kammer, (und zwar mit Zuziehung auch der¬

jenigen ihrer Mitglieder, welche den Dienst in der toui nollo

hatten) entschieden werden. Sonst soll die touinollo befugt

scyn, darin zu entscheiden. Was die andern Fälle betrifft, die

bei dem Parlament erst in zweiter Instanz vorkamen, so be¬

stimmt die genannte Verordnung, daß, wenn die Appellation

sich blos auf die Instruktion bezieht, die tomiiolls allezeit, und

ungeachtet des entgegengesetzten Gesuchs der Partheien- in der

Hauptsache aber nur dann entscheiden soll, wenn die Vcrur-

thcilten nicht ausdrücklich das Gegenthcil verlangen. Dieses

war vor der Revolution der letzte Zustand der Gesetzgebung in

dieser Materie. Die Criminalkammcr bestand aus den fünf

jüngsten Präsidenten mit der Mvrserhaube, überdcm aus zehn

Mitgliedern der großen Kammer und aus zwei einer jeden der

Untcrsuchungskammern. **) Die Mitglieder der großen Kam-

pgr Ie8 oi'üonnsiieos ckv 1108 Dl esteee88l;iil8 ä juger t 0 U8
pi 0008 ci iminvl8, ot cpi en la ililo Ai-rmck oliÄmlii'o Ie8ilit8
ciimi»6l8 pni886i>t 08t>'6 ooiiclsmue^ ü moit psr I'mi ckö8-
<1it8 Di-(-8icIe,i8 et uvut eoii8eiIIel-8 ete.

*) Sohn Hcinrich's des zweiten und der Eatharina v. Medici,

gcb. lööO. Er oder vielmehr seine Mutter regierte von
1560 bis IÖ71. Unter ikm fiel (zwischen dem 21. und 2Ö.
August 1572) die Bartholomäus-Nacht vor.

**) So war es noch zu den Zeiten Ferneres (im I. 17M>.

^n den letzten Zeiten bestand sic, außer den fünf jüngsten
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mer wechselten alle sechs- die der Untcrsuchuiigskammer alle

dreiMonate.* *)

Die Prozesse wurden bei dieser Criminalkammer mit ver¬

schlossenen Tbüren (ä lluis clos) und schriftlich verhandelt.

Viermal im Jahr verfügten sich die Mitglieder derselben, (die

Präsidenten und Rathe) in das Gcfängniß des Aufsehers des

Znstitz-Pallastcs (sn-ison ste eoncioogoile), und hielten dort ihre

Sitzungen. — Was den Namen dieser Kammer betrifft, so

kommt derselbe am wahrscheinlichsten von dem so eben an¬

geführten Wechsel (tou>) der Mitglieder **) her. Andere

hingegen behaupten beweisen zu können, daß er von dem Ort

herrühre, wo die Kammer früher ihre Sitzungen hielt, und

der ein besonderer Thurm des Znstitz-Pallastcs, toui-nelle ge¬

nannt, gewesen seyn soll. Indessen ward bei den andern Par¬

lamenten von Frankreich die Criminalkammer ebenfalls wuenelle

genannt. — Zn den genannten Kammern könnte man auch dieje¬

nige als eine besondere hinzufügcn, ***) welche man die Kammer

für den Seefisch-Handel (ellsmbeo llo Is marve) nannte, ob¬

schon sie gewisser Maßen nur als eine Commission anzusehen

seyn mögte. Diese Kammer bestand in den letzten Zeiten aus

dem Dechant (lln^en) der Präsidenten mit der Mörserhaube

(ä mottisi) und den beiden ältesten Räthcn der großen Kam¬

mer. Sie hatte auch ihren eigenen General-Procnrator, der

von dem des Parlaments verschieden war. Das Geschäft die¬

ser Kammer bestand darin, die obere Polizei über den Fisch-

Präsidenten mit der Mörscrhanbe, aus 12 Mitgliedern der

großen Kammer und aus drei Mitgliedern von jeder der
drei Untersnchungskammcrn sowohl, als der Kammer der

Gesuche. Der Wechsel geschah, wie frühcrhin.

*) Diese Mitglieder mußten alle weltlich seyn.

**) Als Grund dieses Wechsels gibt l-'eieieee (si t. Psi-Iomont)

an: „.^lincjuo l'Iigbituclo clo eonclsmiieo et llv l-üi-e riioui'ie
tlt!8 llommes n'sllei'S Is cloueeue nstuiollv lles juge8, et
ne Iv8 eenele inllumgi,i8."

***) Sie wird auch in dem »lmnueoll iov-->I als eine besondere

Kammer aufgefübrt.



Handel der Stadt Paris ausznüben, und alle sich darauf be¬

ziehenden Streitigkeiten in erster und letzter Instanz zu schlich¬
ten. *1 Die Befugnisse derselben haben indessen im Lauf der

Zeiten mehrmals gewechselt. Anfangs erkannten die ordentli¬

chen Richter über die angeführten Streitigkeiten zu Paris wie

in den Provinzen. Als aber der Fischhandel für die Versorgung

der Hauptstadt wichtiger ward, so fing das Parlament an den

Fischhändlern zu erlauben, wenn sic etwa in ihrem Gew erb ge¬

stört würden, die Klage schon gleich in erster Instanz bei ihm

anzuhcbcn. Die Parlamcntsrcgister enthalten Urthcilc der Art

schon von dem Jahr 1311 an. Alles, was in Beziehung auf

diesen Gegenstand bis 1379 von dem Parlament geschehen,

findet sich in ein besonderes Register, registiv <1o I-, m-möo

genannt, eingetragen. Dem Parlament ward auch durch einen

offnen Brief dcS Königs Johan v. 26. Febr. d. I. 1351 das

Recht in diesen Sachen**) zu erkennen, förmlich beigelegt.

Allein, da die Sitzungen desselben damals noch nicht beständig

waren, so übertrug der König durch einen Brief vom Dccbr.

1360 (Oi'äon. tom. III. s,. 415, )46) die ganze Gerichtsbarkeit

über den Seefischhandcl dem Parlament und gewissen Lommis-

saricn, die dazu ernannt werden sollten.

*) Schon Ludwig d. H. erließ im I. 1258 eine umständliche

Verordnung über den Handel mit Seefischen in Paris, die
man tOi-clc»!. tom. II. I,. 575—582.) findet. Auch die

große Verordnung Johanns des zweiten über die Polizei
des Königreichs vom Febr. 1350 «Oi-clon. tom. II. 350 )

enthält Tit. IX. ausführliche Bestimmungen über den Fisch¬

handel. Nach beiden Verordnungen stand die Bestrafung
der Uebcrtrctung der darüber bestehenden Vorschriften, dem
Vogt von Paris zu.

**) d. h. wenn die Fischhändler in ihrem Gcwerb gestört wur-
den. Dieses geschah aber, wie aus dem angeführten Scbrci-

bcn des Königs (Oi-Icm. tom. III. 443 .» erhellt, durch

Marone ». s. fi, durch deren
Gebiet diese Fischhändler um die Waaren nach Paris ru

bringen, ziehen mußten. Diese ließen die Pferde, Wagen,

Retzc u. s. s. derselben anhalten, und zwangen sic die

, 'bum festgesetzten Preis zfi verkaufen.
Gegen diese Mißbrauche sollte das Parlament den Fisch¬
händlern Schutz gewähren. ' '
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Durch einen Brief des Königs Johan vom April 1361

(Oclon. tom. III. Z.)8.) wodurch cr nur einen Parlaments-

Beschluß vom 21. Aug. 1361, bestätigte, ward die Gerichts¬

barkeit über den Fischhandcl in erster Instanz wieder dem Vogt

von Paris übertragen, welcher zum consoevsie»,-, gm-stion et

eominis5-iie6 ^eneittl 5un le lait 6o la mgeee bestellt ward.

Dieses ward im Juli 1379 (Oi-clcm. tom. VI. p. 401.) durch

ein offenes Schreiben des Königs Carls des fünften naher be¬

stätigt. Doch blieben noch immer einige Mitglieder des Par¬

laments als Commiffarie» für den Fischhandel bestellt. Im

Jahr 1414 wurden die Fälle, worin die Gcrichtsbarktit dem

Vogt zustehn sollte, von denjenigen, worin sie den Commissarien

des Parlaments gehörte, unterschieden. Dieses bestand bis

znm I. 1602, wo der, für den Fischhandcl bestellte, General -

Procurator einen offnen Brief des Königs erwirkte, nach wel¬

chem cs ihm frcistand, alle sich ans den Fischhandcl beziehenden

Klagen schon gleich in erster Instanz vor das Parlament zn

bringen. Er bediente sich indessen anfänglich dieses Vorrechts

nicht. Allein seit d. I. 1678 wurden alle genannten Klagen,

auf Betreiben desselben, schon gleich in erster Instanz vor die,

für den Fischhandcl bestimmte, Kammer (ollsrnbi-L 6o I« msiöo)

gebracht, deren letzte Zusammensetzung (vor der Revolution) wir

oben angegeben haben.

Außer diesen vier Kammern gab es noch einige andere,

welche in den letzten: Zeiten entweder nicht mehr bestanden,

oder nur für gewisse Zeiten eingesetzt wurden. Da die südli¬

chen Provinzen des Reichs nicht allein eine eigenthümliche Ge¬

setzgebung, sondern frühcrhin auch eine eigne Sprache hatten, so

war zur Schlichtung der dort vorfallcndcn Rcchtshandel ein

eigner Gerichtshof nöthig. Vor dem Jahr 1291 pflegte der

König einige Mitglieder des Parlaments von Paris nach Tou¬

louse zu schicken, um dort die gerichtlichen Geschäfte wahrzu¬

nehmen. Allein i. I. 1291 ward das Parlament von Toulouse

mit dem von Paris vereinigt, und in dem letzten: eine beson¬

dere Kammer, welche die Kammer des geschriebenen Rechts,

(ebambro llo clioit ccei:), oder die des Dialekts ci'oe hieß,

eingesetzt. Da nicht alle Richter den letzten« verstanden, so war

*
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der Kammer ein Dolmetscher (intoi-piäto llo I-i oour) zugege¬

ben dessen Platz bis zu den letzten Zeiten in dem Parquet der

großen Kammer «beim Hereintreten rechts» bezeichnet war.

Diese Kammer gieng indessen im Jahr 1302, als in Toulouse

ein besonderes Parlament eingesetzt ward, wieder ein. Wich¬

tiger und zugleich bis zu den letzten Zeiten des Parlaments be¬

stehend war die sogenannte Fericn-Kammer (oli.imbi-o <le8 va-

cations), welche während der Ferien ***) ) die Geschäfte des gan¬

zen Parlaments wahrnahm. — In den ältesten Zeiten, che

noch das Parlament seinen beständigen Sitz zu Paris hatte,

wurden in dem Zwischenraum von einem Parlament zum andern

die Urtheile meistens von Commissarien, die der König, und

zwar zuweilen für eine bestimmte Sache ernannte, entschieden.

Uebrigens befahl schon Philip der Lange durch die Verordnung

v. Dcccmb. 1320, daß die Untersuchungs-Kammer auch nach

dem Schlüsse des Parlaments fortdauren, und daß acht

Tage vor dein Anfang des Parlaments die Mitglieder desselben

und der Untersuchungs-Kammer (los me8t,-es da Dailement et
cle 8 engue 8t 68 ) sich zu Paris versammeln sollten, um die Vor¬

träge der Bcricht-Erstatter anzuhörcn und darüber zu entschei¬

den ***). I. Jahr 1358 gab der König Jokan (durch eine

Verordnung vom 18. Octobcr d. I.) den Präsidenten, welche

das letzte Parlament gehalten hatten, den allgemeinen Auftrag

gemeinschaftlich mit den Räthcn alle Sachen, welche bei dem

letzten Parlament anhängig gewesen waren, zu entscheiden.

Ihre richterliche Gewalt beschränkte sich indessen nur auf die

jetzt genannten Sachen, und hörte mit der Berufung eines neuen

*) Die Ferien des Parlaments dauerten vom 7. Septbr. bis
zum Tag nach dem Martinusfcst oder bis znm 12. Novbr.
einschließlich. Die Fcricnkammcr bestand aber nur vom

9. Septbr. bis zum 27. Occobcr einschließlich, so daß von
diesem letzten Tag bis zum 12. November alle Geschäfte
m dem Jnstiz-Pallast aufhörtcn.

**) Onlon. d. I.. wm. I. 731 g> ,. g. ..^
clui-ig I.iditto oligmbio do? omiuo 8 t 08 psi- tout l'sii en
1 «Moment ot Iic>i-s."

***) ibid. art. 7.
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Parlaments auf. Endlich vcrordncte Carl der 6te (im August

1105), daß von dem Tag an, wo das Parlament geschlossen

war, bis zu dem Wicderanfang seiner Sitzungen, die Präsiden¬

ten oder wenigstens Einer derselben nebst den Rathen, die zu

Paris wären, alle bei dem Parlament anhängigen Sachen ent¬

scheiden sollten. Als einzige Bedingung setzte diese Verordnung

fest, daß die Richter in gehöriger Zahl seyn, und die Urtheile

erst bei Wiedereröffnung des Parlaments und in der Sitzung

desselben, nach der gewöhnlichen Form ausgesprochen werden

müßten. Dieses ward noch durch eine Verordnung von Ludwig

dem 12tcn (v. I. 1199) , und von Franz dem Ersten (v. I.

1519) bestätigt, und es entstand nach und nach die Ferien -

Kammer in der Form, die sie zuletzt hatte. Dieselbe ward alle

Jahre vor dem Anfang der Ferien durch ein eignes königliches

Patent eingesetzt, und beauftragt während der Ferien die sum¬

marischen Civilsachen, so wie solche, die eine schleunige Ent¬

scheidung forderten, und alle Criminalsachen, Mädchenraub ein¬

zig ausgenommen, zu entscheiden. *) Die Eröffnung der Kam¬

mer geschah d. 9tcn 7bcr durch den ersten Präsident, welcher

aber nur in der ersten Sitzung den Vorsitz führte. Derselbe

brachte auch jedes Jahr die Mitglieder dieser Kaminer dem Kö¬

nig in Vorschlag. Sie bestand aus einem Präsidenten init der

Mörserhaubc, und mehrcrn, theils geistlichen thcils weltlichen

Räthen, welche zum Theil aus der großen Kammer und zum

Thcil aus den Untersuchungskammcrn (ellamln-es 6es engue-

tes) genommen wurden. Die Mitglieder der dritten Kammer

(oliambi-s lies i-eguetes) wurden aus einem Grund, der unten

näher angeführt wird, dabei übergangen.

,r

ff,
»til ^

*) Das wichtigste Edict über die Attributioncn der Ferien -
Kammer ist v. August 1669. M. s. auch kei-i-iei-. Dior.
<l. I). am. „el,gmk»-e äes vgegticms", wo man eine voll¬

ständige Belehrung findet. In Hinsicht der Criminal-Ge¬

richtsbarkeit dieser Kammer scheint in den allerletzten Zeiten

(vor der Revolut.) eine Abänderung cingeführt worden zu
seyn. Denn nach dem sl Mangel, iiorsi 6. 1787 dauerten

die Sitzungen der touenello auch während der Fericnkam-
mer fort, und diese letztere entschied vorzüglich über provi¬
sorische Sachen.

3
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Außer der Fcricnkammcr wurde zuweilen auch wegen zu

großer Anhäufung der Geschäfte noch eine besondere Kammer

eingesetzt, die man rout-nollo civilo nannte. Dieselbe wurde

durch eine Erklärung vom 18. April 1669 zuerst, und zwar

nur für Ein Jahr eingesetzt. Man verlängerte ihre Dauer in¬

dessen bis 1691, wo sie aufhörte. Von diesem Zeitpunkt an ist

sic abwechselnd wieder Hergcstcllt und aufgehoben worden. Sie

entschied nur über Sachen, die einen bestimmten Werth nicht

überstiegen.

Was den allgemeinen Geschäftsgang bei dem Parlament

betrifft, so ist das Wesentlichste schon im vorigen Thcil ange¬

führt. Wir fügen nur noch Folgendes hinzu. Um einen Be¬

schluß zu fassen, war (nach Art. 79 der großen Verordn. Carls

des 7tcn v. I. 1453, der bis zu den letzten Zeiten beobachtet

ward) bei dem Parlament von Paris die Gegenwart eines

Präsidenten nebst wenigstens 10 Rächen erforderlich *). Der

Präsident sammelte die Stimmen, und zwar geschah dieses in

der öffentlichen Sitzung nach der Ordnung, wie die Richter sa¬

ßen, bei den schriftlich verhandelten Prozessen, aber ohne alles

Rangverhältniß, so wie die Richter von dem Bericht-Erstatter

(Referenten) angerechnet saßen. In Criminalsachcn war zu

einem Urthcil eine Mehrheit von wenigstens zwei Stimmen er¬

forderlich. Bei Gleichheit der Stimmen galt die gelindere

Meinung. Auch in Civilsachen ward dieselbe Mehrheit von

zwei Stimmen erfordert, diejenigen Urthcile abgerechnet, die in

der öffentlichen Sitzung erlassen wurden, wobei die Mehrheit

von Einer Stimme entschied.**) War die erforderliche Mehr¬

heit nicht vorhanden, so sagte man, es scy Stimmcn-Glcich-

hcit, oder der Gerichtshof sei gctheilt (il v a xsrts^o.) Um

dieses auszuglcichen (pour elöpsrtsger) ward die Beurthcilung

*) Diese Zahl war bei den verschiedenen Parlamenten ver¬
schieden. Näheres sehe man bei Koriin srt. srröt.

**) Es fand indessen bei den verschiedenen Parlamenten hierin

auch einige Verschiedenheit Statt. Bei dem Parlament
von Dijon pflegte man früher bei wirklicher Stimmcn-

Gleicbbeit das Urthcil des Untcrrichters zu bestätigen.
Späterhin entschied allezeit eine Stimme bei demselben.
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der Sache an eine andere Kammer verwiesen *). Der Bericht¬

erstatter und derjenige Richter, welcher zuerst gegen den Re¬

ferenten 'gestimmt statte, (den man compsmitoui- nannte,) bega¬

ben sich zu dem Ende in diese andere Kammer, um die Tat¬

sache so wie die Gründe für die eine und andere Meinung

vorzutragcn; worauf daun die Kammer entschied. In Crimi-

nalsachcn ging in diesen Fallen die nähere Entscheidung von

der großen Kammer an die Tournelle, und umgekehrt von der

Tournclle an die große Kammer. In Zivilsachen ging diese

nähere Entscheidung von der großen Kammer an die erste Un¬

tersuchungskammer, und von einer Untersuchungskammer au die

andere. Kam hier wieder die gehörige Stimmenmehrheit nicht

heraus, so ging die Sache an die große Kammer, und wenn

sich hier derselbe Fall wiederholte, an die versammelten Kam¬

mern, wo dann die Mehrheit einer einzigen Stimme entschied.

Wenn bei dem Parlament ein sogenanntes nppointement

ü rnettl-e (Th. I. S. 278, 279) erkannt ward, so stattete der

ernannte Bericht-Erstatter in der großen Kammer seinen Bericht

nur an den Präsident ab. Waren beide verschiedener Meinung,

so machten beide den Bericht an einen andern Präsident. **)

*) Orston. 6. DIois 6. 1579 sot. 126. M. s. N. Nsi-Iio
Köper-t. srl. ksotsgo cl'opinions. Wenn bei der Revision

eines Prozesses, wo die versammelten Kammern urtheilten,
Stimmengleichheit eintrat, so pflegte vor d. I. 1735 das

frühere Ürthcil, wogegen angegangen ward, bestätigt zu
werden. In dem genannten Jahr ward indessen ein solches
Urtheil von dem Staatsrath cassirt „?uo Io koncloment,
guo Is coui- öt->nt pgi-tsgöe on opinions, n'avoit rion fugt¬
et consoguemment n'svoit pss conlirmer I'airet oevisö."

Den 30. April 1777 erschien indessen eine königl. Erklä¬

rung, nach welcher künftig in solchen Fällen das angegrif¬
fene Urtheil als bestätigt angesehen werden sollte. Neilin
Uepei't. I. e. Die Revision selbst war indessen Ul Civilsachen

durch Art. 42 Tit. 35 der Verordnung v. I. 1667 abge¬
schafft. Sie dauerte dennoch bei einigen Gerichtshöfen,

z. B. bei dem Parlament von Douai fort, und dafür galt
die oben angeführte Regel. Nerlin Döjieit. srt. rövi8ion
«ko procöz tz. I.

**) k'eiinLl'e Diot. 6. Droit nrt. sppointemont ä mottre.
3*



In den Untersuchungskammern geschah der Vortrag dieses Be»
richts aber vor der ganzen Kammer. Um die schriftlichen Ap¬
pellationen an die Untcrsuchungskammcr zu bringen, saiid eben¬
falls ein eigenthümliches Verfahren Statt. Nachdem beidersei¬
tige Anwälte die Actenstücke, die bei der früher» Instanz vorge¬
bracht waren, (nebst dem Urtheil) auf dem Gerichtssecretariat
des Parlaments (scr grelle) niedergelegt hatten, forderte der
fleißigste (Io ^>rocurour le plus stüizzent) den andern auf, stch
mit ihm darüber zu vereinigen, daß beide zur rechten Zeit ihre
Beschwerden gegen das Urtheil und die Antworten daranf nebst
den neuen Aktenstücken cinrcichcn wollten (clo lournir griel8 et
leponses » Ariels et lsiro ^rocluotions nc>uvollo8.) Hatten
beide Anwälte dieses unterschrieben, so erfolgte ohne weiteres
ein Urtheil, wodurch die Partheien angewiesen und ermächtigt
wurden so zu verfahren, wie sie beschlossen hatten.*) Dieses

*) <^uo Io plocä» psr öorrt ontro toi appollant eto. ostconola et roccr pour suAer 8i bien on mal a ete sppollö,
c^uo I's^i^ellgnt stonnees 808 Ariok8 et I'intimö 868 ro-
pon8e8, prvcluiront bsillernnt oontroclits ete. Bei den
Amtmannschaften war dieses Verfahren, wenn an sie ap-
pellirt ward, nicht üblich, sondern auf eine eingcreichle
Bittschrift entschied das Gericht in der öffentlichen Sitzung,
und ans den mündlichen Antrag der Parthcien, daß diesel¬
ben zugelassen seycn, ihre Beschwerden u. s. f. vorzubrin¬
gen. Ucbrigens fand auch, außer der Appellation, eine
solche Vereinigung der Anwälte die Sache zur schriftlichen
Verhandlung zu bringen. Statt. So muß man z. B. orll.
ck. 1667 tit. XI. sit. 10. verstehen. Nachdem der vorige
Art. 9. bestimmt hatte, daß um das schriftliche Verfahren
zu erkennen, ein förmliches nach Stimmenmehrheit in der
öffentlichen Sitzung erlassenes Urtheil nöthig sey, setzt
Art. 10. hinzu: „Noui-i-ont nösnmomz öti-o p,i8 clo8 sp-
point6M6n8 SU Zrvll'o 68 mstiö,68 clo i-ecl-lition clo compte,
li^uillstion clo8 clomm.->g 08 et i„tei'68t8, appollation8 sto8
tsxo8 clo cl6j,on8, Ic>r8gu' il v su,-s plu8 clo cleux croix.^
Unter ciaix ward ein Merkmal verstanden, welches der
Anwalt der Gcgcnparthci bei denjenigen Artikeln machte,
wogegen er appelliren wollte. M. s. d'or-i-iore Diot. cl. II.
srt. spxointomoiit clo eonolu8ion; -»ppoiatemont clo clobat
6o ooin^to, g^pollgtioir eir xrooo8 par ocrit, und lUorlin
liefert, sc-t. raiöt.
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hieß gsiiiomtement cko conolusin,,. Der Dienst geschah beson¬

ders in der großen Kammer mit vieler Würde und Feierlichkeit.

Die Advoeaten brachten ihr Gesuch (.ihren Antrag, conolusion)

sogleich im Anfang ihrer Rede vor. Sie cntblösten dabei ihr

Haupt, wahrend der Rede selbst aber hielten sie sich bedeckt.

Am Ende derselben wiederholten sie ihren Antrag, wobei sie in

das Parquet (den abgeschlossenen Raum, wo die Richter saßen)

hinabstiegcn. In den altern Zeiten mußten die Anträge, (die

Gesuche der Parthcic») durch die Anwälte gcschchn, welche die

Stelle der Partheicn vertraten. Später thatcn dieses die Ad-

vocaten. Wollten sie indessen ihre frühern (schriftlichen Anträge)

abändcrn, so konnten sie dieses nur in Gegenwart des Anwalts

thun. (M. s. die Encyclopäd. srt. conolunion.)

Bei den Parlamenten fand noch zuweilen ein besonderes Ver¬

fahren Statt, welches der Commissarische Prozeß, und zwar der

große oder kleine *) tstirooö« tlo grsnll oa politz coininizssires)

genannt ward. Weitläufige Rcchnungssachcn, Streitfragen über

die Vcrthcilung der aus dem Verkauf von Immobilien eingegan,

gcncn Gelder, Entschädigungsklagen und andere dergleichen, worin

wenigstens sechs Forderungspunkte vorkamen, und mehrere Ur¬

kunden und Beweise zu untersuchen waren, die also zu weit¬

läufig waren, als daß in den gewöhnlichen Sitzungsstunden

darüber berichtet und entschieden werden konnte, wurden nach

dem großen Eommissarischcn Prozeß verhandelt; d. h. sie wurden

10 Mitgliedern des Parlaments übergeben, welche sich unter

dem Vorsitz eines Präsidenten in der großen Kammer des Par¬

laments versammelten, und die Sache, ohne weiter an das

Parlament zu berichten, entschieden. War dieselbe minder wich¬

tig, jedoch so, daß wenigstens über drei Hauptforderungen zu

entscheiden, oder sechs Acte zu untersuchen waren, so konnte,

indessen nur durch eine Mehrheit von zwei Dritthcilen der

Stimmenden, der kleine Commissarischc Prozeß angeordnet wer¬

den. Die Sache ward alsdann vier Mitgliedern des Parla¬

ments übergeben, welche sich nebst dem Berichterstatter in der

*) lieber den kleinen Commiffarischen Prozeß, s. m. das Edict

Ludwigs des 14ten v. Junius 1683, welches man doll.

iXeron tom. II. p. 184 findet.



Wohnung eines Präsidenten versammelten und die Sache unter¬

suchten. Sie entschieden indessen dieselbe nicht, sondern mußten

darüber an das Parlament berichten. —

Für die Geschichte ist insbesondere noch dasjenige Verfah¬

ren merkwürdig, welches man die Appellation wegen Mißbrauchs

der geistlichen Gewalt Gppel commo el'sbus) nannte. In der

tiefsten Finsterniß des Mittelalters gab cs gegen den Ausspruch

der geistlichen Gerichte, wenn sie ihre Bcfngniß überschritten,

insbesondere wenn sie sich eine Macht in weltlichen Dingen ange¬

maßt hatten, nur schwache Hülfsmittcl. Die Könige selbst stritten

lange vergebens gegen diese unsichtbare Macht, der man mit den

Waffen dieser Welt nicht bcikommen konnte. Es gereicht den

Parlamenten zum höchsten Ruhm, daß sie die Könige allezeit

gegen die Unternehmungen des Römischen Stuhls und der geist¬

lichen Macht überhaupt auf das kräftigste unterstützt haben.

Ihnen vorzüglich verdankt Frankreich, daß cs wenigstens nie

ganz so tief als die übrigen Länder Europa's unter das Joch

der geistlichen Herrschaft gebeugt ward, daß insbesondere der

Grundsatz, als ob der Geistlichkeit irgend eine (mittelbare oder

unmittelbare) Macht in weltlichen Dingen von Gott verliehen

worden, immer als gottlos und verderblich zurückgestoßcn

worden. Es gelang indessen selbst in Frankreich der welt¬

lichen Macht nur allmählig die in ganz Europa so fest ge¬

gründete Gerichtsbarkeit der Geistlichen, in ihre Grenzen zu¬

rückzuweisen. Ging irgend ein Erkcnntniß vom Römischen

Stuhl selbst aus, so war es auch für Fürsten mit der größten

Gefahr verbunden, nicht zu gehorchen. Als i. I. 1200 Pabst

Jnnoccnz der dritte ganz Frankreich mit einem Interdikt belegte,

so wußte der damalige König *) Philipp August kein anderes

*) Der König hatte als Wittwcr sich im I. 1193 mit Jngc-
burg, Tochter des Königs Wladcmar I. von Dänemark

vcrheirathet. Allein im Augenblick, wo die Trauung voll-
vollzogen werden sollte, empfand er plönlich eine unüber¬

windliche Abneigung gegen dieselbe. Vier Monate darauf

ließ er seine Hcirath durch eine zu Eompiegne gehaltene

Versammlung von Bischöfen und Baronen für nichtig er¬
klären Im Jahr 1196 heirathete er, und zwar während
^ngcburg noch lebte, eine andere. Der Pabst schickte dcß-



Auskunftmittel zu finden, als von dem Heiligen Stuhl an den
H. Apostolischen Stuhl solo 8anota 80 Ü0 acl 8anctain 86-

clem spostolioam) zu appelliren. Späterhin appellirte man an
ein Concilium oder an den besser unterrichteten Pabst Ol xa-

meliliz conzultum). Bei den berühmten Streitigkeiten, die
Philipp der Schöne mit dem Pabst Bonifacius dem achten
hatte, appellirte elfterer an das nächstens zu versammelnde
Concilium, und an den künftigen wahren Pabst, so wie an
Jenen und Jene woran man rechtmäßig appelliren muß Ol

conoilinm ^roximo oongreAsnelum, et s>1 vornm 6t leAitimum

^ontilicom, et scl illum 86» all illox scl guem vel all g »08 llo

juio kueiit piovocsnllum.)* *) In der Folge fügte man diesen
Appellationen den feierlichen Vorbehalt hinzu, die Handlungen,

halb den Cardinal Peter von Capua als Legat an den
König, um ihn zu ermahnen seine verstoßene Gemahlin
wieder zu nebmen. Als dieser Nichts ausrichtete, sprach
er über ganz Frankreich das Jnterdict aus. Der
König legte nun die eben angeführte Appellation ein, wo¬
bei er unter den Worten „» 8snvt!, 8o<lo" den im Namen
des Pabstcs geschchncn Ausspruch des Cardinals verstanden
zu haben scheint. Nämlich in der Antwort des Pabstes an
den König, die man in dem j»8 Ononio. in den Capiteln

novit «l. 3gp6lIstionil>n8 und novit illo gui niliil iAnorst
6. ollie. leg-lt. (Ilooivtsl lil». II. tit. 28- csp. 43, lib. I.
tit. 30. ogp. 7.) findet, bemerkt derselbe: „Interclieti 8ent6n-
tisni Ov«lingIi8 non eclillit 86>l poti»8 publioavit, neo l'»it

cliotntoi' ssi8iu8 8vll vo»i»8 oxoeutoo oto.

*) Die Oiilon. ei. I,ouv. enthalten (tom. I. p. 374) zwei
Schreiben Philips des Schönen von dem nämlichen Datum

(15. Juni 1303) , von welchen Eines den Abt von Cluny

„gui scl lutnvum AvneOk! pi'oxiinuin oon8ilium, vel scl
futuinrn 8uininuni pontilicem pro»t meli»8 luooit, lsoien-
>lum nns oum noliiscnln, ot ouin r>IÜ8 INk>o>sti8 6t ksro-

»il>U8 vogni N08tl1, 6X OSnO Iogiti,NU8 pl'OV06k>880 noxoi-
tuv ot etism!>ps,eIIss8o" in seinen besonder» Schutz nimmt,
und allen seinen Beamten aufträgt nicht zuzulassen, daß sie
in ihren Rechten «luianto ggpellgtioiio 8o» piovoostiono
im mindesten gekränkt würde». Das andere Schreiben ent¬
hält die nämliche Versicherung für den Abt v. St. Cor¬
neille zu Compiegne. M. s. noch hierüber Dvto. lle Llnroa.
<l. Donovlil. Lacoostot. ot imp6o. lil». 4. osp. 16, 17.



worüber man sich beschwerte, wegen Uebertretung der Kirchen-

Vorschriften (or>nane8) vor dem Staatsrath oder Parlament

des Königs verfolgen zu wollen. Hierdurch war der Weg zu

dem Verfahren, welches späterhin sppel eomme 3'->llu8 hieß,

gebahnt. Der General-Advokat Peter Cugnicrcs (OuAniereH soll
dieselbe unter Philip von Valois (dem ölen, reg. v. 1328-1350)

zuerst Angeführt haben.*)

Indessen war das Eigentümliche des Verfahrens, welches

man bei der g^pel eomme 3'sbu8 befolgte, und selbst der Na¬

me nicht außerordentlich alt, und kam erst seit Franz dem Iten

recht in Gang. Vor dem Concordat, welches dieser König mit

dem Pabst schloß, pflegte man, wenn in einem von der Geist¬

lichen Behörde ausgegangencn Act gegen die pagmatischc Sanclion

angegangen war, auf die Nichtigkeit des Acts anzutragen. Nach

dem Concordat aber, wurden die Beschwerden gegen die Ent¬

scheidungen der geistlichen Gerichte nur unter der Form der

sgpel eomme 3's1m8 vorgcbracht. **)

Es gab eine Menge von Fällen, wo man sich dieses Rechts¬

mittels bedienen konnte. Sie lassen sich indessen auf vier Gat-

*) In den preuve8 368 Iibert68 3o I'egli86 AsIIieeme wird eines
Unheils des Parlaments v. 13. Marz >376 erwähnt, wobei

der Procurator des Königs darauf angetragcn hatte, den
Bischof von Bcanvais und seine Beamten zu einer Geld¬
buße zu verdammen „pour reparer Ie8 stte„tst8 et sk»u8
1sit8 »ii prvsinlioe 3e Is surilliotion temgorvlle.^

**) Uelr. 3. Älsros 3. eonooi'3. 8acer3ot. et imiier. lili. IV.
eap. 19. V. „guaro 3i8tincts et 8epsrk>t-> er-mt >68-

eripta ills ob pr-igm-itiosm inl'rootsm, et g^>ie!>glioin8 sk
gbu?u. Ursgmsliese violstse i-ei in su8 voe-»lnintur, millo

gppeIIstioni8 mentione inseetr,; eIvA-,nIi ratiooe. Onis

^uum 3o ->elu8 vel 86otentiao nullitate ^usereretur,
nsce88e non erat ut ex provoeatione agvretur, <^uoma3-
mollum 3oeet titulu8 6o3iei8, guan3o proroeare non e8t

N666886 ((>o3.1. 3e 8611 t. et re sinlie.). t^uam provocaoäi
necessitatom eo c->8u expre88a etiam Decrelalinm verba
removeiimt: immo vero Inno remeclio nuUitali8 etiam

P 08 t iaiia8 86Ilt6lltia8 loeum 6886 VoIu 6 ri 10 t. In 0 et 6 I'i 8

srtieuli8, gm pragmstioa non eontineliaotm- .... spnel-
lationv uteb-mtur, 8o3 ea eaulioue, ut abu8U8 meulio
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tungenbringen.* *) 1) Wenn die Geistlichen sich eine weltli¬

che Gerichtsbarkeit anmaßten; insbesondre wenn sie einen

Weltlichen wegen einer blos persönlichen Klage, welche sich nicht

ans geistliche Sachen bezog, vor ihr Gericht laden ließen, wel¬

ches durch die Verordnung von Visiers Eotterets v. I. 1-139

(Art. 14.) verboten war. 2) wenn durch das Urtheil eines

geistlichen Gerichts gegen die in Frankreich angenommenen H.

Dekrete, kanonischen Constitutionen, und die Freiheiten der

Gallicanischcn Kirche angegangen war. 9) Wenn ein solches

Urtheil den Verordnungen der Könige oder 4) den Beschlüssen

der Parlamente entgegen war. Bei Entscheidungen, die vom

Römischen Stuhl ausgegangen waren, ward aus Achtung gegen

denselben die Appellation nur gegen die Vollstreckung der Bulle

eingelegt. Wenn indessen der Pabst den König, die Prinzen

vom Geblüt oder seine ersten Beamten ercommunicirte, oder das

ganze Königreich mit einem Interdikt belegte, ward gegen die

Bulle selbst die sppol comme si'slms eingelegt. Dieselbe stand

auch den geistlichen Gerichten zu, wenn sie von einer weltlichen

Behörde in ihrer Gerichtsbarkeit gestört wurden.

Alle Appellationen, wegen mißbrauchter geistlicher Gewalt,

gehörten vor die Parlamente, und zwar vor die große Kam¬

mer **), wo sie in der Regel in der öffentlichen Sitzung münd-

insicerotur, neguis exislimarot nuigiütratunin consilinm
illucl luisse, nt ecclesiastieam surissiiotionen, SLeculsri susi-
nnlteront. ()nare non sie re Psa so jnsiieiuin «nscopln-

ros lisc lormula prolitebantnr. 8im^Iicem enim et mersm
gppollstionom s Luris ecelesisstics -ul Lurisin regi-im
nuingugm in Osllis ssimisssm luisse Istentnr Uetrnz sie

liugneriis art- 14, iUasueriuz tit. sie gpsiell-il. tz. 22 et
llosnnos Oslli (gusest. 161.) M. s. N. Ilenrion sie Usnse/

sie l'sutorit. susiie. p. 329, und lVIerlin liefert. srt. s^pel.
comme «1 gtzus

*) Usnge nouv. Vrstric. Vrgnc. tom. 1. liv. IV. clmp. 42.

Als das beste praktische Werk über diesen Gegenstand rühmt
man: I'evrvt trsite sie I'^l^>^>el eomnio si'ulins, welches ich
nicht Gelegenheit hatte zu benutzen.

**) Wenn es sich indessen von Eriminalsachen dabei handelte,
so entschied die tournelle criminelle. Verlier. Iliet. <1. II.

srt. sp^el. comme ä'stzns.
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lich verhandelt werden mußten. Die Parthel', welche eine solche
Appellation einlegte, mnßte das Gutachten von drei Advokaten
beifügen. Als Haupt-Parthei bei dieser Art von Klagen ward
indessen die Staatsbehörde angesehen. Diesem Grundsatz gemäß
durften die Parthcicn, wenn einmal die Berufung eingelegt war,
zum Nachthcil derselben über ihre Privat-Interessen nicht an¬
ders, als mit Bewilligung der Staatsbehörde unterhandeln.
Tie Einrede, daß die Frist zur Appellation verflossen sey, oder
die Parthci von derselben abgestanden, (I'excoption tie. o ein
Ir>p8 sto tomz ou ste Is <l<z8eltion st'sppel) konnte dieser Klage
nicht entgegengestellt werden. Das Parlament konnte indessen
diese besondere Appellation in eine gewöhnliche verwandeln, d. h.
den Kläger an den höhcrn geistlichen Richter verweisen. Verlor
der Appellant, so ward er in eine Geldstrafe von 7-5 Livr. zum
Vortheil des Staats, und nochmals in die Hälfte zum Vor¬
theil der Gegen-Parthci verurtheilt. Die Parlamente durften
sich in ihren Urtheilcn bei der sppel commo ck's1>u8 der Aus¬
drücke: motte«; 1'iippel an nennt ete. Th. I- S. nicht bedie¬
nen*), sondern cs hieß: „gu'il s ete innl, et nl,u8tivem6nt fü¬

ge, oder gu'il n'/ s PN8 cl'gtzu8, oder I'ngpelnnt non recevnble

en 80N gp^el^ **). Durch Einlegung der nppel comine cl'gliu8
ward in der Regel die Vollstreckung des Urlheils oder die Ver¬
ordnung der geistlichen Behörde aufgehaltcn, mit Ausnahme je¬
doch solcher Urtheile, welche sich auf die kirchliche Disciplin be¬
zogen. — Alle Klagen der Art gehörten, wie wir schon ge¬
sagt haben, vor die Parlamente. Dieselben handelten indessen
hier nicht als Gerichte einer höher» Instanz, sondern vielmehr
als Corporationcn, die hierin zur Handhabung der Königlichen

*) Art. 1. des Edicts Heinrichs des Vierten v. Dccbr. 1606,
untersagt den Gerichtshöfen ausdrücklich sich bei der appel.

oomme st'nliu8 des Ausdrucks: melteo l'g^pel nu no'-nit zu
bedienen; vm ihnen nämlich die Bcfugniß zu nehmen die
Geldstrafe zu erlassen oder zu mildern.

**) Art. 1. des Edicts v. Melun (v. Febr. 1580) wodurch die¬
ses?, cingeführt worden seyu sott, spricht indessen nur von
der „ooeiootion et <1i8ei^lino oeclo8ia8ti(^uL" die von den
den Provincial-Concilieu angeordnet wurde.



rines^

ldvchtz

^ grmji

I>A U

Un, ü,
w lir)

ticin ^
Mil! iiij'

KÄlll, >

Mit ^

i'i

iin W:
mm»! ir

>t»u lni

»itll

>uni't«>

l nov im

> com« i

)» kill!-
ui A«i>^

Ä rixs

-',! «II'7

iccüil -

7,<

v!"-
Zik >''

lii'

Macht und zum Schutz seiner Unterthancn besonders bestellt

waren. Diesen Ansichten der ästern französischen Publicisten

gemäß, ward unter der Kaiserlichen Regierung die Entscheidung

über diese Art von Klagen den gewöhnlichen Gerichten entzo¬

gen, und dem Staatsrath zugewiesen, ein Gegenstand, worüber

in der Folge noch naher die Rede scyn wird.

Den Parlamenten stand außer der Oberaufsicht über alle

Untergerichte, nach der allgemeinen angenommenen Meinung, auch

noch das Recht zu, die Strenge der Gesetze nach Umständen

zu mildern *), über dunkle Stellen derselben Erklärungen zu

geben, so wie Vorschriften für das gerichtliche Verfahren anzn-

ordncn. Insbesondere hatten sie die Bcfngniß sogenannte re-

gulircnde Urtheile oder Beschlüsse (arret8 llo roglomoat) zu er¬

lassen. Man verstand darunter Vorschriften der so eben ange¬

führten Art, welche, so lange sie nicht durch ein Gesetz wider¬

rufen wurden, (80U8 Io bon plsisir llo roi) von allen Unterge-

richtcn des Parlaments, wovon sie ausgegangen, befolgt wer¬

den mußten. Dieselben wurden nnr bei Gelegenheit eines

eigentlichen Prozesses erlassen. Das Parlament erklärte alsdann

bei Entscheidung desselben, daß in allen ähnlichen Fällen eben so

entschieden oder verfahren werden sollte. Am Schluß des Ur-

theils ward daher auch ausdrücklich hinzugesügt, daß es zur

Regel dienen, und öffentlich vorgelesen und verkündigt (d. h.

den Untergcrichten zugeschickt werden) sollte, (gu'll «orvira llo

röglemont et 8ers I>1 et publio). Zuweilen erließ das Parla¬

ment auch dergleichen Entscheidungen und Anordnungen, ohne

dazu durch einen Prozeß veranlaßt worden zu seyn, entweder

von Amtswegen, oder ans den Vorschlag der Staatsbehörde

auch wohl der Gesammtheit der Anwälte. Solche Beschlüsse

hießen arröto8. Diese sowohl als auch die arröt8 llo röglomont

*) Nach der ältern Gesetzgebung war schon die Vernrthcilnng
zu einer Geldstrafe (omonllo) in Criminalsachen entehrend
(Tb. k. S. 440). Die Parlamente konnten jedoch jemand
zu einer Geldstrafe vernrtheilen, ohne daß er dadurch ent¬

ehrt ward. Das Urtheil mußte alsdann ausdrücklich cnt-
balten: „8an8 guo I'/4monllo PUI886 porter suouno nots
ll'iokamio." M. s. Dlorlin. Deport, grt. .4 me olle



konnten nur von den versammelten Kammern erlassen werden,

indem eine Kammer über die andere gar keine Art von Macht

oder Vorrecht hatte. Jedoch gab es einige dieser srrüw cko rö-

glomonf, welche, obschon sie mir von einer Kammer ausgegan-

gen, doch von allen befolgt wurden. *) Nach der jetzigen fran¬

zösischen Gesetzgebung hat kein Gerichtshof (selbst der Cassa¬

tionshof nicht) eine solche Bcfngniß.

Die Parlamente hatten, wie wir schon bemerkt haben, jähr¬

lich ihre regelmäßigen Ferien, deren Anfang und Dauer bei

dem Parlament von Paris **) ebenfalls schon angegeben wor¬

den. An diesen Ferien nahm indessen die sogenannte Kammer

der Gesuche (olisinbio elo8 reguöto8) keinen Antheil. Es galt

nämlich als Grundsatz, daß alle Behörden, welche die Angele¬

genheiten des Königs besorgten, oder in diesen, so wie in den¬

jenigen der Beamten seines Gefolges entschieden, ihre Geschäfte

nie unterbrechen dürften. Daher dauerten die Sitzungen der ge¬

nannten Kammer das ganze Jahr hindurch ***) oder wenigstens

so lange, bis das Stadtgericht von Paris seine Ferien beendigt

hatte. Von diesem nämlich konnten wenigstens die dringendsten

Sachen abgemacht werden, da die, welche das Privilegium

comu,ittimu8 hatten, auf dasselbe Verzicht leisten, und ihre An¬

gelegenheiten bei den gewöhnlichen Gerichten erster Instanz Vor¬
bringen konnten.

Der Wicderanfang der Sitzungen nach den Ferien geschah

mit großer Feierlichkeit. Die Mitglieder aller Kammern, die

Beamten der Staatsbehörde, die Advokaten und Procuratoren

des Parlaments n. s. f. versammelten sich in der großen Kam¬

mer, und wohnten der H. Geist-Messe bei. Alle erscheinen in

ihrer Ccrcmonien-Kleidung, die Präsidenten in scharlachrothen

Röcken mit Hermelin gefüttert, und ihre Mörserhaube in der

*) Akoiliir ltögoi t. gi t. srröt lX» VIII. UNd i>rt. sirotö in-
llieiAn-e.

**) Bei andern Parlamenten war die Ferienzeit anders geord¬
net. Jetzt dauert dieselbe v. l. Septbr. bis zum l. Novbr.

***) Eben darum wurden, wie wir oben gemeldet haben die
Mitglieder derjelben bei Bildung der Ferienkammer über¬
gangen.



Hand, die Räche und die Beamten der Staatsbehörde in rochen

Röcken mit Mützen, die ebenfalls mit Pelz gefüttert waren

(cllsperon8 chui-,08.) Die Advokaten und Procnratorcn er¬

neuerten ihren Diensteid, *) welchen der erste Präsident abnahm.

*) Diese jäbrliche Erneuerung des Eides der Advocaten schreibt

sich ans uralten Zeiten her, wo man noch unendlich mehr

Gewicht auf den Eid legte als später. Schon Philip der
kühne (Sohn Ludwigs d. H.) schrieb sie durch seine Ver¬

ordnung vom 23. Oktober 1274, die nur über diesen Ge¬

genstand handelt, für die Advocaten aller Gerichte ohne
Ausnahme (Orclon. cl. I.onv. tom. I. p. 300, 301) und
Philip der Schöne durch die Verordnung v. I. 1291 Art.

11. (tom. 1. p. 320, 322) für die Advocaten des Parla¬
ments vor. Der Verordnung, die Philip v. Valois im
März 1344 über das Parlament erließ (Ordon. tom. II.

p. 220), ist der Eid, welchen die Advocaten und Procura-
toren schwören mußten, angehängt. Erstere schworen unter

andern, guod c->u8arum insu8larum patroeininm 8eionter
non reeipient, guod 8i non r,k> initio, ex p 08 t laeto tsmen
viderint esm 6880 insi>8t->m, 8tatini eam dimittent, <^uod
non psei8centnr de guots parle liti8, guod in esu8i8 gua8
kovebunt, 8i viderint tangi regem, ip8i de Iioe curiam
»ävi8gbunt ete. Die Anwälte (Procuratoren) werden noch

General-Procuratoren (proeuratoro8 g6neraje8 Th. I. S.
248) genannt. Es heißt dort: „8egni>ur jursmentum
kroeuratornm generslium karlamsnti" daß darunter wirk¬
lich die gewöhnlichen Anwälte verstanden werden, ersieht
man theils aus dem Inhalt ihres Eides, theils aus meh-

mehrern andern Bestimmungen. Z. B. „T'rimo ponantur
in seripti8 (nomina proeurat. general) post -romm« ackoo-
catorrrm." Der Eid der Anwälte ist dem der Advocaten

fast ganz gleich. Sie schworen noch überdem, gnod per
i'avorem, preee8, pecunism aut alig8 indelrite non gnae-
rent adveeatos all modum (Croxenvtae) vel mediatori8.

Den Advocaten und Anwälten wird überdem noch aufgc-

geben, und zwar den erster» „guod Irene mane veniant, et
hone venire laeisnt part 08 8na8, guod 8tando, et retro

primum 8eamnum patroeinentur, guod ip8i cle Luria non
reeedsnt, guamdin magi8tri in eamera erunt. „Illt 08 t
sciendum (heißt es 3.) guod nul!u8 advocatu8 ad

pstroeinandum reeipietur, nisi 8it surstN8 et in rotulo
nominum sclvoestorum 8criptus. Den Procuratoren werden

fast genau dieselben Verpflichtungen auferlegt, insbesondere



Um die Gesetze und Verordnungen ins Gedächtnis; zurück-

zurufcn, laS der Obergerichtschreiber ehmals alle, ihrem voll¬
ständigen Inhalt nach, vor. Als indessen später die Menge
derselben zu sehr angewachsen war, beschränkte man sich auf die
Vorlesung einiger Artikel, welche sich auf die Disciplin der Ge¬
richtshöfe bezogen. Bei Wiedereröffnung der großen öffentlichen
Sitzungen (granäez sullencos), welche den Istcn Montag nach
der Woche, worin das Martinusfest fiel. Statt fand, bielt der
erste Präsident und einer der General-Advocaten eine Rede an
die Advocaten und Anwälte. Dieser Gebrauch das neue Dienst¬

jahr mit einer Feierlichkeit zu beginnen, der sich auch (Th. I.
S. 668) bei den jetzigen Französischen Gerichten erhalten hat,
wird gewiß jedem, der die menschliche Natur kennt, als höchst
lobenswerth, und der wohl in allen Ländern nachgeahmt zu
werden verdiente, erscheinen. Es ist ein einfaches und doch
wirksames Mittel, die Einförmigkeit des Geschäftslcbens zu un¬
terbrechen, und die dadurch cingeschläferten Gemnther zu neuer
Kraft und Thatigkeit zu beleben. — Bei der Unabhängigkeit,
die man den Gerichtshöfen nothwcndig zugestehn muß, ist es
überhaupt keine leichte Aufgabe, sie vor Indolenz und selbst vor
noch gröbern Pflichtverletzungen zu bewahren. Die Oeffent-
lichkcit der Sitzungen und die Bestellung einer Staatsbehörde
sind gewiß die allcrwirksamsten Mittel, die, gehörig angcwcndet,
ihren Zweck nicht verfehlen können. Zu den kleiner» Mitteln
diesen Zweck zu erreichen, gehörte bei den ehmaligen Parlamen¬
ten auch das, daß man sie ihrer eignen Censur unterwarf, wel¬
che sie zu festgesetzten Zeiten über sich ausüben mußten. Man
nannte die dazu bestimmten Sitzungen Mercnriale, (moreuris-

noch, guoä retro acivoeatob 8tent vel seäesnt, ^uoü
primum 50gmnnm non oocupent. Item proknket curia

I>i'oour!,1orit>u8 in vim jursmenti, ne imWtincte, prout
lieri 8»6piu8 praesumpserunt, inki-a parcum Luriav sie

par^uetf intrars prae8umant, ex c^uo suäientia propter
eornkn inorflinstum tumultum et «trepitum ssepiuz impe-
clitur, Leck juxta aclvocat 08 ^arti8 8uae 8tare relro 8eam-

num. Den Huissiers wird noch aufgegeben l<iu'i>8) ne
80 uls,ont -nie <jue le8 o1erc8 6e8 avocat 2 ou (1'antre8 ka8-

8ent Ieui-8 e8criture5 en 1a Ollambre clu Darlement.
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les). In denselben waren alle Kammern, jedoch bei ver¬

schlossenen Thürcn, versammelt. Der General-Procnrator

und der General-Advocat hielten abwechselnd eine Rede, in

Beziehung auf die Ordnung und die Disciplin des Hofs,

so wie auf die Mißbrauche, die sich allenfalls ciugeschli-

chcn haben konnten. Verschiedene französische Schriftsteller

beschreiben das Urthcil, welches die Gerichtshöfe dabei über

sich selbst aussprachen, als sehr streng. Die kleinsten Nachläßig-

keitcn wurden wie grobe Fehler gerügt; Mitglieder, deren Be¬

tragen nicht zu der Würde ihres Ranges paßten, wurden scho¬

nungslos bezeichnet; ja der Gerechte selbst mußte, nach dem

Ausdrucke des Kanzlers D'Aguesseau, Rechenschaft von seiner

Gerechtigkeit geben. Schon ehe sich die Kammern zu diesem

Zweck versammelten, übergab der Gcneralprocurator einigen

von dem Parlament dazn beauftragten Mitgliedern eine Schrift,

welche seine Vorschläge über die Verbesserung der Disciplin

u. s. f. enthielt. Diese berathschlagten unter sich darüber, und

theilten, was Ihnen beachtungswerth schien, den versammelten

Kammern mit. Es gehörte zu den Pflichten des General -

Procurators darüber zu wachen, daß diese Mcrcuriale *) gebö-

rig gehalten würden. Er mußte jeden Gerichtshof, der diesel¬

ben unterließ, beim König verklage», und die darin gefaßten

Beschlüsse dem Kanzler mitthcilcn. Der Name dieser besondern

Sitzungen, welche zuerst von Carl d. 8tcn durch die Verord¬

nung v. Jul. 1493 Art. 110**), ferner von Ludwig d. 12ten

durch die Verordnung v. Marz 1498 Art. 27 ungeordnet wur¬

den, kommt von dem Wochentag (Mittwoch), wo sie (nach der

letztgenannten Verordnung) gehalten werden sollten. Anfänglich

*) Unter mer-cuilslo verstand man auch zuweilen die Rede, die
der Gencral-Procurator in diesen Versammlungen hielt.

In den Schriften von D'Aguesseau finden sich noch meh¬
rere Mcrcuriale, die er als Königl. Procnrator gehalten
hat. Da diese Schriften indessen eben nicht in Jedermanns

Händen sind, so mache ich darauf aufmerksam, daß Jdeler
eine dieser Reden in sein allgemein verbreitetes Handbuch

der franz. Sprache und Literat. Th. l. anfgcnommen hat.

**) Die Stelle ist zu weitläufig um sie hier mitzutheilen.
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fanden sie alle 14 Tage Statt. Allein, da sie zuviel Zeit Weg¬

nahmen, so befahl Franz d. Iste in seinem Edict v. I. 1539

Art. 130, sie alle Monate zu halten, und das Resultat

von drei zu drei Monatcu dem König mitzutheilen. *) Eine

der legten gesetzlichen Bestimmungen hierüber, welche auch bis

zur Aufhebung des Parlaments beobachtet worden, ist von

Heinrich dem 3tcn (reg. 1574—1589). Nach der Verordnung,

welche er im Mai 1579 zu Paris auf die Vorstellungen**) der

*) Da indessen diese Mercuriale Etwas unfern jetzigen Sitten
durchaus fremdartiges haben, das an die Strenge der
Römischen Ccnsoren erinnert, so wird es dem Leser viel¬
leicht nicht unangenehm seyn in Beziehung auf dieselben
den Tcrt einiger andern Gesetze wörtlich angcfükrt zu fin¬
den. In dem Edict Franz des Iten vom I. 1539 über
die Verwaltung der Gerechtigkeit (sur- Io l'sit clo Is justioe)
heißt cs sit. 130: „ü^ous-oidonnons gus los moroueislos
so tiondiont clo mois on mois ssns )' tsieo lsuto, ot guo

psi' ioollos saient ploinemont ot ontiveernont deduictos los
tsutes des ollioiers de nosditos couis do ^uolguo oidio

ou guslito ^u'ils soiont. 8 uv lesguolles soea incontinent
rnis ordie pso nosditos couis, et ssns sucuno votsidstion
ou delav, dont voulons ostio sdveitis, ot lesdites Aleieu-
rislos ot Video inis sur ioollos nous ostio envovoes do

tiois mois en tiois mois, dont nous clisigoons nosteo

piooiiieui' gonoisl d'on lsiro ls diligonco."

**) Oedon. de vlois. on 1579 sit. 144. „.^.usguolles
illoicuiisles vonlons les Isutes et contisvontions Isiotos

ü nosdites ordonnsnoos psr los ollioiors do nosditos

couis et juiisdictions estvo ploinsment et entioiemont

deduites: ot les sitiolos pioposeii osti o ineontensnt spies

jugox ssns intoiinission ou discontinustion tsnt os jouis
d'sudienoo gusutios, poui' lesdiotos Zlorculislos estio
onvo^oos, sosvoii- collo dos nos cours souveisinos ü

nous ot a nosti o Ii os olier et losl olisnoolioi', ou Agi do
des sesux ot oellos do nos juges inboiiouls s nosditos

ooili's souveisinos de 10110 rossort. Isisons tios-oxpiosses
inliiditions et dolonses tsnt s nosditos oours et sio^es
piesidisux, clisscun en son i'0Asrd, vsguoi' s I'expodition
d sutees sklsii os guo losditos Aloiouiislos n'svent etö

iuj>oes. declsions los juAonions ^ui suiont eslö supsi'svsnt
donnos nuls ot do nul oHoct ot vsloun. lllnjoiAnons sussi
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Stände von Blois erließ, sollten die Mercuriale nicht allein bei

den Parlamenten und den übrigen höchsten Gerichtshöfen, son¬

dern auch bei den Präsidialgerichten, alle sechs Monate und

zwar bei den Parlamenten die ersten Mitwoche nach Vorlesung

der Verordnungen, die gewöhnlich nach dem Martinus- und

Osterfest Statt fand, gehalten werden. UnVjedcm Versäumniß

zuvorzukommen, befiehlt die Verordnung allen Gerichten die in

diesen Mercurialcn besprochenen Sachen vor allen andern Ge¬

schäften, sowobl an den gewöhnlichen Sitzungstagen, als auch

an andern Tagen abzumachen, und erklärt alle vor Erledigung

der genannten Sachen erlassenen Urtheile für null und nichtig. —

Aus dieser Strenge selbst läßt sich indessen schon leicht

einschn, daß die Gerichte eben keine große Vorliebe für diese

Mitwochssitzungen haben mogten. Wenn man daher bedenkt,

wie schwierig es ist. Etwas, das einzig von dem guten Wil¬

len der Handelnden abhängt, gegen den Willen derselben

auszuführen, so mögte diese von den Gerichtshöfen über sich

selbst ausgeübte Censur in der Ausübung wohl nicht so nützlich

gewesen seyn, als man der Idee nach vielleicht erwarten könnte.

Auch haben, wie es scheint, die Urheber der neuen Französischen

Gesetzgebung eine solche ununterbrochene und ohne besondere Ver¬

anlassung ausgeübte Censur mit den Sitten und der Denkungs¬

art unseres Zeitalters nicht verträglich gehalten, so daß sie un¬

ter die jetzt bestehenden Disciplinar-Maßregeln nicht ausgenom¬
men ist.* *)

Aus dem Vorhergehenden wird man sich von dem Gerichts¬

verfahren, so wie es bei dem Parlament von Paris gebräuchlich

war, einen hinreichenden Begriff machen können, und werden

s N 08 Sllvoost8 et procureurs genersux et ä Ieul'8 8uk>-

8titut8, 8ur peine <le privgtioa äe leui'8 elisrge8 1v8 pro-
mouvoii' et en poursuivre le jugement, et cle no»8 «4-

vvrtir promptement 6e ls retsrststion eu emp68ekiement
st'ieelle8.

*) Eine Spur davon ist indessen noch übrig geblieben, wie
aus den oben in der Note angeführten Artikeln des Ge¬
setzes vom 20. April 1810 (1)e8en. tom. IV. p. 4661» er¬
hellt. Man vergleiche noch Art. 11 desselben Gesetzes.4



wir das noch etwa Mangelnde bei dem, was am Schluß dieses

Abschnitts über die Dienstverhältnisse der einzelnen Parlaments-
Glieder vorkommt, gelegentlich Nachträgen. Den Parlamenten

lag außer der Verwaltung der Gerechtigkeit noch ein anderes
wichtiges Geschäft ob. Sie gaben nämlich den Königlichen
Verordnungen durch die Eintragung in ihre Register die gehö¬
rige Ocffentlichkeit und dadurch erst volle Gesetzeskraft. Von
den entgegengesetzten Ansprüchen des Hofs und der Parlamente
über diesen Punct und von den wichtigen dadurch vcranlaßtcn
Streitigkeiten ist schon (Th. k. S. 179 — 182) das Allgemeine
vorgckommcn, wozu wir noch Einiges hinzufügcn wollen. In
den ersten Zeiten des dritten Geschlechts wurden die Gesetze
häufig in dem Parlament selbst berathcn und beschlossen. So
heißt es am Schluß der Verordnung, welche Philip der Kühne
i. I. 1271 gegen die Wucherer erließ: (Ortion. ä. 1-ouv. tom.

I. p. (298—309) „b'sotum luit lioo 8,-i,utum IHsiis in l^nr-

Igmonto as8umpt!oni8 Doato Msiio Virginia ^nno Domini

millonmo tluosntesimo 86ptusA68iino gunrto." In der Ver¬
ordnung Philips des Schönen v. I. 1287 über die Erwerbung
des Bürgerrechts (touclisnt Io8 dourgoonoO *) heißt es im
Anfang: ,,0'o8t I'oräensiico ksito psr Is cour clo no8,ro 8oig-

nvur Io Ilo^ vt llo 8on oommgnäomont oto." am Schluß heißt
es ferner: „Oelis oräommco lut läito su Dmlomont >1o Is

Dentooo8to I'nn 1287." In einer andern Verordnung desselben
Königs von demselben Jahre (Oräon. tom. I. p. 316, 317),
wodurch allen Geistlichen, welchen eine weltliche Gerichtsbarkeit
zustand, befohlen ward, zur Ausübung derselben nur weltliche
Beamten (Amtmänner, Vögte u. s. f.) anzustellen, findet sich am
Ende noch näher übereinstimmend mit dem späten, Gebrauche.

„D-wo oräinstio rogi8trstg 08 t inler juäiois, con8ilia et 3 rro 8 ts

oxpoäits i„ I'grlsmento omnium 83110,01 um, ^11110 Domini

1287. Allein vbschon in jenen Zeiten allerdings mehrere Ver¬
ordnungen mit Bcrathung des Parlaments erlassen worden, so
gibt cs deren doch eine weit größere Menge, an welchen das
Parlament gar keinen Theil hatte. Man braucht nur die drei

Oräon. tom. I. 314.
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oder vier ersten Bände der O.-llon. 6. i.ouv. einzusehcn, wo
wan finden wild, daß des Parlaments vder der Eintragung in
dessen Register vor den Zeilen Carls des fünften und sechsten
fast nie erwähnt wird. Die Meisten derselben tragen blos die
Unterschrift des Königs, ohne daß von irgend einer andern
Behörde oder Vcrsaminlnng, die dabei zu Rathe gezogen wäre,
die Rede ist. In der Verordnung, welche Ludwig d. H. i. I.
1256 zum Nutzen des KönigsrcichS erließ, (Ooston. t»m. I.
x. 77) heißt cs am Schluß Art. 26. en tonten een ebonen
gne nouz svonn oostene paar lg pgix et tosnguillite <le no»
8ub-;iex en notoe Ilovsume noun oelenonn ü nvntoe I^Injents
I>ooir (pouvoiist cle steolsooo, cie sstjnunteo, sts smenster et ste
gstmenuinnieo nelon ee gue noun suoonn con8eil ete." Sehr
viele Verordnungen sind übcrdem in dem eigentlichen Staats¬
rath (cor>8eil) beschlossen worden. Die Verordnung Philips d.
Schönen über die Erwerbung des Bürgerrechts, welche der
großen Verordnung v. 23tcn März 1302 bcigefügt ist (Ooston.
tom. I. p. 371, 3671 sängt so an: „llaee 68t oostinatio lset»
per- non et eonnilium nontoum sts msnststo nontoo." Schon
damals hatten die Könige einen großen und kleinen Staats¬
rath fAosncl et etroit eonneill *). Nach Art. 14 dieser Ver¬
ordnung v. 23. Mär; 1302 sollten die Amtmänner u. s. f.
nur mit Berathung des großen Staatsrath (ex stelibeostiono
nontoi msgni connilül gewählt werden. Nach einer andern
Verordnung Philips des Langen v. 16. November 1318 Art. 7 **)

*1 Es scheint, daß der engere Staatsrath (eonneil cooit) ans
einigen besonders ausgezeichneten Mitgliedern des großen
Staatsraths bestand. In der Verordnung Pbilips des lan¬
gen vom 10. Juli 1318 (Ooston. tom. I. p 677) heißt es:
„poemieoement N0U8 svonn oostenne guo eliancun moin,
il sui-g ste nontos go»nst eonneil, svee nov8, Iz on noun
neoonn. 41t sungu'ü co souo touten gogcen glis l en noun
rogueoeoa, stestenn lestit moin, 6s stonn et st'nutoen ebonen,
neoont oetsosten n lmoL excepte stelioognce ste juntiee, gui
so l'eoa ste sour en souo.^ M. s n. die folgende Note.

**1 (Ooston. clu Imuv. tom. I. p. 6681 Noun oostenonn g»e
nontoe entooit eonneil n'sssemble to»8 Ie8 moin en uu lieu,

4 -
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sollte der kleine Staatsrath sich alle Monate versammeln, und

Alles was in demselben beschlossen worden, in ein Register ein,

getragen werden. Hieraus ergibt sich, daß zu diesen Zeiten die

Verordnungen sich eher in den Archiven des Staatsraths als

des Parlaments finden mußten. Wenn man auch annrhmen

wollte, daß durchaus alle Mitglieder des Parlaments zugleich

zu dem Staats-Rath gehört hätten, so fand doch das Umge,

kehrte gewiß nicht Staat, vielmehr übte der Staatsrath eine

gewisse Aufsicht über die Handlungen des Parlaments ans.

So sagt Philip der Lange in der Verordnung v. 18. Juli

1318 (Oidon. tom. I. p. 656, 661) Art. 40, daß er die von

dem Parlament verhängten Geldstrafen nicht anders, als wenn

in dem Staatsrath über das Gesuch Bericht erstattet wäre,

Nachlassen würde. Auch selbst der Staats-Rath hatte bei Er¬

lassung allgemeiner Verordnungen nur eine berathende Stimme.

Daß dem Parlament, wenigstens seitdem cs ein Justizhof gewor¬

den* *), nicht mehr als eine solche zustand, folgt schon daraus.

oü il N0U8 semdleoa, et HU 6 tout eo k;ui lors 8613 con-
8eiIIe, 86 lk regi 8tr-e p-ir un de nci 8 I§otgioe 8, lic^uel nous

kleputoi on 8 ä co, Iigue >8 Notsioe 8 31103 oui-e de dom-inder
-i i,o8t,'6 ebsneelier, nü 3 un nutoo de gui nnu8 li dioon8,
3 U 038 gue le eli 3 noeliol' n'i 86ooit, guund I'on i8toa du

eon8eil , 8L P 3 I' 3 V3 i>tuoo il II)' 3 Voit 68t6, 8'il ^ 3 rien

eoii8eiIIe ^u'il doie 6nieAi8tl6l'. Lt guund li Ooii8eil8 86
p3>Nii3, il NVU8 lüiilleiu oopie de ce gu^il uui'3 931 dovei'8
8NI, et l>3illei'3 3U88I 60PI6 3 66UX 3 l^ui il 3s>pgl tiendra
d'uoeomsilio >68 el>0868 gui 3uiont 68t6 60n8eille68 ete."

*) So lange das Parlament noch eine Versammlung der gro¬
ßen Vasallen war, so fand freilich ein anderes Verhältnis
Statt. Jeder hatte darin eine entscheidende Stimme. Man

mußte mit diesen Vasallen um so glimpflicher umgehen, als
nur durch ihre Zustimmung die Verordnungen auch auf ihrem

Gebiet gesetzliche Gültigkeit erhielten. Allein bei Verordnun¬

gen, die nur auf dem Königl. Gebiet ( 93)8 de ioi) voll¬

streckt werden sollten, war die Zuziehung der Vasallen nicht
nöthig. Die Könige scheinen sich dabei nach Gutdünken mit

Jedem berathcn und nach Gelegenheit außer dem Staarsrath,
der aus ihren Beamten bestand, Mitglieder aus dem Bür-

gerstand oder andere verständige Männer zngezvgen zu ba,
den. Die Verordnung Ludwigs d. H. v. I. 1262 (Oodon.



53

^>!la

> ^likkn k.
«irihz ^
^ 'Al'Mk,

^ M
>>̂

UwlÄ,
tlwml r
l ^ :«

n l«,
-Nö, Äzx
niirnn«:

ll>klii ie

ulnili c>

M'^ki«

zl säc« la

s«!mr b

Pik""-
„sn> -

,1'

>5S
'-r

l-cr^-r
>fktt
>kr?Ä^ > '

daß die Mitglieder desselben keine beständigen Beamten waren,
sondern alle halbe Jahre von dem König nen gewählt war¬
ben* *). Wie konnte sich in einer solchen Versammlung ein
Corporations-Geist erzeugen, wie die Parlamente ihn in spater»
Zeiten oft gezeigt haben. Daß dieselben die Verordnungen, die
ihnen zugcschickt wurden, aufbcwahrten und cinrcgistrirten, ge¬
schah zu ihrer eignen Notiz und der Ordnung wegen, ohne ir¬
gend einen besonder,! Königlichen Befehl. Tic älteste der in
den oi'äoii. st. l.ouv. vorkommenden Verordnungen, der sich ein
solcher Befehl sie in die Register des Parlaments einzutragen
beigefügt findet, ist von Philipp v. Nalois v. I. 1334 (Desto,,,
st. D,ouv. tom. II. p. 102). Sie bezieht sich auf das soge¬
nannte rö^sle, und bestimmt, daß dem König auch das geist¬
liche Hoheitsrecht, oder die Ernennung zu den Pfründen zukom¬
me. Am Schluß derselben befiehlt der König: » sos smos vt

tom. I. p. 93 ), worin er verschiedenes über die Münzen
bestimmt, schließt, wie folgt: „b'sots Istit liseo orstinstio
Osenoti ^nno stomini millosimo stuventosimo soxg»esimo
soouosto, vires mostism l^usstegAosimsIn, vui Isvionstso in-
toel),oeuiit stuesti DIomens sto Visilisv, stosnnos stictus
ei^istus, losnues Iloemsm, vires ksrisionses ete. Hier
folgen die Namen von noch mehreren Bürgern mehrerer
Städte-

*) Diese Art das Parlament zu wählen bestand sicher noch, im
Jahr >342 (zu Zeiten Philips von Nalois). In der Ver¬
ordnung dieses Königs vom 8. April des genannten Jahrs
(Oeston. st. 4.our. tom. II. p. 173) heißt cs Art. 7.:
„<^ue c^usnst nosteestit I^selomont sees linr, nous msn-
stveons nosteestit vbsnvelioe, Ivs teois insisteos keesistonts
sto nosteestit ksrlement, et stix poesonnos tsnt DIoevs
vommo I^sis, sto nosteo Donsoil (Hier wird, wie man sieht,
das consoil von dem Parlament unterschieden) tels vommo
il nous plsies, les^uels oestennoeont solon nosteo volonte,
sto nosteestit I'selomont, tsnt sto Is grsnst'olismbeo sto
nostiestit I'seloment, et sto Is olismlieo stos onc^uotos
vommo stos ee^uostos (e astre-tt/,' vt
sueeont pse lours seemonts, ^u'ils nous noinmeeont stos
plus suilissnts, ^ui soiont on nosteestit paeloment,
et nous stieont huel nombeo sto peesonnes il storrs suf-
liro ^>oue Is granst vlrsmbi'v, poue los vnc^uostvs et ee-
ssnestos."



t'vaux gui tiendront le proebai» paoleinent et sux gens des
comptes guo ä perpetuelle memoire les lassent ees presentes
enregistror es olrsmbres de pgrlemeiit et dos comptos, et g-,r-
cler ponr original -»r tresor des clisrtes. Der Verordnung,
v. 14. Octvber 1360, wodurch König Johan der zweite die

während seiner Gefangenschaft von seinem Sohne (nachherigen

König Earl dem 5kcn) als Regent gemachten Ernennungen,

Geschenke u. s. f. bestätigte, (Ordon. tom. III. p. 428) ist am

Schluß bcigcfngt. „liogistrstuv buerunt presentes litorae sine
pullliestione, r/e pr«ece/)/o crrrre, vigesima guinta eile dunuarii,
^4nno Domini, millesimo trecontesimo sexagesiino. Dt eollg-
tione kacts diligenli oum literis originslibus lleedom liiere
reddito et trsdile lüerunt D. de .4nguerranto LIerico et evn-
silisrio regis, vigosima sexta die 4-muarü ^nno Domini mil-
lesimo treck,itesimo sexsgesimo," welches der spätern Form

schon sehr nahe kam. Wirklich war auch theils durch die

Gefangenschaft des Königs Johan, der d. 19. September 1356

in der Schlacht von Potierö den Engländern Ln die Hände

fiel, theils durch die jugendliche Uncrfahrcnheit des Dauphin

das Königliche Ansehn damals merklich gesunken, und das der

Eorporationen gestiegen. Allein demungeachtet geschieht in den

meisten von diesem Dauphin (als Regent) erlassenen Verord¬

nungen von dem Parlament oder von einer Eintragung in die

Register desselben gar keine Erwähnung. Der Dauphin stand

in einer weit größern Abhängigkeit von den Ständen, die er,

um das zum Krieg nöthige Geld zu erhalten, oft znsammenbe-

rief, so wie auch von seinem Staatsrath *), als vom Parla-

*) In der Verordnung v. 14. Mai 1358 (Oi-dom tom. III.

p. 219), die ebenfalls in Folge einer Versammlung der drei
Stände erlassen ward, verordnet«: und versprach der Dauphin
Art. 11 (nous arons ordone et promis, ordenons et
promettons) in Rcgierungssachen keine Verfügung zu er¬
lassen, ohne die Sache in Gegenwart von wenigstens drei

Mitgliedern seines großen Staatsraths berathcn zu baben.
Auch mußte jeder Befehl von wenigstens drei dieser Mit¬
gliedern eigenhändig unterschrieben (oder, wenn sie nicht

schreiben konnten! ! ! von ihnen unterzeichnet) se»n; sonst
jollte der Kanzler sie nicht versiegeln, und, selbst wenn er

es thate, die Verordnung ohne Kraft und Wirkung seyn.
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ment. Erst unter der Regierung Carls des sechsten, wo die
Stellen der Parlaments-Mitglieder beständig geworden waren,
fieng das Parlament an zu behaupten, daß die Gesetze nur durch
die Eintragung in seine Register volle Kraft erhielten, und daß
dieselben durch eine freie Bcrathung beschlossen werden müßten.
Mably (liv. 5. ebup. 221 bemerkt dieses ausdrücklich. Auch
enthalten die Register des Parlaments einen Act v. 31. Marz
t4l8, wodurch dasselbe gegen eine am vorhergehenden Tag ohne
Vorläufige Bcrathung geschehene Eintragung in die Register pro-
tcstirtc*). Non dieser Zeit an wiederholte sich dieses sehr häufig.
Tic Gewohnheit nahm endlich stillschweigend die Kraft eines Ge¬
setzes an, so daß cs später, seit dem Ende des töten Jahrhun¬
derts und noch mehr in dem tüten und t7tcn Jahrhundert bis
zu den letzten Zeiten von den würdigsten Magistratspcrsoncn und
den größten Rcchtsgclehrtcn als einer der ersten Grundsätze der
französischen Verfassung**) angcsehn ward, daß die königlichen
Verordnungen, nur nach Eintragung in die Register der Par¬
lamente***), gesetzliche und crccutorische Kraft erhielten. Ja die

*) üterlin. Deport. srt. Dnrö^i8trvment dos Ioi8.

**) Du Doolre Dtavin 4'ruit. d. Ibidem, d. Druneo liv. Ilt.

clrup. t9- ,.Ds prämiere et principule uutorite de8 pur-
lemoiits est de verilier Ie8 ordonnsneen et edit8 du roi;

et telle 88t la loi du Do)'uu,,i6, guv nul8 editx, nullex
ordonnuno68 ir'unt dieltet, et on ne Iv8 tient pour tel8,
8'il8 »6 80 iit V0 lili 68 KUX eoui'8 8ouversine8 et pur ls
libio deliberstion d'ieelleu."

***) Die andern Höfe (.die Obcrrechenkammer, der Obcrsteucr-
hof u. s. f.) Chatten hinsichtlich der Gesetze, die sich auf
ihren Geschäftskreis bezogen, das nämliche Recht, eben so
wie cs den andern Parlamenten, jedem in Beziehung auf
seinen Gcrichtc-sprcngel zustand. Schon die Verordnung v.
Johan dem zweiten (gcgeb. zu Paris im Deccmber t360)
Orden. tom. III. p. 442, 443), wodurch alle Geschenke von
Domaincn, dick seit Philip dem Schönen gemacht worden
waren, widerrufen werden, enthält: „lV«u8 vordere et

eoinnrundonu <pie cox IoIIre8 8eient s>ubliöe8 pur tont oü

il u^>paI4iendra, et enregiüti eo8 en la eliainbre de »o8tre
Duilement, en Is elrunibre de nni^ eoinpt68 et en n»8tre
tre8or u ksris." Ludwig der cilftc bemerkte in einem an



Könige selbst haben hin und wieder in ihren Verordnungen,
offenen Briefe» n. s. f. die Richtigkeit dieses Grundsatzes aner¬
kannt. Der Erste, welcher dieses that, war der, sonst durch

seine tyrannische Willkühr in der Geschichte übel berüchtigte
Ludwig der eilfte, welcher nach der Angabe seines Geschicht¬
schreibers Duclos i. I. 1482 erklärte, daß das Edict, welches
er über das Getreide erlaffen hatte, ohne vorläufige Eintragung
in die Register des Parlaments von Paris nicht habe in Voll¬
zug gesetzt werden können. Die Könige wandten diese Maxime
auch sehr oft als Hülfsmittel an, um früher von ihnen geschlos¬
sene Verträge, Schenkungen ihrer Vorgänger und dergleichen
für nichtig und nicht geschehen zu erklären. So erklärte z. B.
Ferner, den Earl der 9te i. I. 1561 auf die Klagen der Ge¬
neralstaaten von Orleans nach Rom gesandt hatte, um gegen

den Obersteuerhof (ä non amsL ec leaulx les ^onel-gux-
eonseiilol'« PSI' NVU8 orclonneL sue le Isit cle lg su8tios
de N08 siäes) gerichteten Schreiben vom 23. Juli 1468
(Orden, tom. XVll. p. 110, 111), er habe um den vielen
Vergehn, die in Beziehung auf den Salzhandel vorficlen,
zu begegnen, vor kurzem einen Auszug aus den bestehenden
Verordnungen über diesen Gegenstand machen, und mehrere
Artikel derselben von neuem verkündigen lassen. Man habe
aber unterlassen diesen Königl. Befehl ihnen zuzusenden,
xo>E iuo)r vauz pourri'eri l'siro dillieultv de les lsirs
Dublier et enregislrer en votro court, czui siourroit tour-
ner 5 nostre yrefudiee et dommgAe eomme remonztre
nou8 ä e8te. Da nun der Obersteuerhof der oberste Richter
in diesen Sachen sey (pour ee czue vov8 68te8 ....
suge8 8ouvergi,i8 8ur lediot 4sit), so schicke er ihm bei¬
liegend die früher ausgezogcnen Artikel mit dem Befehl zu,
sie verkündigen zu lassen und in die Register einzutragen.
Die andern Gerichtshöfe (eou>8 ^uveeaineO nahmen auch,
eben so wie das Parlament, das Recht die Eintragung in
ihre Register verweigern zu dürfen in Anspruch,
wovon sie auch bis zu den letzten Zeiten Gebrauch gemacht
haben. Im Jahr 1473 weigerte sich der Obcrsteucrhof den
Begnadigungsbrief, der^v. Ludwig dem eilften einem Peter
Cornillot, der bei Gelegenheit einer Salzdcfrandation einen
andern (Leonhard Velin) ermordet hatte, ertheilt war, in
seine Register cinzutragcn, und verurtheiltc den Mörder,
ungeachtet der Begnadigung in die geeigneten Strafen.
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das Eoncordat zu protcstiren." *) Xeo e88v exi8tiin3nsiuin sie
mors reoept3 et pulsiiomte eonooesinte. nnm mo,ilm8 no8t>38 6t
I-6AUM ckristisnoi um 3»tigui8 eon8litutionilm8, in Kuno U8,p>o
siiem ieligio86 ol»8eiV3ti8, nikil in Oisilin pulsiioe, ipiosi 3(1 83-
6038 rel KUM3N38 ,68 pe,'tine3t, pro lege 8t3tuit„I', ^uosi non
8it p3r>3M6nti 3ri'68to pukli63nsium. Die Könige mogten die¬
sen Grundsatz auch für sich selbst um so minder gefährlich hal¬
ten, als sie behaupteten, daß, wenn sie den Parlamenten durch¬
aus befahlen eine Verordnung in ihre Register einzutragcn,
diese unbedingt gehorchen müßten **). Uebcrhaupt wechselten

Den Tcrt des Urtheils findet man vollständig (Oesion. tom.
XVII. p. 602 Xot. a.) Es heißt darin: .... 1,3 oour
sieolm'L >68cliot68 Iettre8 sie remi88iou nul>68 et clo nul

eüeot et V3lleue, 6t pkirtont le sieliouto sie I'entelinement
si'ieello8 et en ce id83nt, sieel-me lesiiot Uieire eoimillot

68ti'L l,3nni 3 tousour8 sie 66 Uo)3UMV eto." Auch imAnfang der Revolution weigerte der Obersteucrhof sich eben
so, wie das Parlament die vom König erlassenen Verord¬
nungen in seine Register einzutragen. M. s. weiter unten.

*) kreuves sie8 libertes sie l'egli86 Oellioene (p3>- kitkoul
X° 35. P. 22.

**) Als das Parlament unter Ludwig dem Ilten auf den von
der Pariser Universität gemachten Einspruch sich weigerte
die Urkunde über die Stiftung einer Universität zu Bourges
in seine Register einzutragen, erließ derselbe König, welcher
zuerst die Nothwendigkcit der Eintragung in die Register
anerkannte, den 20. März 1469 folgendes Schreiben an
das Parlament: (Oesion. tom. XVU. p. 2661 „Xo8 3mes
6t chnulx, N0U8 3V0N8 I66U V08 Ieetee8 P3N N08tie kieu
3M6 V3rlet sio el>3ml>i'6 46N3N sie >3 lieetonniere, 68ou^ee,

86ign6ur sio Humblignv, touoli3nt Io läiot sio 13 publio3-

tion sie I'univer8ite sio Uoui'g68, et p3>' ioell68 veu Kien
3U lonA >68 63U868 6t I3i80N8 POUI' Ie8guelle8 siiote8 3voir
äifk6l68 l3siiot6 pul)Iio3tion, gui 68t eontie »08t>6 vouloiret N08tee entenoion, 60MM6 N0U8 3VON8 P36 plu8ieu68 loi8
6861 ipt et lsiot remon8teei' sie kouelie N08ti'6 3II16 et fe3l 60U-

8IN le 8I6U6 sie Ll>38tiIIon: et P3I'66 gue sie plu8 6N plu8 sie8i-
nor>8 lesiiete u»iver'8ite siemonnee et 68tee entietenu en lesiiete

ville sie Uouig68.nou8 vou8 renvovon8

nostnesiiet V3rlet sie ekemkre, nuguel 3von8 expre88ement

sionne eliarbe sie poursuie vntoun rouz I 3 puklienoion. 3i
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die Grundsätze und Ansichten hierüber nach Verschiedenheit der

Zeiten. Die Verordnung Earls des nennten, gegcb. zu Moulins

(i. I. 1.',66) befahl (Art. 1) allen Parlamenten, dem großen

Staatsrath, der Obcrrcchenkammcr alle schon erlassenen könig¬

lichen Verordnungen genau zu befolgen, ungeachtet aller dage¬

gen gemachten Vorstellungen, und ungeachtet sie bei einigen

Gerichtshöfen nicht verkündigt wären. Für die Folge sollten

Art. 2 die sonvcrainen Gerichtshöfe, wenn sie gegen eine ihnen

zur Verkündigung cingcscndete Verordnung Vorstellungen zu

machen für nöthig erachteten, dieses ans der Stelle thun, und

nachdem sie die Antwort des Königs darauf erhalten, die Ver¬

kündigung ohne Weiteres und ohne allen nähern Aufschub vor¬

nehmen. Art. 1 der Verordnung Ludwigs d. 13tcn v. Januar

1629 (die von Marillac verfaßte) verordnet fast dasselbe. Die

Civil - Verordnung (Ludwigs des I lten» v. I. 1667 ist noch

strenger gegen die Parlamente. Nach tit. I. ^Vit. 1 sollen alle

Ordonanzen, Edictc u. s. f., die entweder in Gegenwart des

Königs oder eines von ihm besonders dazu Beauftragten in dem

Parlament bekannt gemacht werden, von dem Tag dieser Be¬

kanntmachung sogleich Gesetzeskraft haben. In Beziehung

auf die andern Verordnungen sollten (Art. ö) die obersten

Gerichtshöfe, nach Verschiedenheit ihrer Entfernung von der

Residenz des Königs, entweder in acht Tagen oder sechs Wo¬

chen ihre etwaigen Beschwerden oder Vorstellungen gegen die¬

selben Vorbringen, nach welcher Frist sie als einregistrirt und

V0U8 msn6on8 ot sxpre880ment enjoiAnon8, e^ue Uno ko>8
xour toutS8 et 8UN8 ^Iu8 SN käiio 6s 6slk>b ou clillicults,
8oub/. ombre 608 o>,po8,ton8 (i>iste8, tunt pan no8t,s
tiö8-el,isr- et tio8-gme onclo et oou8in Iv Dni 6s Sscils
Duo 6'^nsou et ete.vo,i8 ne llitl'oi'ies ä ksns ls
publioueion 6o luäiots univor^itö on no8tio6ists sour 6e
I'srlement, i>inooi8 -> icslls stublieacion käiels8 prnce6ei'
ineonlinent st 8g»8 6els^, toutox sxcu8ucion8 ss88sn8 , et
tellement no8tee6ict vuolot 6e sluiinbi-o ns uutos8 ne
sisnt plu8 SKU8e 6'en notouenor pue 6vvei-8 vou8. 8i
^»r6e?: gu'en es n'uit (anlto, cse toi e8t nostoo pls^ie.
Do,ins n ^mdoi8S Is 20- soiw 6s äk-w8. 5io 8iL»glum.
I.ov8. 1. Dseleoc.



verkündigt angesehen werden sollten. Die Erklärung v. 24. Fe¬

bruar 1673 erläuterte dieses noch näher dahin, daß erst, nach¬

dem die Eintragung in die Register ohne alle Bedingung und

Modifikation beschlossen und der Beschluß abgefaßt worden, die

Höfe ihre Gegenvorstellungen in der oben bemerkten Zeit Vor¬

bringen, und daß sie endlich ans die Antwort des Königs durch¬

aus keine neuen Gegenvorstellungen machen dürften. Allein

Ludwig der 45te (oder vielmehr der Herzog von Orleans als

Regent in seinem Namenl gab durch die Erklärung v. lö. Sep¬

tember 4715 *) dem Parlament die Befugniß wieder, auch ge¬

gen die von dem König unmittelbar (do propro mouvomont)

ausgegangenen Befehle, noch ehe cs sie in die Register eintra¬

gen ließ, die geeigneten Gegenvorstellungen (remo»iranov8) zu

machen **). Ans diese Erklärung folgte noch ein offener Brief

v. 26. August 4748, dessen vollständiger Tert man bei b'eriior

(4>iot. <4. Droit. art. romontranoo) findet, und welcher sehr

umständliche Bestimmungen über diesen Gegenstand enthält.

Dem Parlament blieb (Art. 4) das ihm durch die vorige Er-

*) 6od. i^oron tom. 41. p. 499.

**) Damals war der Haß, den früher Ludwig der 44te gegen
die Parlamente hegte, gänzlich verschwunden In der Ein¬
leitung zu dieser Erklärung heißt cs: lwuiz eto. 8alut. I^a
6dölitö, Io 20 I0 ot la 80 unu 88 ion avoo loscjuols no8tro
oour de 4>arlomont ä tousoui'8 8ervi Io I4o^ notro tro8-

llonoro 8oiAneur et 4ii8avoul, nou8 eo^sAoant a lui donner
do8 mar^uo8 <1o notro oonlianoo ot 8urtout dan8 an

tomp8 oü Io8 av>8 d'uno coinpaAnio au88i 8ajzo ^u'oolairöo
peuvont nou8 otro d'uno 8i ^randv utilitö nou8 avon8

orü no pouvoir kairo rion do p>u8 llonorablo pour ello
et de plu8 avantaAoux pour no8tro 8orvioo meine c^uo de

lui pormottro do no»8 ro^re8onter oo ^u'ollo sugora a
propo8 avant e^uo d'ötro obli^eo de prooödor ä I'enro-
ßi8tromont do8 odit8 ot döolaration8 <^uo nou8 lui adrv8-
seron8, ot nou8 8vmmo8 persuadex ^u'ollo usora aveo
taut dv 8 SA 6880 et do oiroon8poction do I'anoienno lidertö

dans la^uello nou8 la >ötak>>i88ou8 guo 868 avi8 no ten-
dront samai8 gu'au dien de n 08 tro ostat ot möriloront
toujour8 d'ötro oonstrmox par notro sutorite." Die Obcr-

rechenkammer und der Obersteuerhof von Paris erhielten
unter dem nämlichen Datum ähnliche Briefe.



klärung gegebene Recht gesichert. Es mußte, wie dieselbe Er¬

klärung verschreibt, (Art. 2) seine Gegenvorstellungen innerhalb

acht Tagen machen, sonst wurden die Ordonnanzen u. s. f. als

gehörig einregistrirt angesehn. Erhielt es auf seine Gegenvor¬

stellung eine abschlägige Antwort, so mußte es (Art. 5) die

Ordonnanz u. s. f. ohne weiteres in die Register eintragen las¬

sen, sonst ward sie als gehörig einregistrirt angesehn. Durch

Art. 9, 8, 7 ward ihm verboten, weder über Verordnungen, die

ihm nicht zugcschickt wurden, noch über die Finanzen und Ver¬

waltung des Königreichs irgend eine Berathung vorzunehmen,

und überhaupt die andern Parlamente oder Gerichtshöfe zu

einer gemeinschaftlichen Berathung über irgend einen Gegen¬

stand einznladen. Das Parlament indessen hielt es nicht für

angemessen, sich diesen Befehlen ohne Weiteres zu unterwerfen.

Die Meinung, dasselbe sey an die Stelle der Volksversamm¬

lungen (clminpz clu Als!) unter den beiden ersten Königs-Ge¬

schlechtern, oder wenigstens an die Stelle der Pairs und Ba¬

rone, so wie sie in den ersten Zeiten des dritten Königsgeschlechts

waren, getreten; daß sie daher die einzige gesetzliche Schutzwchr

gegen die despotische Willkühr des Hofs seyn, hatte in der

Meinung aller Stände der Nation so tiefe Wurzeln gefaßt,

daß die Parlamente meistens nur der unmittelbaren Gewalt und

zwar nur für den Augenblick wichen, wovon man am Schluß

dieses Abschnitts noch einige merkwürdige Beispiele finden wird.

— Wir wollen hier einstweilen die Formalitäten *) , die

in den letzten Zeiten bei der Eintragung der königlichen Befehle

und Schreiben in die Register des Parlaments Statt fanden,

näher beschrieben. — Schon von sehr langer Zeit her war cs,

um das Andenken an Alles, was das Parlament beschlossen

oder was der Hof ihm mitgetheilt hatte, zu erhalten, gebräuch¬

lich, den Inhalt davon in besondere Bücher (die Gerichtsbücher)

einzutragen. Zuerst wurden die Königlichen Verordnungen, und

die eigentlichen Parlaments-Beschlüsse (ari-osts ouriae) durch¬

einander in dieselben Bücher eingeschrieben. Späterhin aber

*) M. s. die Erklär. Ludwigs d. Ilten vom 21. Fcbr. 1673
und die Dno^clop. Slt. enroziztromont.
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hatte man für beide Gegenstände auch besondere Bücher. Allein

auch in Begebung auf denselben Gegenstand gab es zwei Arten

dieser Gerichtsbüchcr. Die Einen nannte man Urschriften (mi-

nutos), die andern Register (isigisires). Die ersten waren auf

Papier, die letztcrn auf Pergament geschrieben. Jene enthielten

1) die Originale der von dem Parlament erlassenen und von

dem Gerichtssecrctair schriftlich abgefaßten Urtbcilc, 2) die von

dem letzter« nach der Urschrift genommenen Copicn aller König¬

lichen Verordnungen, Edicte, offenen Briefe u. s. f., deren Ori¬

ginal das Parlament allezeit an den Kanzler oder den Staats-

secretair, der es ihm mitgetheilt hatte, zurückschicken mußte.

Die Gerichtsbücher der zweiten Art, die Register, enthielten die

Reinschriften von allem Dem, was in den ersten stand. Diese

Reinschriften wurden indessen, wegen des Drangs der Geschäfte

oft erst sehr lange, (Jahre lang) nachher angefcrtigt. Ein-

registrirung im eigentlichen Sinne des Worts war nur die Ein¬

tragung in die Gerichtsbüchcr der zweiten Art. Gewöhnlich

indessen verstand man darunter den Parlamentsbeschluß, welcher

diese Eintragung vcrordnete. Zu dem Ende ward das von

dem Hof dem Parlament zugesendcte Original des Gesetzes

u. s. f., (welches allezeit auf Pergament geschrieben und mit

dem großen Siegel versiegelt war) dem General-Procurator

zugestellt, welcher darüber einen schriftlichen Antrag an das

Parlament machte. Dieses ernannte hierauf eines seiner Mit¬

glieder, um in der Rathskammcr (e>, clismlii-e <is eonseil) dar¬

über zu berichten. Es handelte sich hierbei Itens von der Un¬

tersuchung der Aechtheit der Urkunde (vöiistcnUon) und 2tcns

von der Annahme derselben als Gesetz. War das Mitgetheilte

nur eine Erklärung (cloelgrsUon), so entschied meistens die

große Kammer allein. War es aber eine Verordnung oder ein

Edict, so hatten alle versammelten Kammern des Parlaments

die Entscheidung. Privat-Personcn konnten sich unter dem Vor¬

wand, sie seyn in ihren Rechten gekränkt, der Einregistrirung

nicht widersetzen; wohl aber konnte der General-Procurator,

wenn Einzelne oder Corporationen offene Briefe erhalten hat¬

ten, wodurch das Interesse des Fürsten oder des Staats ge¬

fährdet ward, gegen die Einregistrirung derselben antragen. In
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allen Fällen faßte das Parlament einen Beschluß darüber.
Dieser war, wenn dasselbe die Eintragung in die Register be¬
willigte, in felgenden Ausdrücken abgefaßt: Vu xsi- Is couo

I'orllvnnsnco (I'ollit ou cloolslstion) ela toi joui-, siAiwe, seol-

les eto. pootsnt etc., vu los eonclusions clu pioeuovul' Fenöi-sl,
et oui lo consoillor ^ouo oo commis, la mstiöi-e miso on <lö-

libeoation, Is oouo s oi'sionnu et ooäonno ^uo I'oräonnsnco
(l'öclit eto.) soos onregiströo su grosid clicollo pouo ötro oxo-

outvo sclou ss boome et teneue. (Nach der von dem Hof ge¬
nommenen Einsicht der Verordnung von dem Tage, welche un¬
terschrieben und versiegelt u. s. f. folgenden Inhalts, daß u. s. f.z
nach Einsicht der Anträge des General-Procurators, und nach
Anhörung des dazu beauftragten Nakhes, nach Bcrathung des
Gegenstandes hat der Hof verordnet und verordnet hiermit, die
Verordnung auf dem Gcrichtssccretariat einzuregistriren, damit
sie ihrer Form und ihrem Inhalt nach in Vollzug gesetzt wer¬
de). Nachdem dieser Beschluß erfolgt war, welcher, wie schon
bemerkt ist, auch oft als gleichbedeutend mit der Einrcgisirirung
angesehen ward, setzte der Gcrichtssecrctair auf den Umschlag

(sur Io i-epli) des Königlichen offnen Briefes die Worte: re-

xfistro oui ot co leguoisnt Io znoouooui' AoueosI du ooi pour

ötoo oxöouto solou ss loi-mo ot tenour. b'sit on psi-Iemont Io

. . . signo (toi.) *). Der Gerichtsccretair nahm nun über den
Vorgang ein Protokoll auf, worin außer dem Inhalt des Be¬
schlusses auch noch bemerkt ward, ob er von der großen Kam¬
mer allein, oder von den versammelten Kammern erlassen wor¬
den. Nach Aufnahme dieses Protokolls ließ derselbe Beamte
sogleich eine gleichlautende Abschrift des Königlichen Briefes

*) Häufig nahm das Parlament eine Königliche Verordnung
u. s. f. unter gewissen Modifikationen oder mit Ausschlie¬
ßung gewisser Artikel an, welches dann ebenfalls in dein
Parlaments-Beschluß bemerkt, und über die nicht angenom¬
menen Artikel ein besonderes Protokoll ausgenommen ward.
Auf dem Umschlag des Königlichen Schreibens ward als-
dünn bemerkt. : „I^eck3, et i aucüto et

logu.r-onto procuistoiv (zeiwisli i-ezis suli mosiillcstiom-
bus in regier» ourise contoutis. ksoisiis eto."



»I- c«,

^ <!k-

km

, »kltl tz

Hits)

IS, üli „

t dimli,,«
kr>, ls
^Ml!
kr,»«,«)

hltkM
in Uii.'
k Lsm?
«i» m ^>

p-klem«
un nkli
Mgll

Mal «c

Äk Älir
jki Mi!

ti

4k>l'"
»

63

auf Stcmpclpapicr machen, und schrieb die so eben angeführten
Worte (lo^istiö oni ot co rognöermt elo.) darunter, wozu er
noch das Wort: oollationnö (mit dem Original verglichen)
setzte. Diese Abschrift liente dem Parlament für die Zukunft
als Original, und ward nebst dem Beschluß des Hofes und
dem darüber aufgcnommencn Protokoll von dem Gerichtschreiber
zu den Urkunden des Parlaments gelegt und unter denselben
aufbewahrt. Frühcrhin pflegte man die Verordnungen, nach¬
dem der Hof die Eintragung derselben in die Register beschlos¬
sen hatte, in der öffentlichen Sitzung zu verkündigen oder dem
Volk vorzulescn. Bei einigen Parlamenten von Frankreich er¬
hielt sich dieses bis zu den letzten Zeiten. Bei dem Parlament
von Paris geschah es am Ende in der Regel nicht mehr, wenn
der Gerichtshof es in seinem Beschluß nicht ausdrücklich ver¬
ordnet«:. In diesem Fall brauchte man statt der Formel (i-ogis-
Il'ö «ui et co et) folgende: In /-ttä/re et i-e»i8tie ete, welche
in frükern Zeiten, als noch alle Ausfertigungen in lateinischer
Sprache geschahen, so lauteten: lects, publiesta et regizti-ata
auclito et reguioente ziiocuestol-e generali ete. War die Eilt-
registrirnng in Gegenwart des Königs in einem Throngericht
gcschehn, so ward dieses in der Schlußformel ebenfalls bemerkt.
So findet sich z. B> unter der großen Verordnung v. I. 1667
über die Reform der Justiz: I.ries, publiee?, re'gi8teee8: oui et
ce regrreeant le proeuiour genee-il clu roi, zroue etie exeeu-
tee« «elon leue Poeme et teneue. ^ I'aeis en karlemeirt, le
eo/ ^ sesnt en 8on lit «le juztieo, le vingt avril mil 8ix eens
8 oixant.e- 80 pt. 8igne. Itn Villet. Uebrigcns ward nach Erfül¬

lung der bisher beschriebenen Formalitäten die Einrcgistrirung
als vollendet angesehn. Die eigentliche Eintragung in die Re¬
gister war nur eine Abschrift, die aber ganz wörtlich und ohne
alle Abkürzungen den Inhalt der Verordnung und des Parla-
mentsbcschluffcs enthalten mußte.

Was das dem Parlament zngesandte Original des Gesetzes
betrifft, so stellte, nachdem die nothwendigen Formalitäten
erfüllt waren, der Gerichtschreiber cs dem General-Procurator,
und dieser dem Kanzler oder Staatssccretair, der es ihm über¬
sendet hatte, wieder zu, worauf es späterhin in der Urkunden-
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Sammlung des Staatsraths niedergclcgt ward, welche sich in

dem Kloster der Augustiner (nahe bei dem xlsees lies victoires)

befand. Bei dem Staatsrath fand keine eigentliche Einregistri-

rung der Verordnungen Statt, indem — sagen die Französischen

Schriftsteller — derselbe kein Gerichtshof (eour cle furios) war.

Die Königlichen Verordnungen erhielten Gesetzeskraft von dem

Tag an, wo der Parlamcntsbeschluß sie cinzuregistriren ergan¬

gen war. Dasselbe galt für die Gebiets-Antheile, die zu dem

Gcrichtssprcngel des Parlaments gehörten; doch waren, wie*)

sich von selbst versteht, Verordnungen, die sich auf die Dienst-

gcschäfte der Richter bezogen, nur von dem Tag an verbindlich,

wo sie ibncn bekannt seyn konnten. Nachdem nun eine Verord¬

nung cinregistrirt war, schickte der General - Procurator eine

verglichene Abschrift derselben an alle Königlichen Untergerich¬

te **), um sie daselbst zu verkündigen und in die Gcrichtsbücher

einzutragen. Dieses letztere ward in dem über die Einregistri-

rung ergehenden Parlamcntsbeschluß ausdrücklich verordnet, und

zugleich dem bei dem Untcrgcricht angcstellten Substitut des

General-Procurators zur Pflicht gemacht, die Vollstreckung zu

betreiben, und darüber, daß dieses geschchn, inncrbalb der Frist

eines Monats zu berichten ***). Diese Eintragung in die Ge¬

richtsbücher der Untcrgerichte ward ebenfalls Einregistrirung

(eniegistiemont) genannt. Dieselbe geschah auf den Antrag des

*) Ucber den Zeitpunkt, von welchem an die Königlichen Ver¬

ordnungen, Edicte u. s. w. gesetzliche Kraft erhielten, sebe
man näher Th. I. S. 161, 162.

**) Für die Grundhcrlichen Gerichte pflegte dieses nicht zu ge-
schehn mit Ausnahme der in den Gebieten der Pairs beste¬
llenden Gerichte, die unmittelbar unter dem Parlamente
standen.

***)Das Letztere ward auch wohl der oben angegebenen For¬
mel für die Einregistrirung zugesetzt. So findet man z. B.
am Schluß der Verordnung Ludwigs d. löten v. Juli

1737, so wie einer Menge anderer Verordnungen: Hegis-trve, oui et ce reguersnt le proeureur general äu roi
^our etre executee sslon s» forme et teneur, et copies
eollstionnve« envo^-ees rmx llmlljgxes et senvcli-mssves.

r essort, pour v etre lues, pudlieos et registrees: kn-
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bei jedem Gericht angestcllten Substituts, unterschied sich in¬

dessen von der Einregistrirung bei den Parlamenten sehr wesent¬

lich dadurch, daß die andern Gerichte durchaus keine Befugniß

hatten, die Aechtheit oder die Gesetzmäßigkeit der Verordnung

zu untersuchen, sondern sie ohne Widerrede in ihre Register

cintragen mußten. In der letzten Zeit (etwa seit 1740) pflegte

man die Certificate über diese geschehene Einregistrirung unter

den Urkunden des Parlaments aufzubcwahren, um nämlich nö-

thigcnfalls wissen zu können, wann die Einregistrirung bei jedem

Untergcricht geschehn war.

Was noch die verschiedenen Parlamente betrifft, so galt

ein Gesetz nur in dem Gerichtsbezirk desjenigen Parlaments,

wobei es einregistrirt war. Ward indessen eine Verordnung an

mehrere Parlamente oder andere oberste Gerichtshöfe* *) ge¬

schickt, so ging es immer zuerst an das Parlament von Paris.

Dieses gehörte mit unter die Vorrechte des letztem. So ward

es wenigstens mit allen allgemeinen Verordnungen gehalten.

Solche hingegen, die nur Ein Parlament oder Einen Gerichts¬

hof insbesondere betrafen, wurden auch diesem wohl allein zu¬

geschickt.

Wir haben im Vorigen einen Fall vorausgesetzt, wo die

Eintragung in die Register von dem Parlament genehmigt und

durch einen freien Beschluß desselben festgesetzt ward. Allein sehr

häufig nahm es eine Königliche Verordnung, nur mit gewissen

Zusätzen oder Modificationen, an, und nicht selten verweigerte

es die Eintragung in die Register gänzlich. Dieses veranlaßte

gewöhnlich eine Menge wiederholter Befehle (lettres de ju8sion)

und zuweilen ein sogenanntes Throngericht (Ick de justcko).

joinl: sux substckutz da procureur-ge'nersl du roi, d'^ te-
nck Is rnsind et d en eeitilier In eour dsn8 un moi8 8ui-
vsnt I'arrst de eo joui'. ^ ?sri8 en pgrlsment Io onLieme
jour de Oeeeinbre mit 8Lpt-eent trente-8ept.

*) Die Oberrechenkammer (ellsmbl-e flo8 compte8), der Steuer¬
hof (eour de8 siäk8) , der Münzhof (eour <168 inonnoie8)
galten nämlich auch für oberste Gerichtshöfe (eour-8 sou-
versine8), obschon sie sich gewöhnlich nicht init Justizsachen
beschäftigten.

5
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Der König erschien dann in Person, und in dcm vollen

Glan; stincr Majestät in dcm Parlament, und befahl von

seinem Königlichen Richtcrstnhl herab, die Verordnung, das

Edict u. s- f- in seiner Gegenwart in die Register einzutra-

Schon in den ältesten Zeiten pflegten die Könige

sich zuweilen in das Parlament zu verfugen, nicht allein, um

über allgemeine Gesetze in demselben zu berathschlagen, sondern

auch um bei der Entscheidung wichtiger Ncchtsstrcitigkeitcn ge¬

genwärtig zu scyn. Philip der Lange in der Verordnung v.
>7. November 1318* **), eben so Pbilip von Valois in sei¬

ner Verordnung vom 11. Marz des Jahrs 1344***) sprechen

bestimmt von diesem Gegenstand. Die Vertheidigcr der Vor¬

rechte des Parlaments behaupten, daß der König in diesen

feierlichen Sitzungen nur als Präsident seines Parlaments er¬

schien, daß die Stimmen frei gewesen, und die Sachen nach

Zuweilen pflegte auch der König einen seiner Verwandten
oder höchsten Beamten zu beauftragen, daß er sich in sei¬

nem (deS Königs) Namen in das Parlament verfügte,
um demselben zu befehlen, die Königliche Verordnung in seine
Register zu tragen.

**) Oi 3oii. 3. I.ouv. tom. I. j,. 673, 676 sei. IO. „(Ouo li

joiio g^ie li Ro^8 von3os s I^sol8 pour olo les oau868, gue
11 suis ro86rvo68 pouo ovo pso3evsut 11, Io b'silomont 3e
iOUt 08 suto68 gU6I'oIIo8 668860 S. Hl 860011 t publio 08 Io8-
^uelle8 0SU868 II suos 06860V668, en plsino couot, ^ouo 06

guo uul 116 3omeuoo 6t6." Art. 5 derselben Verordnung
beißt es, daß das Parlament ohne Aufschub alle Sachen

nach der Ordnung abmachen soll, abgerechnet. „(1s8 3o

3roit 1)omsin6, 3o I0sioi68 ou 36 Lsooni68, I68c^uol!e8 11
Dov8 ni6ttooit äovsur luv ä 8S V6I1U6. 41t <zue is 6S1I56,
siouo l;uov 1l vouäroit gu6 8S V6UU6 fu8t sttoiiiluo (ust

66oit6 on Is Iott06 PSI' ls^uelle II IllSluloooit cjue Is 0 SU 86
bu8t Stton3u6 » 8S V6NU6, ou sutieinont 1'6U Is 3elivve-
roit 8SN8 luv Sttou3oe."

***) Oiäon. 3. I.ouv. tom. II. p. 219, 228. Auch in dieser
Verordnung heißt cs (p. 228. -ut. 8), daß der König ins
Parlament komme „pouo ovo 168 osu 808 guo II surs re-8orvöe8.^ Besonders waren dieses (p. 227) sot. .). „os8
3e 3roit 3omsine, 3e8 s>sioio8. ou 3on Itsionnie8."
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Mehrheit der Stimmen entschieden worden seyen. «Diese

Sitzungen hätten also nach ihrer Meinung, denselben Charakter,

wie die sogenannten Königlichen Sitzungen (8ögnoo8 ro^sles)

gehabt, und erst unter den Stürmen der Negierung Carls des

sechsten hätten sie den mehr gewaltthätigen und willkührlichen

Charakter der spätem Throngerichte angenommen.*) Wir

*) Diese Meinung ist sehr umständlich und mit Ausführung al¬
ler historischen Gründe entwickelt, in der berühmten Vorstel¬

lung (romonti-gnco), welche das Parlament von Paris

kurz vor dem Ausbruch der Revolution (den 11. April

1788) gegen dasjenige, was sich in der Königl. Sitzung
vom 19. November 1787 zugctragen, machte. Man findet
den Tcrt derselben in dem historischen Vorbcricht, der dem

ersten Band des Moniteur (Ausg. v. I. 4 der Repub.)

vorgcsctzt ist (p. 95). Sie ist leider zu weitläufig um sie

bicr vollständig mittheilcn zu können. Das Parlament sagt
in derselben: „11opui8 Iluguog Ospot ju8c,u ü I>liilippo ge
Vslo>8, I'u8ggo conimun pour lg conkoetion clo8 loi8 otoit

c«u6 Io roi vint on 8on psrlemont, ou lg loi 8o rocligooit
on 8g pi ö8onco; ^uolguok'oi8 oepenclgnr Io pgrloment ro-
cügeoit lg loi en l'»I,8enco clu roi, ot Io roi lg oongentoit:

^uol^uekoig Io roi I'gclre88oit gu psrlemont, pour ^ clöli-
Iiöiol': mi88g per regem, rogo prsosonto, rogo ooii8on-

tiente. c^u remp8 clo I^liilippe clo Vslo,8, (u8ggo a prorslu
guo Io8 Ioi8 1u88eiit gc>ro88vo8 gu parlemont. Or il zuklit

clo jeter un eoup ä'ooil 8iir Ie8 snoiens rogi8tro8 pour 80

eorivgiiicro ^uo Io psrlemont, svsnt ot clursnt Io rogno
üe Cliilippo clo Vslois, clöliberoit liliromont 8iir Io8 loix

comme 8ur Io8 procö8, on lg pro8onoe clu roi oommo on

8on glr8eneo .... I,s presence clu roi ötoit uno prosi-
clenee. I^e roi segn Io cköolgro clsn8 I'orclonngneo reiicluo

» I'sris le 17 clooembre 1352 jOrcloii. cl. I,ouv. rom. II. p.
5111, pour clök'enclre Ie8 guorros privöes clursnt lg guorre
svoe Io roi cl'^nglotorre. Nou8 leg srong cleja clökon6uo8,

clit co priuco, clg„8 nostro pgrlemonr, ^ prösicisnt por-

8onnellomont, in psrlsmonto nostro personsliter prso8i-
<Iento8, et ls nouvello clöldngv 68t olle mömo äonneo on

psrlemont .... Dstum kgri8iu8 in pgrlamonto N08iro

. . . . ; prouve 80N8il,lo ^uo leg meines tormog inclic^uent,

sign« snoienn68 Ioi8, lg prösiclenco clu roi, et non pg8
I'g88orvi886mvnt äo8 sukkrsges, oommo on vouclroit sujour
cl'liui Io por8ugclor. 8o»8 Philippe clo Vslois, Io roi 8o
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haben indessen schon im ersten Theil umständlich davon geredet,
(M. s. n. Berlin, Depert. srt. lünregintrement) so daß wir

den Leser niit der weitern Ausführung nicht ermüden, sondern

rn der Beschreibung des Cercmonials, welches in den letzte»

Zeiten bei einem Throngcricht Statt fand, übergehn wollen.

Das Wort lit äs juntiee bedeutete den Thron, worauf der

König saß. Ehmals nämlich nannte man jeden mit Polstern

versöhnen und mit einem Baldachin Häsin) bedeckten Sitz ein

Bett oder Lager (lit) *). Im Parlamcntssaal (der großen

renlermant äsnn son eonseil prive, kt len loin n stsnt
plus äonneen su ICsrlement, msin särenneen su psrlomerN,
le moment ent venu äen reconnsitre len verilsbles äroits.
8i len gneiennen äeliberstionn n etoient psn libren, ni le
psrloment ns psn eu äroit äs nutlrsge svee le roi.
le nouversin nsnn äouto, prenärs äen preesutionn, slis
iuv non sbnvnce, ne nuise psn s non sutorite, il previen-
ära len conneguenvsn nsturellen äen gneiennen lormulen
.I/enregintrement ne nsra psn une eonlirmstios
rsinonnee äe Is loi, msin uns operstion purement niecs-
nic^ue. Oepenäsnt gue voit on s Is suite äen loin envoveen
psr Dliilippe äe Vsloin su psrloment? On ^ lit tsntöt
len motn nuirsns: luen psr Is clismbre, publiöen psr non
oräre; tsntöt ceux-ei: vuen, luen et corrigeen en psrlement
.... L'ent sinni gue len äeliberstionn liliron äu psrlement,
Is roi prenent, ont lsit plsee sux veriliestionn libren äu
psrlement, le roi sbnent .... Den pernonnen äeprsvoes
gui äinponoient äe Llisrien VI, ont, len Premieren, ims-
giue Is trsnslormstion äen nesncen ro)'sIen en litn äe
juntice, pour läirs enregistrer leurn volonten su lieu äe
seilen äu roi. Die Vorstellung geht darauf zu
den später» Fürsten über, und enthält unter andern: be
ebsneelier äs l'HopitsI, su lit äe mort, s temoigne su
Premier preniäent non repentir äs n'svoir psn snne^ res-
peetö le äroit nsere äe I'enregintrement ete. Dieses des
zieht sich auf den zweiten Artikel der oräon. ä. Noulins,

welchen das Parlament nicht angenommen hatte.

*) Schon in der Verordnung Philips des Langen von, 17.

November 1318 (Oräon. ä. b,ouv. tom. I. p. 673, 676)
heißt es: „Vrt. 16. (^usnä Iv Do^n venärs eu Dsrlement,gue le psre noit tretoun unin, et sinni noit toute vuiäe s
ls plsee, <pli ent äevsnt non siege, ni cp>e il puinne psr-
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Kammer, war dieser Thron aus fünf Kiffen zusammengesetzt.

Eines diente dem König zum Sitz, gegen ein anderes lehnte er

den Rücken, zwei dienten zu Armstützen, und Eines lag unter

seinen Füßen. Der Kanzler von Frankreich saß zu den Füßen

des Throns ans einem Armstuhl, der mit dem äußersten Ende

des sammetnen Tuchs, das dem König zum Fußteppich diente,

bedeckt war. Der König begab sich in ein solches Thrvngericht

von einer großen Menge der vornehmsten Personen und Beam¬

ten seines Reichs umgeben. Die Prinzen vom Geblüt, alle

großen Kronbeamten, der Obcrkammerhcrr (gouncl obamllellgn)

der Obcrstallmeistcr, der Ober-Ceremonicnmeistcr, der Gouver¬

neur von Paris, die vier Kapitaine der Leibgarden, der Be¬

fehlshaber der bundert Schweizer säe« oent-suisses 3e I« gsi-cle),

der Vogt von Paris (prövöt clo Dsri«) u. s. f. hatten alle ihren

angewiesenen Platz. Vor dem König auf den Knien lagen zwei

Huissiers mit Staben von vergoldetem Silber (buissiors - mus-

siors), so wie sechs Waffcnherolde. Auch der Kanzler, wenn

er sich zum König begab, um seine Befehle einzuholen, beugte

ein Knie zur Erde. Die Präsidenten und Rache des Parla¬

ments knieten ebenfalls, bis der Kanzler ihnen im Namen des

ler sooretement ü oonx, gue il appellorn jioui p>rn!oo ulu^." Ferner: „srt. 17. guo nul no so psrto clo son «löge,
ns viogno soior clo Io 2 /b /ret st» los cliembelluins
oxooptor, no no viogno oonsoillor ü lu), «eil no l'appellv."Die Verordnung, welche Carl der fünfte im Monat August
1374 über die Großjährigkeit des Thronerben, (die mit dem

vierzehnten Jahr eintreten sollte) erließ, ward in einem Thron¬

gericht verkündigt (Orclon. tom. Vl p. 30, 31). „Lotto Tv)- ouLonstitution lloxulo lut publioo su Dsrlomont clu Ilo^, on su
Drosenco äo pso luv, tonsnt 8i> justioo on «on clit Dsrlo-
niont on sä mggnilionoo ou Alsjestö Do)ule, lo vingtiöme
jour clo I'sn clo gruco 1375. ^ co luoent prösens
lVIonsisur lo DsupInn clo Viennois, lils ninsno, IKonsiouo
Io cluo 3'4njou oto.^ — lluoo lox 8LU oonstitutio Ilogi-c
publiesta luit in Dsrlemento Domini nostri liogi«, i,,8c>
pnsosonto ot tune in Regia Nsjestatis 8olio poosiclonto,
ot justitiam suam tonontu XXl. 3io lVIsji etc. .43 «liotao
legis 86u Lonstitutioni« publioationom, sstiterunt rogiao
prosontiao, magnilici Rrincipos et illustrissimi Donnni otc.
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Königs erlaubte aufzustchcn. Die Eröffnung der Sitzung ge¬
schah gewöhnlich durch den König selbst, welcher aber meistens
nur einige Worte sprach, und dem Kanzler die Auseinander¬
setzung des Gegenstandes überließ. Dieser begab sich, nachdem
der König aufgchört zu reden, zu dem Thron desselben, um sei¬
nen Befehl einzuholcn. Er kehrte hierauf zu seiner Stelle zu¬
rück, und hielt seinen Vortrag sitzend und mit bedecktem Haupt.
Beim Anfang seines Vortrags sagte er zu den Mitgliedern des
Parlaments, der König erlaube ihnen, sich zu bedecken. Nach
dem Kanzler erhielt gewöhnlich der erste Präsident das Wort.
Der Kanzler sagte ihm zu dem Ende, daß er reden dürfe.
Hierauf ließ der Präsident nebst allen Mitgliedern des Parla¬
ments sich auf die Knie nieder. Der Kanzler verkündigte sogleich,
der König befehle Allen aufznstchn. Hierauf hielt der erste
Präsident stehend und mit entblößtem Haupt seine Rede. Nach
dem ersten Präsident nahm der erste General-Advocat das Wort.
Der Kanzler deutete vorher den Beamten der Staatsbehörde
(sux Aon« <lu Dol) an, daß sie reden dürften; dieselben knieten
darauf alle nieder. Der Kanzler verkündigte ihnen sogleich den
Befehl des Königs aufzustcbn. Hierauf sprach der General-
Advocat stehend und mit entblößtem Haupte. Endlich sammelte
(nicht wie gewöhnlich der erste Präsident, sondern) der Kanzler
die Stimmen ein, die jeder im Geheimen d. h. leise abgab.
Dieses geschah indessen nur zum Schein, oder vielmehr die Stim¬
men galten hier nur als bcrathende, nicht als entscheidende.
Denn, nachdem der Kanzler dieselben cingesammelt, und sich
wieder zum König begeben hatte, sprach er laut: Der König
in seinem Throngcricht hat verordnet und verordnet hiermit,
(Io roi or» Lon lir äs justies a orclonnL 6t Prstoniw), daß das
Schreiben (Ietti-68), worüber die Berathung Statt gefunden, in
die Register eingetragen werde. Alsdann wurden auf der Stelle
und in Gegenwart des Königs die bei der Einregistrirung üb¬
lichen Formalitäten erfüllt. Nachdem dieses gcschehn war, ward
die Sitzung, die bis hierhin eine geheime (ä Irui8 olos) gewesen
war, öffentlich. Die Thüren der großen Kammer wurden ge¬
öffnet, und das neue Gesetz ward dem Volk verkündigt. — Solche
Throngerichtc haben übrigens nicht allein bei dem Parlament
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von Paris, sondern auch bei den übrigen Parlamenten von Zeit

zu Zeit Statt gefunden. — Ueber die Throngerichte sehe man

die Illemoü'68 Ü6 ll'sloir tcnn. III. In dem (lode d(vi'»!l findet

man (toi». II. i>. 769) eine umständliche Beschreibung des

Throngcrichts, welches d. 18. Mai 161:; nach dem Absterben

Ludwigs des 13ten in Gegenwart seines Nachfolgers Ludwigs

des ILtcn, der damals noch nicht 5 Jahr alt war, und seiner

Mutter Anna von Oesterreich gehalten, und worin letztere zur

Regcntin erklärt ward. — Dem ersten Band des Moniteur, der

i. I. IV. der Republik wieder aufgelegt ward, ist ein Vorbericht

über die der Revolution unmittelbar vorhergegangcnen Begeben¬

heiten Vorgesetzte In dem letzter» findet r an S. 79 eine ganz

ausführliche Beschreibung des merkwürdigen Throngerichtes v. 6.

August 1787.

Bei allen Parlamenten ward eine Sammlung der bei den¬

selben einregistrirtcn Aktenstücke und gefaßten Beschlüsse aufbe¬

wahrt, welche, bei dem Parlament von Paris insbesondere, sehr-

weit hinaufreichtc, und deren Kenntniß für die Geschichte wich¬

tig ist. Es ist schon bemerkt worden, daß man diese Aktenstücke

in Urschriften (minutes) und Register oder Abschriften einthcilte;

daß die ersten auf Papier und die letzter» (die Register) auf

Pergament geschrieben waren, so wie daß späterhin die König¬

lichen Verordnungen, Edikte u. s. f. abgesondert von den Be¬

schlüssen des Parlaments in besondere Bücher eingetragen wur¬

den. Noch ein zweiter Unterschied fand zwischen denselben

Statt, nachdem ihr Inhalt sich auf Civil- oder Crimiualsachcu

bezog *). Die Sammlung der ersten war dem Civil- und die

der zweiten dem Criminal-Obcrgerichtssecretar tgrollicr vn cllok

civil on ccilninol) anvcrtraut. Diese letztere Eintheilung war

uralt, indem in den frühem Zeiten der Civil-Obcrgcrichtssecretär

*) Zuweilen vcrordnete auch das Parlament gewisse Proto¬

kolle über Protestativncn u. dgl. sowohl in die Civil- als
Criminal-Register einzutragcn. Ein wichtiges Beispiel ist
die berühmte Protcstation v. 1. Mai 1558 gegen den offe¬

nen Brief, wodurch dem Parlament aufgcgcbcn ward, einen

gewissen Criminal-Proceß gemeinschaftlich mit der Obcr-

rechcnkammer zu entscheiden.



allezeit ein Geistlicher war, welcher bei keinem Criminal-Urtheil

Mitwirken durfte. — In dem cilften und zwölften Jahrhundert

ließen die Könige sich die Originale der Gesetze u. s. f. nach¬

führen. Allein i. I. 1194 verlor Philip August die ganze

Sammlung seiner Urkunden zwischen Blois und Frettoval an die

Engländer. Seit dieser Zeit fieng man an dieselben sorgfälti¬

ger und zwar zu Paris aufzubewahrcn, und sie unter andern

auch dem Parlament mitzuthcilen. Sie waren Anfangs nicht,

wie zuletzt, in Büchern oder Heften, sondern in Rollen.

Auch nahm man zuerst keine Abschriften oder Register davon.

Alles was von Civil-Urschriften von den Zeiten von Philip

August bis zum I. 1618 bei dem Parlament aufbewahrt

ward, gicng in letzter»! Jahr, bei dem im Justiz-Pallast ausgc-

brochcnen Brand, verloren. Zum Glück ließ sich der Verlust

zum Thcil durch die übrig geblieben Criminal-Register und noch

mehr durch d,e Civil-Rcgister ersetzen *). Diese letztem, welche

bei dem Brand verschont blieben, reichen sehr weit hinauf. Es

scheint, daß ein gewisser Johan von Montluc (4orm cke Llont-

lue), der i. I. 1257 bei dem Parlament Civil-Gerichtschreiber

ward, und den man gewöhnlich für den ersten hält, der diese

Stelle bekleidete, auch der erste war, der zu seinem Privat-Ge-

brauch die wichtigem Parlaments-Beschlüsse sammelte. Dieses

war der Ursprung der nachherigen Parlaments-Register. **)

Die allcrältcsten derselben, die zum Theil von Montluc selbst

verfaßt sind, heißen die Register olim, weil der dritte Band,

welcher viel besser als die andern abgefaßt und geordnet ist,

mit den Worten anfangt: olim Kamine« cle Ls^ons etc. In

den letzten Zeiten waren von diesen olim noch vier Bände übrig.

*) Deshalb pflegte man späterhin die Register abgesondert von
den Urschriften aufzubcwahren.

Voltaire (bist, clu ksrlem. clo ?ari« ckap. 11) vermuthet

mit Recht, daß bei der großen Bequemlichkeit, welche diese

Register gewahrten, die alten Gesetze nachsehn zu können,
man später zu dem Gedanken gekommen, daß Nichts Ge¬

setzeskraft habe, was nicht in diesen Registern stehe, wor¬
auf die Parlamente dann späterhin alle ihre Anmaßungen
gegründet hätten. ^
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Ursprünglich waren derselben fünf, zwischen welchen zuletzt der

zweite fehlte. Der Erste, welcher auf dem Rücken mit einem

Kreuz bezeichnet war, heißt in den Verzeichnissen: Uber in^ues-

isrnm eoopertus pollo viriäi, siAnstuz in äorso 1° ab snno

1256 U8^ue sä snnnm 1270. Er ist von Montluc selbst ver¬

faßt. Dieser hat indessen einige Beschlüsse darin ausgenommen,

die, ehe er (i. I. 1257) Gerichtschreibcr ward, erlassen waren;

daher fangt der erste Band auch mit d. I. 1254 an. Allein

erst von d. I. 1257 an geht er ordentlich fort. Den Anfang

hatte Montluc nach der Sammlung eines Andern, Nicolaus von

Carnoto, verfaßt. Dieser Band besteht aus zwei Theilen. Der

erste, welcher mit d. I. 1256 anfängt und mit d. I. 1272 en¬

digt, enthalt Beschlüsse, die überschrieben sind: incsneZtso reä-

äitae oder terminstse, oder äeliberstse I'srisiuz in psrlsmento.

Die in dem zweiten Thcil enthaltenen Beschlüsse tragen die

Ueberschrift srroststiones lsotse ksri8M8 in ksrlsmento, oder

arrests oonsilis et jnäicia in ksrlsmento oder jnäieis et eon-

8Üis lsots ksrisins in ksrlsrnento. Dieser zweite Theil fangt mit

d. I. 1254 an und endigt mit d. I. 1273. — Der zweite Band

der «Um, (der jetzt nicht mehr vorhanden ist) trug auf dem

Rücken den Buchstaben und heißt in den Verzeichnissen: Uder

inc^uestsrum 8iAnstn8 in äorso L., incipiens s psrlamonto

1289 us^ue sä snnnm 1299. Der dritte Band der olim, wel¬

cher auch zuweilen, weil der zweite fehlt, der zweite genannt

wird, heißt in den Verzeichnissen: Uder voestns olim ineipien»

s psrlsmento 1274 as^ue sä snnnm 1298. Dieser Band ist

es, der mit den Worten: „olim bominos äo Lsyons^ ansangt,

und wovon alle vier Bände den Namen olim erhalten haben.

Die Schreibart desselben ist viel besser, als die in den übrigen

Banden. Der Verfasser davon ist Nicolaus Carnoto, welcher,

wie es scheint, nach Montluc Gerichtschreiber bei dem Parla¬

ment war. Der vierte Band der olim heißt: Uber signatns in

äorso 6, inoipiens s psrlsmento 1298 nsc^ne sä psrlsmentuM

1318. Der Buchstab 6 fand sich indessen zuletzt nicht mehr auf

diesem Band. Der fünfte und letzte Band der «Um wird be¬

zeichnet: Uber coopertn8 äo rnbso, signatns in äorso O, et

ineixiens s psrlsmonto 1299 us^uo sä snnnm 1318. Mit die-
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sem letztem Jahr schließen die olim. Die ältesten Civil-Negister
nach den olim fangen i. I. 1320 an und gehn mit beträchtli¬
chen Lücken, die indessen i. I. 1756 durch Wicdcrauffindung der
alten Register größtentheils ausgcfüllt wurden, bis z. I. 1461.
Ben diesem letztem Jahr bis zu den letzten Zeiten gehn sie un¬
unterbrochen fort. Die noch übrigen vier Bände der olim ent¬
halten 1) Königliche Verordnungen v. I. 1252—1273; 2) Par-
lamentsbeschlüsse v. I. 1251 -1298; 3) Untersuchungen (o„-

der Amtmänner und Sencschalle v. I. 1299—1318;
1) Besondere Anordnungen über das Prozeß-Verfahren O'ocö-
ÜM-L8 et löglemoiis). Man findet darin kein einziges Todcs-
urthcil. Doch beziehen sie sich auf einige Urthcile der letztem
Art. Auch findet man darin mehrere Erschcinungs - und Ver¬
haftungsbefehle (iUerets ä'ajournemont poi 80 nnL> et clo xrise
clo coi'ps). Die eigentlichen peinlichen Urthcile fanden sich in
den Urschriften und Registern der Eriminal-Jnstiz. Die Erstem
gehn weiter hinauf als die noch übrigen Civil-Urschriften, näm¬
lich bis zum Jahr 1582, von welcher Zeit an sie ununterbrochen
bis zu den letzten Zeiten fortgesetzt sind. Auch die Criminal-
Register fangen schon mit dem 1.1312 an. Sie gehn also auch
weiter hinauf als die Civil-Registcr*) jedoch mit Ausnahme der
Register olim. Von dem Jahr 1312 gehn sie ununterbrochen
fort bis z. I. 1571. Von dem letzten Jahr an fehlen sie bis
zum Jahr 1591, wo sic wieder anfangen und bis 1599 fort¬
gehn. Der Abgang war indessen leicht zu ersetzen, da die Ur¬
schriften von diesen Jahren noch vorhanden sind. Die ältesten
Criminal-Register sind besser geordnet als die olim. Man fin¬
det darin alle Beschlüsse des Hofs nach Monaten und Jahren
nachgctragen. Sie enthalten auch mehrere wichtige Aktenstücke,
die eigentlich in die Civil-Rcgistcr gehören, so daß man die Lücken
der letztem zum Theil durch die Criminal-Register ergänzen
kann. Aus diesen ergibt sich z. B. die Zeit, wo das Parla¬
ment leinen beständigen Sitz zu Paris erhalten hat. Ueberhaupt
aber findet man darin alle über die Eriminal-Jnstiz erlassenen

*) Die meisten alten Criminal-Register führen den Titel: Uo-
gi8trum msrmslo csu8srum crimiiislium.
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Verordnungen. Außer den Urschriften und Registern verwahrte

man in dem Criminal-Archiv auch eine Samnilung aller Begna¬
digungsbriefe u. s. f.

Die Sammlung der Parlaments-Register ist, wie man leicht

denken kann, sehr groß. Sie machte in den letzten Zeiten mehr

als achttausend Bande aus. Einige reiche Bibliotheken besaßen

Auszüge daraus, die wichtiger» Stücke vollständig, und ein

Jnhaltsverzcichniß aller übrigen. Eine, die aber nur bis z. I.

1669 geht, ist von dem Parlaments-Rath Le Nain verfaßt, wel¬

cher 20 Jahre daran arbeitete. Die Abschriften der Beschlüsse,

Vcrordnugcu u. s. f. nahmen über 200 Bände ein; überdem

macht das vollständige Jnhalts-Verzeichniß 83 Bände aus, außer

einem 84ten Band, welcher das Register zu den erster» ist.

Außer dieser Sammlung gibt cs noch eine andere von Colbcrt

veranstaltete, von einem unbekannten Verfasser, die nur aus

sechs Bänden besteht.

Nachdem nun bis hierhin von der Einrichtung und dem

Geschäftsgang des Parlaments im Allgemeinen ziemlich vollstän¬

dig gehandelt worden, wollen wir von den einzelnen Mitglie¬

der in der Kürze Einiges sagen, wo sich zugleich Gelegenheit

geben wird, noch Manches nachzutragen oder näher aufzuklä¬

ren. Die theils dem Parlament im Ganzen, theils den einzel¬

nen Mitgliedern zukommenden Vorrechte waren sehr zahlreich,

und können nicht wohl alle hier aufgcführt werden. Das Par¬

lament von Paris im Ganzen galt von je her dem Rang nach

als das erste Corps des ganzen Reichs, welches vor allen an¬

dern Kollegien und Gerichtshöfen, namentlich vor der Ober¬

rechenkammer (ebsmlii '0 ckes comptos) und dem Ober-Steuer-

Hof (oour- ckos giclos) den Vorrang hatte. Nach Abschluß

eines Friedens ward er durch das Parlament verkündigt. Dies

geschah zuerst in einer öffentlichen Sitzung nach einer Rede des

Gcneral-Advocatcn, und dann in der Stadt durch den Gericht¬

schreiber (gr-oblier- suckiencier) unter Trompetenschall u. s. f.

Unter den, den einzelnen Mitgliedern zukommcnden Vorrechten gab

cs zwei einer cigenthümlichen Art, nämlich daß sic Itens, über

alle Vorfälle, die sich unter ihren Augen zutrugen, und die den
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Dienst des Königs, das Interesse des Staats oder auch des

Parlaments selbst betrafen, ein Protokoll aufnehmen durften, ß

und daß sie 2tens nur das gesammte Parlament zu Richtern I

hatten, auch nur von diesen die Instruction eines Prozesses ge- ^

gen sie angcordnet und geleitet werden konnte, so daß, wie man ,

sich auszudrücken pflegte, die Feder aus der Hand fallen mußte, 4

sobald es sich ergab, daß ein Parlaments-Mitglied bei einem ^

Criminal-Proceß bcthciligt war.. Der Richter mußte das wei- M

tere Verfahren augenblicklich einstellcn, und wenn es mitten in

einer Zcugen-Aussagc, einer öffentlichen Rede oder in was sonst Dl

immer für einem Act war.*) Ah

Ferner hatten alle Beamten des Parlaments, den ersten Dl

Huissier miteingeschlossen, den Adel, der sich gleich bei der ersten

Generation vererbte.**) In den allerersten Zeiten mußte man

— - O

*)Die Mitglieder des Parlaments waren von den meisten
Abgaben frei. Sie hatten (doch mit Ausnahme der Her¬
zoge und Pairs und noch einiger andern zum Parlament
gehörigen Personen) den sogenannten Jndult, d. h. das
Recht einmal in ihrem Leben über die Besetzung einer

Pfründe zu verfügen. Dieses Vorrecht ist sehr alt. Des¬
selben wird schon in einer Randnote von Duluc v. I. 1303

erwähnt. Heber die verwickelte Jurisprudenz dieser Jndulte
sehe man Ileiieouet. l,oix ecolösisst. 3. I?igneo I'srt II.

Obsp. IX. (P-. IX )

**) „nolllssso rrgn8m>88ilil6 SN prämier cksgre'N So hieß der
gewissen Stellen anklebende Adel, der, unmittelbar von
dem, der die Stelle bekleidete, auf seinen Sohn ver¬

erbte. Demselben stand der Adel, welcher „nt patrs et

svo" (8ubmteIIiA. eoii8ulil>u8) genannt ward, gegenüber,
der erst beim Enkel u. s. f. erblich ward; wenn nämlich

Vater und Sohn nacheinander eine Stelle, welcher dieser
Grad des Adels anklebte, bekleidet hatten. Derselbe soll

nach dem Beispiel des Gesetzes des Codex (leß. I. Lock, sie

äiAnitst.) Angeführt worden seyn, woher er wenigstens den
Namen hat „A ut peoponiti8, et armm eo,i8ulem et

prsetorium k>sl>ni8ti8, et non privstse conllit>oni8 Iiomini-

Im8 8eä elsri88imi8 nup8eriti8, elsritatem generi8 retine-
1>iti8". — Uebrigens hatten nicht die Mitglieder aller Par¬

lamente, sondern nur die der Parlamente von Paris, von
Besannen, von Grenoble und von Dombes die noblesse



adelich seyn, um Parlaments-Mitglied zu werden. Als später¬

hin durch die Anordnungen Ludwigs des Heiligen ausgedehntere

Kenntnisse zn diesen Stellen erforderlich wurden, nahm man

auch gelehrte Bürger dazu auf, machte sie aber meistens zuAde-

lichcn oder zu Rittern des Gesetzes (cliovaIisi-8 sn loi), doch

scheint es, als ob man im Anfang diese bürgerlichen Rcchtsgc-

lehrte einzig zur Instruction der Prozesse und zum Bericht-Er¬

statten gebraucht habe. Voltaire (lu8toü-. 6u xai-lsm. 6s 4ai-.

csiap. V.) behauptet, die gelehrten Rätbe hätten während der

Unruhen unter der Regierung Carls des sechsten (reg. 1380—
1422), die Abwesenheit der Barone, die sich an die Spitze ihrer

Vasallen stellen mußten, zu ihrem Vorthcil benutzt, und deren

Stellen eingenommen, so wie sie denn insbesondere sich erst

seit dieser Zeit die Kleidung der Barone zugclegt hätten. In¬

dessen mögte doch schon durch die unter Philip von Valois
i. I. 1344 erlassene Verordnung (Orllon. 6. 4ouv. to,n. II.

ti'snsmissidls au pivmior lle^es. — In den ältesten Zeiten

z. B. zur Zeit Ludwigs d. H. erwarb man den Aoel durch An¬
kauf oder die Erwerbung eines adclichen Lehns und zwar so,
daß der Enkel des Erwerbers für adelich galt. DieLtablissem.

dieses Königs enthalten lsiv. I. ollax. 143 eine Classische
Stelle darüber: „8o suoun Iron8 sou8tumier son^usioit
ou aedstoit clro8s gui Iei8t a nisttrs (andere Handschriften
haben a sutre) Iioniage ou il pouk-clia86 spoui'8uit, solli-

sitej snvsl-8 8on 8eiAnieui' oommsnt l^us) il ls mstts
SU lov ou en I>0MSA6 ou t0U8 868 1>sl'itaigo8 ou SU par-
tis en telo lov, eonims S8t !a obo8S gui 8sroit, pour-
sliasies, 8i auvoit sutsnt li un8 comms Is8 auti 08 enlan8

lalle Kinder sollten es in gleichen Theilen beerben) toi-8 U

si8ns, g^ui loroit la (oi 8i auroit l'avsntago 8slon 1a Aran-
6suo 6o ls clio8S, st pour laire ls lov et pour Iss

auti -08 sn poi-SAS. Lt tout sin8i llspartiva toujoui-8 MS8
jusljue8 en la toirce (o)-, st 6'ilsgus8 su avant 8i aura
I'ai8ns Ie8 6enx pavtis8, et 86 llspartira toujoui8 mss

Sentiment, d. h. bei der dritten Huldigung, welche bei je¬
dem Wechsel des Besitzers erneuert ward, sollte die Thei-

lung ferner wie bei den Adclichen (gentimont) geschchn.
„4a rai 80 n S8t, bemerkt zu dieser Stelle 4aui-isoo (Oi-cion.

tom. I. p. 226, 227) gu'a la tisros lov >68 i-otu,'isi8

pro^oistait-68 sie lisl'8 s8toisnt oon 8iäel 0 !L eomine nol>Is8."



s>. 219, 224 srt. 9), wodurch der Unterschied zwischen den un¬
tersuchenden und richtenden Räthen (con8eiIIei-8 onguvtours et
Eour«) aufgehoben ward, auch eine völlige Gleichstellungaller
Mitglieder des Parlaments, wenigstens was den Dienstrang be¬
trifft, hervorgcbrachtworden seyn. In den letzten Zeiten wenig¬
stens erhielt man mit der Stelle eines Parlaments-Mitglieds
von selbst den Adel. Es gibt hierüber einen Beschluß schon
v. I. 1546. Dieses ward durch ein Edict Ludwigs des 13tcn
vom November 1640 und ein anderes Ludwigs d. 14ten oder
vielmehr der Königin Anna als Regentin v. Juli 1644 bestä¬
tigt. Ludwig der vierzehnte selbst, der wegen dessen, was wäh¬
rend seiner Minderjährigkeit vorgegangen, einen unversöhnlichen
Groll gegen das Parlament hegte, verfügte sich zwar persönlich
in den Sitzungssaal desselben, und widerrief die Verordnung,
wodurch seine Mutter (Anna von Oesterreich) den obersten Ge¬
richtshöfen das Adels-Recht verliehen hatte. Aber demungcach-
tet hat bis zu den letzten Zeiten der alte Gebrauch sich mächti¬
ger als selbst der Wille des Souverains bewiesen (Volt. cbsp.
58). Unter den einzelnen Mitgliederndes Parlaments nahm
der Kanzler von Frankreich (cllancelior äe k'rsnoe) die erste
und bedeutendste Stelle ein. Obschon er in den letzten Zeiten
nur uneigentlich zum Parlament gerechnet werden konnte, so
war doch seine Einwirkung auf die ganze Justizverwaltungso
bedeutend, daß wir eine kurze Erläuterung der Rechte und
Pflichten seiner Stelle hier beifügen müssen.

Die Stelle des Kanzlers ist uralt in der Fränkischen Monar¬
chie. Doch waren seine Rechte Anfangs nicht so groß, als später¬
hin. Sein Geschäft bestand damals vorzüglich darin, dem Königl.
Schreiben das Siegel bcizufügen, welches, da die Könige damals
meistens nicht schreiben konnten, für ihre Unterschrift galt. Unter

Idem ersten Königs-Geschlechtward derjenige, der diese Stelle ver¬
trat, cekei?6m)sriu8 *) auch wohl Aeru!u8 sunuli re^ii genannt.

*) In dem Formular eines Königl. Urthcils, welches man
Llsreulf. (ormul. üb. 1. osp. 25 (spuä Lslur:. tom. U. p.
388) findet, heißt cs: ...... (,um „<,8 in Dei nomine
INI IN Pslsüo NOHsl'O Stl uni VcL'801'UM OSU898 I oero juäicio
terminsnlls; uns cum Vomni8 ct psti-ibu8 N08tri8 epi800-
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Unter dem zweiten Königs-Geschlecht ward statt dessen der Name
Kanzler (csnoell3iiu8) gebräuchlich. Unter diesem Namen
verstand man jeden Notar* *). Der eigentliche Kanzler ward
daher meistens Erzkanzler, (aoolnognoellglinZ), oberster Kanz¬
ler (8UMMU8 oancoUui'iu8) **), Großkanzler genannt, obschon
er in den Capitularicn nnr mit dem einfachen Namen: Kanz¬
ler genannt wird. Derselbe stand auch dem Königl. Archiv vor,
worin die Urkunden aller Gesetze u. s. f. aufbewahrt wurden. ***)
Unter dem dritten Königs-Geschlecht ward Anfangs für diesen
Beamten derselbe Titel Großkanzlcr bcibehaltcn. Allein seit der
Regierung des Königs Robert (reg. v. 996—1031) bis zu den
letzten Zeiten ward er nnr Kanzler, Kanzler von Frankreich
(clisnoelier de Irsnee) 1) genannt. Es gibt eine sehr große

pi8 vel eum pluri1>u8 optimsti1>u8 N 08 tri 8 illl8, Ugti-il>u8
iIÜ8, r7//s, 11om68tiei8 illi8, 8enecllsloi8 iIÜ8,
0u1>iculsoii8 et illo eomite Uslstii .... i'68idei'Lmu8 ote.
M. s. die Note von Bignon dazu (ibid. p. 912), wo er aus
mehreren Stellen der alten Schriftsteller, Gregor, v. Tours,
(Ii1>. I. osp. 5.) so wie aus Siegebert beweist, daß der
relerendsriu8 den össentlichen Urkunden das Siegel bcigc-
setzt habe.

*3 Ospitul. I^otllsr. Imporst. lit. II. cgp. 12. „Ut egnoells-
rii elseti I>oni ot veisee8 ellsitg8 pn1»Iios8 oon8cri1>ant
snte vomitem et 8osbi,io8 er viegiiv8 eju8, et »nllis modi8
1>oe lscere prge8um->nt de peounis gnteiusm IvAitimum
^iretinm detue" spud. liglu^. tom. II. p. 322. M. s. noch
die Anmcrk. von Baluz zu dieser Stelle (ibid. x. 1292).

^*) M. s. Ilu Osn^e sd voo. r>rol>iesneellgriu8, esnevllLriu8
und re1erendsi'iu8.

**^) Ospitul. Osrol. Lsl v. tir. 33. (apud. Uslu 2 . tom. II. p.
1-51) „ . . . . iOropteroa neee88siium duximu8 ut oom-
mendstionem uo8t,gm ex Iioe 8eribere ro^aremu8, guse
ex mooe in no8tro ^>sIsUo spud Osneellürium retinestuo,
et inde ^ee mi 8808 no8tiv8 diriAstur.

1) In der Erklärung gegeb. v. Phil. vvn Valois d. 17. Mai
1345 (Ordon. d. 4.0UV. tom. II. p. 228, 229) heißt es
am Schluß : Deelgrstio 8 UP 0 S 801 isitn ikuit in Osmers Ugrda-
menti, 8e>itims die 5Isji, sn'r>e8entilm8 inles 8ei i^ti>i. Ole-
i'iei?. 4lpi800jio D.njocen«! eto. I.oui8 II. Oniliel. I^Iotte



Menge von Urkunden, welche außer von den ersten Beamten,

dem Scncschall, Kronfeldherrn, u. s. f. auch von dem Kanzler

unterschrieben sind. *) Obschon sein Name immer zuletzt vor¬

kommt, so war seine Stelle doch eine sehr angesehene, da sie von

Personen des höchsten Ranges vcrschn ward. Gervais, welcher

unter Philip dem ersten (reg. 1060—1108) Kanzler war, und

in seiner Eigenschaft als Erzbischof von Rheims diesen König

krönte, behauptete sogar, (doch ohne Erfolg), daß die Kanzler-

Stelle an die eines Erzbischofs von Rheims nothwcndig gebun¬

den sey. Tie Stelle des Kanzlers ward übrigens sehr früh,

nachdem die des Sencschalls nntcrgegaugcn war, die erste des

Reichs, welches sie bis zur Revolution blieb, so daß der

Lsnoellsiio Vrsneige etc. In den Königl. Verordnungen

wird er meistens „N 08 tre Lllsneelier" genannt.

*) Schon die erste in den orllon. 6. Douv. verkommende
Verordnung (Heinrichs des ersten v. I. 1057) schließt wie
folgt: „Ilsee gutem perilonstio ut lirmg et 8tgbiÜ8 in
Perpetuum permsneret, boe testamentum nostrse sucto-
ritstis incle lieri volumu8 8ubtergue 8igillo et gnnulo
no8tro tirmsvimus. 8ignum Iggmberli äeureliauensis epis-
eopi: 8. Uenrioi De^is, 8. Oervssü Ilemeusis Vrcbiepis-
eopi: 8. HuA 0 n ,8 Lsrclulli: 8. Ilu^onis Duticulsrii: 8.
Denrici 6e b'errsrüs: 8. Zlslberli Trepositi: 8. Ilerre!
visrii: 8. Derberti subvigrii: 8. Oislebsrti pincernse: 8.
llorelsnis Oellgrii. Lgleluinus Lgneellsriug subscripsit.
Dstum ^ureliss publiee VI. nong8 Octobriz gimo sb
Inearnstione Domini millesimo guin^ug^egimo septimo,
Denrici vero regi8 vi»esimo geptimo. (In der Ucbcrschrist

und am Rand ist das I. 1051 jedoch nur in Ziffern an¬

gegeben). Das Schreiben Ludwigs des Dicken (sechsten)

erlassen i. I. 1137 wodurch in Gupeune zum Vorthcil der

Geistlichen die Huldigung und Investitur aufgeboben ward)(Oräon. tom. l. p. 7, 3) schließt so: „V8tgntibu8 in ?»-
latio nc»8tro guorum noming gubtitulsts 8u„t et eigns.
8ignum Ugllulpbi Viromgnclorum eomiti8 et llgpileri no8-
stri, 8. 5ViIIermi Dutieulsrii, 8, Ilugonig Ogmergrii, 8.
Dugoni8 Lon8tgl>ulgrü. Dgts per msnum 8tepbani Osn-
eellsrii. In dem Testament von Philip August v. I. 1190

Schluß: ,,^8tgntibu8 in pglgtio N 08 tr 0 eto. 8.
Iibglsi äspi8leri no8tri .... llatg vgesnte esneellsris.

T. R. 8. D.
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Kanzler, Sitz und Stimme unmittelbar nach den Prinzen
vom Geblüt hatte. Dieser Beamte ward von je her nicht
nothwendig aus den Adelichen gewählt. Peter de la Forest,
welcher unter Johan d. zweiten Kanzler war, und als solcher
ein Landgut Loupelande in Maine erwarb, erhielt zugleich einen
Adclsbrief, damit er das Recht, krsne-llet' genannt, nicht zu be¬
zahlen brauchte. Der Kanzler war, dem Recht nach, Chef des
geheimen Raths, des großen Staatsraths, (grsnä conseil) und
aller Justiz-Kollegien. Er konnte, so oft er wollte, in den letz¬
lern den Vorsitz führen. Gewöhnlich gieng er indessen nur mit
dem König ins Parlament, wo er den Willen desselben vortrug,
und die Stimmen sammelte. Alle Klagen über Amtsvergehen
der höher» Justizbeamten, so wie auch alle Gesuche um Anstellungen
im Justizfach giengen an ihn. Er verfaßte alle Königl. Verord¬
nungen, Edicte und offne Briefe, welche sich auf die Justiz bezo¬
gen. Seine Stelle war weder verkäuflich noch erblich, sondern
der König ernannte dazu nach eignem Ermessen. Seine Cere-
monienkleidungbestand aus einem Oberrock (öpitoge) von ro-
them Sammet mit Atlas gefüttert, und der Mörserhaube, die
mit Gold gefüllt (oomblö cl'or), und mit Perlen eingefaßt war
(borlle cko xei-les). Er hatte das Recht in seinem Haus Tep¬
piche mit dem Wappen von Frankreich und mit Lilien besäet zu
haben. Der Kanzler hatte seine Wohnung in der großen Kan-
zcllei von Frankreich (grsnilo clisnoellerie, cbsncellorie «lo
kosnce) genannt. Gewöhnlich war (vor der Revolution) die
Stelle desselben mit der des Siegelbewahrers (gsrcle äez seesux)
verbunden; so wie dieses auch in den ersten Zeiten der Fall
war. Nach der Restauration erhielt aber der Titel Kanzler
eine andere Bedeutung. Man versteht darunter nicht mehr den
Chef der Justiz, sondern den Präsident der Pairskammer (Art.
29 der Chart, v. 1814 und Art. 25 der Charr. v. 1830). Die
Verbindung zwischen den Stellen des Justiz-Ministers und Sie¬
gelbewahrers ist indessen dadurch noch fester geworden, so daß
jetzt, wie cs scheint, Justizminister und Siegelbewahrer (gsrlls

zoesux) als gleichbedeutend anzusehn sind. In den ersten
Zeiten, wo die Beifügung des Siegels statt der Königl. Unter¬
schrift diente, pflegte der Siegelbewahrer das Siegel beständig

0



bei sich zu tragen. Als man aber späterhin anfieng, sich weit

größerer Siegel zu bedienen, jo trug er nur den Schlüssel zu

der Kiste, worin die Siegel lagen, beständig bei sich, welches

bis zu den letzten Zeiten beobachtet ward. Anfangs gab cs auch

nur Ein Siegel, das sowohl zur Versiegelung der Privatschrci-

ben des Königs, als auch der öffentlichen Urkunden diente.

Späterhin hatte aber der König für seinen Privatgebrauch ein

besonderes kleines Siegel (Petit 8ignet ckn roi) und für die

Versiegelung der öffentlichen Urkunden diente ein großes Sie¬

gel, das große Siegel von Frankreich (gi-nul «cösu 6« b'i'-mce)

genannt. Außerdem gab cs zuletzt (vor der Revolution) noch

ein besonderes Siegel für die Dauphine und früher auch noch

Eins für das Königreich Navarra. *) Alle diese Siegel, wo¬

von jedes ein Gegensiegcl (contro-scel) hatte, waren der Ob-

but des Siegelbewahrers anvcrtraut. Derselbe pflegte sie auf

Reisen immer bei sich zu führen. Derjenige Beamte, der beim

Versiegeln den Wachs warm machte (Io ell-nille-cire) **) trug

chmals, bei solchen Reisen des Siegelbewahrers, demselben das

Königliche Siegel auf seinem Rücken nach; welches noch i. 2-

1499 unter Ludwig d. 12tcn geschah. Späterhin gab der Kö¬

nig ein großes mit vergoldetem Silber bedecktes Koffer, um die

Siegel darin aufznbewahren. Dieses war in drei Behälter ge-

thcilt, wovon jeder ein kleines verschließbares Kästchen enthielt.

In dem ersten, welches mit vergoldetem Silber (ver-meil) be¬

deckt war, befand sich das große Siegel von Frankreich, nebst

seinem Gegensiegcl. Das zweite war mit rothem Sammet über¬

zogen, der mit Lilien und Delphinen von vergoldetem Silber

besäet war, und enthielt das besondere Siegel der Dauphiuö,

*) In den frühesten Zeiten gab cs derselben noch viel meh¬

rere. Nämlich fast alle Provinzen hatten, ehe sie mit der
Krone vereinigt waren, ihre bcsondern Siegel. So die
Champagne, Bretagne u. s. f.

**) Diese Stelle war uralt in Frankreich. Schon die Vcrord-

nung Philips, d. Langen v. 10. Juli 13 l9 (Oeclon. wm. I.
6 ö 6 ) enthalt Sl't. 31: „1^68 6 inoIuiu 6 nts äu. eliäulsbeeire

(ln 80 ol des loil'68 <le 861 'Ont vendn 8 71NL' on-
clnere, su88l comme Io8 8eesulx et 68eriptm'e8 <le88U8(lit."



nebst dem Gegensiegcl. In dem dritten Kistchcn ward früher
das Siegel und Gegensiegcl des Ordens des Heil. Ludwig
(gcstift. i. I. 1693) aufbcwahrt. In den letzten Zeiten war
cs indessen leer, da für jenen Orden ein besonderer Siegelbe¬
wahrer bestellt worden. Der Siegelbewahrerhatte daher in
der letzten Zeit einen Koffer von Holz machen lassen, worin die
beiden ersten Kistchcn aufbcwahrtwurden, und den er auf Rei¬
sen immer in seinem Wagen bei sich führte. Die Stelle des
Siegelbewahrerswar, selbst wenn sie von der des Kanzlers ge¬
trennt war. Eine der ersten-des ganzen Königsreichs. Derselbe
war der Ehcf aller Kanzclleicn von Frankreich, und ernannte
zu allen Stellen bei denselben. Er setzte sein Visa zu allen von
dem König ausgehenden Befehlen und sonstigen Urkunden, wel¬
che die Formel: allen Gegenwärtigen und Zukünftigen unfern
Gruß (ä tous xrösens et ä vemr sslut) enthielten. Er er¬
kannte aus eigner Macht über die Ausfertigung aller von den
Kanzclleicn ausgehenden Actcnstücke und Briefe, so daß auf
keines derselben das Siegel ohne seinen Befehl gesetzt werden
durfte. Da nun fast alle Actcnstücke, die von dem Souverain
als solchem ausgiengen, oder die man als von ihm ausgehend
ansah, in den Kanzellcien ausgcfertigt wurden, so begreift man
leicht, welche Menge von Geschäften dadurch entstehn mußte.
Um denselben zu genügen, bestanden außer der Kanzellei von
Paris, welcher der Siegelbewahrerunmittelbar Vorstand, und
die man die große Kanzellei (la Aranäo clianeollerio) oder die
Kanzellei von Frankreich (clmncellerie äs 14-anos) nannte, bei
allen Parlamenten *), so wie auch bei den Präsidial-Gerichten,
(wenn an demselben Ort kein Parlament war) besondere Kan¬
zelleien. Die von diesen Kanzelleien ausgehenden Aktenstücke
hießen Kanzelleibricfe.Die Kanzellei von Frankreich bediente
sich zur Versiegelung derselben des großen, die übrigen eines

*) Auch das Parlament von Paris, vbschon es sich in den
frühesten Zeiten der großen Kanzellci bediente, hatte seine
besondere Kanzellci, clisnoellsris äu pslsis genannt. Man
kennt nicht genau den Zeitpunkt, wo sie als eine besondere
Behörde errichtet und von der großen Kanzellci getrennt
worden. Doch war es sicher i. I. 1490 schon der Fall.

6 »
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klcimrn Siegels *). Eben darum heißen diejenigen, die von
der erstem, der Kanzlei von Frankreich ansgiengen, Briefe mit
dem großen- und die andern Briefe mit dem kleinen Siegel (let¬
tre» ll'i grgncl ou än pe,it soosu). Die ersten hatten in dem
Gebiet des ganzen Königsrcichs, die andern nur in dem Gc-
richtsbezirk, wozu die Kanzellei, wovon sie ausgegangen waren,
gehörte, gesetzliche Kraft. Letztere war übrigens für alle diese
Briefe ein Jahr nach dem Datum, wo sie gegeben waren, erlo¬
schen. **) Die Kanzellci-Briefe mit dem großen und kleinen Siegel

*1 Außer den Kanzclleien hatten auch noch alle Untergerichte
ein Amtssiegel, um ihre Decrete und Urtheile damit zu ver¬
siegeln. Die Siegel, deren sich die grundherrlichen Gerichte
bedienten, wurden authentische genannt, um sie thcils von
den Siegeln der Königlichen Gerichte, welche Königliche
Siegel hießen, theils von denjenigen der Privaten zu un¬
terscheiden. Merkwürdig ist cs, daß das Znsetzen des Sie¬
gels einiger Gerichte eine Compctenz begründete, so daß
alle Streitigkeiten, die über Acte, die mit dem Siegel der¬
selben vcrschn waren, im ganzen Königreich entstanden, noth-
wendig vor dieses Gericht gebracht werden mußten. (M. s.
Th. I. S. 4111- Ein Siegel der Art hieß daher auch ein
Siegel mit Eompetenz-Bcgründung (»col attriliutik'cko juri»-
tliction). Das Stadtgericht von Paris (Lbswlet) hatte
unter andern ein solches Siegel. Diesem ähnlich war das¬
jenige, was man ein strenges Siegel (»eel rigauroux)
nannte. Dasselbe zog nicht allein alle Streitigkeiten über
Acte, die unter demselben geschlossen waren, vor das lorum
des Gerichts, wovon der Act ausgcgangen, sondern alle
diese Acte wurden sehr streng und schleunig vollstreckt, so
daß der Schuldner nicht allein durch Einziehung seiner Gü¬
ter, sondern auch durch persönliche Verhaftung zur Erfül¬
lung der Angegangenen Verbindlichkeit angckalten ward.
Zu Nimcs und eben so zu Montpellier gab es einen beson¬
der,, Richter, welcher ein solches Siegel hatte. Zn NimeS
war dieser Richter, welcher juge ela» eonvontion» Ilovanx
hieß, i. I. 1272 durch Philip den dritten eingesebt worden.
Es gibt eine Verordnung Philips von Valois v. 19. Au¬
gust 1345 über die Compctenz dieses Gerichts (Orclan.
wm. II. p. 2311, welche Laurierc mit mehren, lehrreichen
Noten begleitet hat.

**)Man mußte, um dem ehemaligen Brief seine vorige Kraft
wieder zu geben, bei den Kanzrlleien einen sogenannten
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nnterschieden sich indessen nicht allein durch die Ausdehnung des

Gebiets, worin sie gültig waren, sondern auch durch den Ge¬

genstand, worauf sie sich bezogen. Alle Königlichen Verordnun¬

gen, Edicte und Erklärungen, auch alle Begnadigungsbriefc,

z. B. solche, wodurch eine Strafe nachgelassen oder gemildert,

wodurch Einer in seinen guten Namen und Ruf wieder einge¬

setzt ward (lettre« de« relrskilitstioa) u. s. f., eben so fast alle

Gnadcnbriefe, z. B. Erhebungen in den Adel, Verleihungen

eines privilegirteu Gerichtsstandes, die sogenannten Amortisse-

mcnts, (wodurch geistliche Stiftungen, Gemeinden u. s. f. be¬

rechtigt wurden, liegende Gründe zu erwerben), eben so Natura¬

lisationen, Legitimationen, kurz alle diejenigen, die von den

Scerctarien des Königs verfaßt werden mußten, konnten nur

von der großen Kanzellei ausgefertigt werden. Alle Briefe hin¬

gegen, welche sich auf minder wichtige Gegenstände, und vor¬

züglich solche, die sich auf die täglich laufenden und bei den

Gerichten anhängigen Prozeßsachenbezogen* *), erhielt man bei

den kleinen Kanzelleien. Doch konnte man die psresti«, wie

schon im vorigen Theil bemerkt worden, sowohl mit dem gro-

Vcrjahrungs- ober Veraltungsbrief (lettre« de snrsnns-
tion) nachsuchen. Man pflegte den letzter» dem erster,!
anzuheften. Nach der ordon. erim. <1. 1670 tit. 16 srt. 16

sollte denjenigen, welche einen Begnadigungsbrief erhalten
batten, durchaus kein Verjährungsbrief ertheilt werden, in¬

dem große Mißbräuche dabei Statt fanden, so daß die
Verurtheilte ihre Begnadigungsbriefe bis zu einem Zeit¬

punkt, der ihnen besonders günstig schien, zurückhielten.
M. s. k'errier. Oiot. 6 . l). srt. lettre« de sursnnstion.

*) Man theilte die Kanzelleibriefe in lettre« de justioe und

lettre« de grsce. Einige der letzter» giengen auch von den
kleinen Kanzelleien aus. Dahin gehörten: lettre« d'emsn-

eipstion ou de bonelice d'äZe, lettre« de benelioe d'in-
ventsire, le« terrier«, lettre« d'sttribution de jurisdietion

pour criees, lettre« de rnsin «ouversine, d'sssiette ete.
Die lettre« de jnstiee, die bei den kleinen Kanzelleien auö-

gefertigt wurden, waren le« reliels d'sppel simple ou
eomme d'sbu«, le« suticipstion«, le« debiti«, le« compul-
soire«, le« desertions, le« roseissions, et le« regnete« eivi-

les. M. s. lllerriere viet. d. v. srt. ebsneellerie.
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ßen als kleinen Siegel ausgefertigterhalten. Dasselbe galt auch
von den committimus, nur daß es für diese nicht von der Wahl
des Inhabers, sondern von dem Grad seines Vorrechts abhieng,
ob sie mit dem einen oder andern Siegel versehn seyn mußten.

Das bei den verschiedenen Kanzelleien angestellte Personale
war sehr zahlreich, wie sich schon leicht, theils aus der großen
Zahl der auszufcrtigcndenBriefe, theils auch daraus entnehmen
läßt, daß über jedes auszufertigende Actenstück ein Bericht er¬
stattet ward. Der Chef einer jeden solchen besonder,! Kanzellei
ward ebenfalls Siegelbewahrer genannt. Er entschied über alle
Bedenklichkeiten,die sich über die Ausfertigung der Kanzellei -
Briefe erhoben; doch konnte man von ihm an den Siegelbe¬
wahrer von Frankreich appelliren. Wenn ein Requetcnmeister
(m-ütro cle« reguätos) an einen Ort kam, wo eine solche klei¬
nere Kaiizellei war, so mußte der dabei angestellte Siegelbewah¬
rer dem erstem die Siegel überreichen.

Alle bei den obersten Gerichtshöfen und bei den Präsidial -
Gerichten bestehenden Kanzelleien wurden durch Art. 20 des
Decrets der Constituircnden v. 6. und 7. September 1790
(Dosen, tom. III. p. 247) aufgehoben. Durch denselben Artikel
ward der Gebrauch aller bei denselben ausgefertigtenBriefe
abgeschafft, und die Partheien wurden (Art. 21) angewiesen,
sich sogleich in der Hauptsache bei den Competentcn Richtern
vorzuschn. Der folgende Artikel 22 nahm indessen doch von je¬
ner allgemeinen Vernichtung die kleinen Kanzelleien, welche durch
das Edict Ludwigs d. 15ten v. Junius 1771 geschaffen waren,
aus. Durch dieses Edict ward nämlich, um den vielen Weit¬
läufigkeiten und Mißbräuchen, welche die sogenannten Decrets
volontsires veranlaßten, (Th. I. S. 423—425) ein Ende zu
machen, ein anderes Verfahren eingeführt, wodurch sich die An¬
käufer von unbeweglichenGütern gegen Schaden wegen der
darauf haftenden Hypotheken sichern konnten. Sie lösten zu
dem Ende nach Erfüllung der durch das Edict vorgeschriebcnen
Formalitäten einen König!. Bestätigungsbrief (lettres äo rsti-
kcation) ein, zu deren Ausfertigung dasselbe Edict bei den Un-
tergcrichten Amtmannschaften, Sencschaussöen u. s. f. eigene
Kanzelleien schuf. Dieser Kanzelleien sollte nach Art. 22, 23
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bei jedem Distrikts-Gericht provisorisch Eine bestellt, und das

Amt des Siegelbewahrers durch die Mitglieder des Tribunals

abwechselnd und zwar unentgcldlich ausgeübt werden. Allein

auch diese Kanzellcicn giengen durch die veränderte Einrichtung

des Hypothckenwcscns späterhin ein, und bestehn jetzt nicht

mehr. (M. s. Älollin. Deport. srt. loltres llo ratiliostion, II)-
potlieguo seot. I. tz. jt! 8 und clianeollorio). Auch die

Stelle des Kanzlers von Frankreich, welche, im Laufe der Jahr¬

hunderte, durch so viele glänzende Talente verherrlicht worden,

unter welchen cs genug scyn wird aus den ältcrn Zeiten Su-

gcr, Kanzler Ludwigs des dicken, und aus den neuern Olivier,

de L'Hopifal und D'Agucsscan zu nennen, ward durch Art. 31

des Dekrets der Eonstituircnden v. 27. November 1791 (Doso».

win. III. p. 117, dasselbe, wodurch der Eassationshof geschaffen

ward) aufgehoben. Die Attributionen, welche der Kanzler in

Beziehung auf die Justiz hatte, giengen von diesem Zeitpunkt

an auf den Justiz-Minister über, welchem sie auch bis jetzt

(1825) verblieben sind. Mit Entstehung des Kaiserreichs lebte

indessen die Stelle eines Kanzlers von Frankreich, fast mit er¬

höhtem Glanz doch mit einigen Veränderungen, wieder auf.

Durch das organische Senatus-Consult v. 28. Floreal I. 12,

wodurch Napoleon den Kaiserlichen Thron bestieg, wurden un¬

ter dem Titel Staats-Erzkanzler und Reichs-Erzkanzlcr Grolii-
olikmoolior äotst und nrcliicliiincelior äo I'ompiro) zwei Groß-

würdner-Stellcn geschaffen, wovon besonders die letzte mit der

des ehemaligen Kanzlers grosse Aehnlichkeit hatte. Er war

(Art. 10) Präsident des hohen Kaiserl. Gerichtshofs; er ver¬

richtete die Stelle des Kanzlers bei der Promulgation der Se-

natns-Consulte und Gesetze; er war gegenwärtig bei den Hei¬

mchen und der Geburt der Prinzen, bei der Krönung und dem

Leichenbegängnis! des Kaisers, wo er das vom Staatssecrctair

aufgcnommene Protokoll Unterzeichnete; eben so war er gegen¬

wärtig bei dem Bericht, den der Justiz-Minister dem Kaiser über

die Mißbräuche, welche sich in die Verwaltung der Civil- und

Criminal-Justiz eingcschlichen haben könnten, abstattete u. s. f.
(Dosen, wm. I. x. 119, 153). Durch das Kaiserliche Fami¬

lie«-Statut v. 30. März 1806 (Dosen. Win. I. p. 175) wur-
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den dem Reichs-Erzkanzler nach nähere Attribntionen beigclegt.
Er versah in Beziehung auf die Prinzen und Prinzessinnen des
Kaiserlichen Hauses die Verrichtungen der Beamten des Civil-
standcs, er empfieng das Testament des Kaisers und das Sta¬
tut über das Witthum der Kaiserin. Nach Art. 34 führte er,
in Abwesenheit oder bei Verhinderung des Kaisers (su «lölsut
äo l'emxei-kml-) den Vorsitz im Kaiserlichen Familien-Rath (Th. I-
S. 569), u. s. f. Diese Würde des Reichs-Erzkanzlers entwi¬
ckelte ihren Glanz nur, um bald auf immer zu erlöschen. Sie
gieng mit dem Kaiserreich, das sie geschaffen, unter.

Nach dieser freilich Etwas weitläufigen aber nothwendigen
Digression über die Rechte und die Stellung des Ersten Justiz¬
beamten *) des Reichs kehren wir nun wieder zu dem eigentli¬
chen Parlament zurück.

Der gewöhnliche und ordentliche Chef desselben war der
erste Präsident: Unter dem ersten Königs-Geschlecht führte der
Pallast-Meister (msii-o 6u xslsis) in Abwesenheit des Königs
in dem Gerichtshof desselben den Vorsitz. In der Folge beauf¬
tragte der König, wenn er seinen Gerichtshof zusammenberief,
bestimmte Personen, um darin den Vorsitz zu führen. Dieselben
wurden Ober-Präsidenten (msgni prsesiclontisle«) genannt um
sie von den gewöhnlichen Räthen der großen Kammer zu unter¬
scheiden, welche auch zuweilen Präsidenten **) genannt wurden.
Es scheint, daß sie schon zu den Zeiten Ludwigs des Dicken
diesen Namen hatten: denn schon in der Urkunde vom 12. April

*)Von der Stellung des Justiz-Ministers oder Großrichters
(gl-snä fuge) unter dem Kaiserreich und späterhin wird bei
Gelegenheit des Cassationshofs näher geredet worden.

**) In der Verordnung Philips des Langen vom Decbr. 1320
(Oräon. tom. I. p. 727) heißt es Art. 1. „e'o8t S88svoir
gu 6li N 08 tl '6 äit I^grlelnent sues buit Olers Lt clouro
ls)"8 kresillenZ, Ie8 auisx et Iv8 notsir68 su88i vonstront
su mstln ou Is cbambro cko Dsrloment ü I'lieure ^us I'eu
obsuto la prsmiöro me88e eu no8tre elrspelle bs88v ste
I'ari8 etc:."
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1120 (Oräon. 6. Huv. tom. XVII. x. 269) *) welche der

Abtei Tiron den privilegirtcn Gerichtsstand ertheilte, heißt es:

„Volente« .... c;uoä .... ip8um mons8teiium '1'!lonen80

so e)u8 sdlrss, oon vontu« et coteoi n,ini8tr-i et neligio«! neo

non eorum ksmilisne«, «ubäiti et liomino« czuicum^ue prse«en-

t68 et kuturi, äe ^uil,u«vi« (oii«fscti« Ikollait«^ re««oito, ap-

pellstiono, äekootu ju«titise, reslitste, per«onslitstö et ^usoun-

rzue civilitsto et juii«äiotione tempoosli .... po«t ip«ius

mons8ter'ii Niionon«!« oueism, oorsm msgni« pv68iäentislil»u8

no«to!« ksri«iu«, vol slibi ulii no«tes piseoellen« et «upl-ems

re»sll8 curis ne^icledit, immeäiste et «olummoäo dsdesnt et

tenesntui- re«ponäeio, etc." In einer Verordnung, welche

Lachesne vom I. 1296 datirt, **) wird der erste der Vor¬

sitzende,'. Barone „«ouveosin äu Vsrlomont" oder auch einfach

„pre«iäent" genannt. In den Registern des Parlaments kommt

er (den 2. Dccembcr 1313) unter dem Namen „msltre äe Is

Arsnä'elisinbro äe pisiä«" vor.***) In der Verordnung, die

Philip der Lange im Dcccmber 1320 über das Parlament er¬

ließ, wird er (Art. 2.) wieder „«ouversin äe lsäite Oisindre

(äe r>si'Ioment)" genannt, 7) Vom I. 1320 an geschieht

lange keine Erwähnung eines Präsidenten. Allein in der Ver¬

ordnung Philips von Valois vom 11. Marz 1314 werden drei

Präsidenten mit Namen angeführt (Ne««,,-« Simon äe Luc^,

AI. Isc^ue« Is Vsollen, ül. kleine Oemevi'IIe). 77) Bucy wird

*) Die Urkunde steht auch in der Oallis <älni«tisns tom. VIII-
r>. 320.

**) M. s. Die kno^clox. art. ksrlemeot. p. 7.
***) ibiä. p. 8-

1) Oräon 6. kouv. tom. I. p. 728, 728'urt. 2. „(Oue il (los
membre« äu ksrlement) ne pourront psrler äe nulle«
I)68oigno8 iui touolreront eul«, ne leur« smi«, ne ne «e
80 porront lever pour psrler, ne con86iller s suoun«
leur« smi« on leur seointo «s n'e«t äe «peoisle lioenoe
äu Souversin äe Isäite cbsmkro. kt «e il ksi«oient le eon-
trsire nou« Io« »«trsi^non« psr leur« «ermenL ^us 11 ne
prsignent leur« gsige« pour ^ oo jour."

71) Für die olismkre äo« on^uostes und roczueste«, deren Mit¬

glieder eben so wie die der großen Kammer in dieser Verord-



hier zwar zuerst genannt, ohne daß ihm ein besondrer Titel,

»erster Präsident« beigelegt würde. Derselbe wird ihm indessen

gegeben in dem Brief vom 6. April 1350, der sich in den Re¬

gistern des Parlaments befindet (Lnovolopoll. -mt. I^i-Ioment

x. 8); wodurch der König ihn zum Mitglied seines geheimen

Raths ernennt, und zwar so, daß er seine vorige Stelle „ville-

lieet ztstum ^rimi s>l868iclenti8 in n 08 tro p8rlsm6»to bci-

behaltcn sollte. Die Stelle eines ersten Präsident ward

schon damals aus Lebenslang ertheilt.* *) Die Bestallung des

Nachfolgers von Simon v. Bucy, der sich Wilhelm von Sens

nannte, enthalt ausdrücklich „gu3mclin ^I86cliotu8 .... rixeiit
1.nm->ni8 (Lncvolox. ibiä. x. 8)". Seit dieser Zeit bis zur

Revolution behielt der Chef des Parlaments allezeit den Titel:

Erster Präsident. Derselbe war, vermöge seiner Stelle, Ritter.

Sogar der König gab ihm in allen Schreiben, die er an ihn

richtete, diesen Titel, und er selbst nahm ihn in allen von ihm

ausgehenden oder Unterzeichneten Actenstücken an. Ehmals hatte

er ebenfalls vermöge seiner Stelle Sitz im geheimen Rath (ooo-

8sil pl'ivö). Diesem war aber in den letzten Zeiten nicht mehr

der Fall. Doch hatte er seit (1691) den freien Eintritt in das

nung mit Namen anführt, ist kein besonderer Präsident

bestellt. Wahrscheinlich führte Einer von den drei genann¬
ten Präsidenten in jeder dieser Kammern den Vorsitz. Die
cbgmbie e>68 engno8te8 hatte wenigstens einen Präsident,
denn cs heißt in der Vorschrift für dieselbe: „IR-omich-e-
M6nt gu'il (>68 86IgN6UI'8 <1o8 6NgU68t68) <1oiM6Nt 6t
Isoent oboäienoo, i'6V6l'6066 6t 8nllieii66, tollo 60MM6 il
S^8eti6nt 8 I6UI? ^I68i<l6Nt."

*) Dasselbe galt wahrscheinlich für alle Präsidenten. M. s. die

schon S. 53 angeführte Stelle aus der Verordnung Philips
von Valois vom 8. April 1342 (Oellcm. tom. II. x. 175).
Ans derselben erhellt, daß die Präsidenten auch «ach dem

Schluß des Parlaments in Function blieben. Sie bezogen
auch eine besondere Besoldung. Orllon. 6. 1341 (tom. II.
p- 219, 220) srt. 2. „ . . . . 8eiont 6n 8onclit pmlement
^ronanr! A8IA68 8660U8tNM62 , guinro 016668 6t guioLK
l.8I8, outl'6 >68 teOI8 ^l'68icl6Nt8, gui ont ^8igL8 86p866r,
6t 3Ut,68 gue 168 e>688ULclits, 6t S8N8 ce.tlx, 8 nni II IiO)8
8 lloonö 1eur8 g8ig68 8 vie."
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Kabinet des Königs, so wie die ersten Kammerherrn (Iss en-
trees des Premiers genlils-liommes äs lg cligmtzre). Die Stelle

des ersten Präsident war selbst in den letzten Zeiten von der

allgemeinen Verkäuflichkeit der Acmter ausgenommen. Der Kö¬

nig ernannte dazu, nach eigner Wahl, jedoch auf Lebenszeit. Die

Amtskleidung des ersten Präsident war dieselbe, wie die der

ehmaligen Ritter und Barone. Er trug einen scharlachrothen

mit Hermelin gefutterten Rock, und eine Mörserhaube von

schwarzem Sammet mit doppeltem goldnen Rand. Im Winter

trug er über*) dem Rock einen scharlachrothen, ebenfalls mit

Hermelin gefütterten Mantel, worauf sein Wappen angebracht

war. Derselbe war an der linken Seite aufgcschlagen und auf

der Schulter (svee trois letices d'or. Lneveloped. grt. ?grlem.

x. 8) befestigt, um nämlich die Schwcrtseite frei zu halten,

indem die alten Ritter und Barone allezeit mit dem Schwert

an der Seite zu Gericht saßen.

Außer dem ersten Präsident hatte das Parlament von Pa¬

ris noch neun Präsidenten mit der Mörserhaube (ä mortier),

welche auch Parlaments-Präsidenten genannt wurden. Man

unterschied sie durch diesen Titel von den Präsidenten der Un¬

tersuchungskammern, die nur Präsidenten der ersten, zweiten

u. s. f. Untcrsuchungskammer hießen. Sie machten mit dem

*) Dieses war auch ehmals die Kleidung der Könige, und
aller großen Vasallen und Barone. Der Mönch von St.

Gallen lib. I. esp. 36- beschreibt die Kleidung der Carolinger

wie folgt: Ultimus eorum bgliitus kuit pgllium egnum, vsl
ssplnrinum gugdrgngulum duplex, sie kormatum ut suin

imponeretur llumeris, gute et retro pedes tgngeret, de
Igteribus vero vlx genug eontegeret. Earl der Große ist

in der Susannen-Kirche zu Rom so dargestcllt. Stephan
de la Fontaine, der im I. 1351 Zahlmeister (grgontier)
des Königs war, sagt in einer Rechnung von diesem
Jahr, die sich in dem Archiv der Oberrechenkammer befin¬
det: „pour XX. gulnes et denn ds llu rellujsu vermeil

ds lors lsire, uns gsrnsclie, un long msntel fendu ü
un coste, et ellgperon de meismes tout (ourre dTlrmin

pour Is liov ä lg derniere leste de l'Lstolle ete." Man sehe

die fünfte Abhandlung von Ou-6gnge (Oos cours et des
bestes solennelles des Rovs de l^rsnee.)



ersten Präsident gleichsam nur Eine Person aus. In Abwesen¬

heit oder bei Verhinderung desselben konnte Jeder von ihnen,

selbst in den versammelten Kammern, den Vorsitz führen. Sie

hatten in den letzten Zeiten ebenfalls den Titel Ritter, und ihre

Ccremonienkleidung war von der des ersten Präsidenten weiter

nicht unterschieden, als daß ihr Mantel nicht mit drei goldnen

lotioos Hcftnadcln auf der Schulter befestigt, und ihre Mörserhaube

nur mit einem einfachen goldnen Rand umgeben war. Dieser

Rand vertrat die Stelle eines Kranzes von massivem Gold,

den die Präsidenten ehmals trugen und der die Krone der Ba¬

rone darstcllte. In den letzten Zeiten hielten sie dieje Mörser¬

haube meistens in der Hand und setzten sie nur bei den höchsten

Feierlichkeiten auf. Die minder feierliche Kleidung derselben

bestand in einem schwarzen Nock und einem viereckigen Hut
(ebspoion osrre).

Alle, welche außer den Präsidenten Sitz und Stimme im

Parlament hatten, lassen sich in zwei Classen theilcn. Sie wa¬

ren nämlich entweder Pairs oder gelehrte Räthe (eigentliche

Parlaments-Räthc), wozu die Ehrenmitglieder und die Requc-

tcnmeister, von welchen letztem jedoch nur vier im Parlament

saßen, kamen. Jede dieser Classen zerfiel wieder in zwei, näm¬

lich in die der geistlichen- und die der weltlichen Räthe. Als

man zuerst anfieng den Gelehrten *) neben den Pairs einen

Platz im Parlament eiuzuräumcn, wurden die erstem nur Par¬

laments-Meister (ms'M'68 äll pselemsiit, msg>8ti1 curi vel

eurise) genannt. Späterhin hießen sie bald Meister, bald Rä¬

the. In einem Brief Johans des zweiten vom 18. November

13-53 nennt der König sie seine Räthe (eon8ilisri üäele8 et
llileeti N 08 trum ksllsmentum tenenteH. **) Dieser letztere

Titel scheint ihnen erst bestimmt geblieben zu seyn, seit dem die

Function eines Parlamentsglicds nicht mehr als ein besondrer

Dieses war unter Ludwig d.H. sicher schon der Fall. Näm¬
lich m mchrcrn seiner Verordnungen (unter andern in der

vE„^chnl 1228 (Oi-äon. tom. I. p. 50) heißt es, sic seyn
erlassen „äs ingAnorum N 08 trorum et Lonsüio."

**) Oräon. 6. I,ouv. wm. II. p. Z40.
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Auftrag sondern als eine bleibende Stelle angesehn ward.

Wahrscheinlich hatten auch im Anfang diese gelehrten Räthe

keine entscheidende Stimme, sondern wurden thcils zur Führung

der Untersuchungen, thcils zum Abstatten der Berichte gebraucht.

In den allerersten Zeiten, che noch das Parlament seinen festen

Sitz zu Paris hatte, waren überdem diese gelehrten Räthe fast

alle geistlich. Allein, so wie sich Kenntnisse und Wissenschaften

mcbr unter den Laien verbreiteten, änderte sich auch dieses.

Heinrich der dritte setzte endlich durch seine Verordnung von

Blois vom Mai 1579 die Zahl dieser geistlichen Räthe, die

Präsidenten der Untcrsuchungskammern einbegriffen, auf vier¬

zig fest-

Die Stellen der Parlamentsräthe waren, wie schon oft er¬

innert worden, im Anfang bis zu den Zeiten Karls des sechsten

(reg. 1380—1422) blose Commissionen, die zwar vom König

ausgicngcn, aber bei jedem Parlament erneuert wurden. Von

Carl dem sechsten bis zu Franz dem ersten wurden es eigentliche

Aemter, die mcistentheils*) der König auf Lebenszeit verlieh. Unter

der Regierung des letzter» Königs ficng die allgemeine Verkäuf¬

lichkeit aller Justizstellcn an, welches Unheil bis zur Revolution

bestand, und wovon schon (Th. 1. S. 620, 627) umständlich

geredet worden. Derjenige, der die Stelle eines Mitglieds

eines Collegiums kaufte, trat nicht an die Stelle desjenigen,

wovon er sie gekauft hatte, sondern ward dem Dienstalter nach

als der jüngste angesehn. Zum Schein fand auch eine Unter¬

suchung über die Sitten und den Wandel des neuen Mitglieds,

so wie eine Prüfung Statt. Bei dem Parlament von Paris

verfuhr man hierbei auf folgende Art. Sobald der König

*) Nach der großen Verordnung, die Carl der sechste den 7.
Januar 1400 über die Zahl und Dienstverrichtungen der

Justiz- und Finanzbeamten erließ (Oi-clon. tom. VIII. s>.
409, 416), sollten (Art. 18) die Parlamentsmitglieder von
dem Kanzler und Parlament gewählt werden. ,.()u6 äo-
ro86lisVÄ»t gusnt los lieux äs Uro8icl6N8 et Ü68 aull'68

gens nv8ti6 Usrlomsnt vsogneront, ceulx, gui^86i'ont
INI8, 80 j' 6 nt ^I'ir>8 6t MI8 par bllecoion, 6t gue Ion8 608 -

treclit Olisncellier sillo en 8» pa per 80 „n 6 en nr»8tr6

Oonit clo no8treelir Usrlement, en la jii '686660 clu^uel v
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den Verkauf der Stelle genehmigt, und in Folge dessen dem

Ankäufer die Ernennung erthcilt hatte, überreichte dieser dem

ersten Präsident eine Bittschrift, daß cs dem Hof gefallen wolle,

ihn zu der Stelle, wozu der König ihn ernannt hatte, aufzn-

nehmen. Der erste Präsident bestimmte darauf einen Rath, um

über das Gesuch des Candidaten zu berichten. Zu dem Ende

ward die Bittschrift diesem Rath zugcstellt, welcher sie weiter

an den General-Procurator beförderte, um seinen vorläufigen

Antrag dahin zu machen, daß an Ort und Stelle eine Unter¬

suchung über die Sitten und den Lebenswandel des Neuange¬

stellten eingeleitct werde. Auf diesen Antrag erfolgte ein Be¬

schluß des Hofs, welcher die Einleitung dieser Untersuchung,

und zugleich vcrordnete, daß der Bestallungsbrief des Candida¬

ten auf dem Gerichtssecretariate einregistrirt werde. Dieser

Beschluß ward auf Betreiben des General - Procurators an den

gehörigen Ort befördert. Der Neuangestellte mußte vor Allem

ein Zeugniß seines Pfarrers beibringcn, daß er sich zur Catho-

lischeu Religion bekenne, und am letzten Osterfest zum Abend¬

mal gegangen scy. Nachdem das Resultat der Untersuchung an

das Parlament zurückgekommcn, machte der General-Procurator

seinen definitiven Antrag. Dieser ward nebst den Acten dem

Referent zugestellt, welcher am folgenden Tag seinen Bericht

darüber an die große Kammer abstattete, worauf diese durch

einen Beschluß den Kandidat an eine der Untersuchungskam¬

mern verwies, um dort, wie gewöhnlich, die Prüfung zu be¬

stehn. Derselbe überreichte diesen Beschluß dem Präsident der

«eit ksiete Igllieto DIeeoion, et ^ 8vient ^ein868 bonnes
s>ee8orme8, , lettree8, expert68 et notsl>Ie8 8elon Ie8
I-ieux oü Ü 2 8Lront IM8, glin, ^u'il ^ 8vit pourvee, lle
role8 p 6 l 80 NN 68 komme il »PPSI'tient ä tel 8>6ge, et 8SN8
sucune ksveue oe, scce^eion ste ^er8onne8; et gu88, gue
entro Ie8 sutre8, I'en ^ leette ele n»l»Ie8 ^ee8onnk8 gui
8eront ä ev 8oulli8sn8; et 83ml>lgl>lement, «gue I'en ^
rnette, 86 ksire 8e xuet, cle tou8 le8 k->)8 ste „v8tre llo-

, poue ce e^uo Ie8 er>u8tume8 6e8 I^ieux 8vnt cli-
ver868, stin c^uv eie ebs8eun I>g)-8 sit 6ei,8 ei, no8t,-eclicte
(lourt, eognoi88ent Ie8 Lou8tume8 cle8 I.ieux et v
8016 ,>t vxxer8.» M. s. Th. I. S. 626.



Kammer, woran er verwiesen war, welcher alsdann einen Re¬

ferent ernannte. Diesem stattete der Kandidat einen Besuch

ab, und erfuhr von ihm den Tag, an welchem er das Gesetz,

über welches er geprüft ward, zichn (durch das Loos bestim¬

men) sollte. An diesem Tag mußte der Kandidat, che noch die

Richter versammelt waren, sich an der Thür der Kammer ein-

findcn. Zur gehörigen Zeit ließ man ihn in die Kammer cin-

tretcn, um sein Gesetz zu zichn, worauf man ihm dann einen

nähern Tag, bestimmte, wo die Prüfung vorgcnommcn werden

sollte. Beim Anfang der Prüfung sagte der Eandidat der

Kammer einige Höflichkeiten in lateinischer Sprache, und gab

alsdann eine Erklärung des Gesetzes mit allen Gründen dafür

und dagegen, worauf der Präsident und einige Räche ihm

einige Einwendungen entgegensetzten. Doch war das Ganze

nicht von Bedeutung und mehr Schein als Wirklichkeit. Nach¬

dem der Kandidat fähig befunden worden, begaben sich der

Präsident und Referent in die große Kammer, um derselben

dieses zu melden. Auf den Bericht der beiden Genannten ließ

man ihn nun in die große Kammer eintreten, und nahm ihm

den Eid ab. Er mußte sich hierauf noch an Ort und Stelle

förmlich in sein Amt installiren lassen. *) Die Pairs von Frank¬

reich, wovon schon im Ersten Thcil umständlich geredet worden,

waren alle, vermöge ihrer Würde und dem Recht nach, Mit¬

glieder des Parlaments. Die Prinzen vom Geblüt führten seit

Heinrich dem dritten den Titel: geborne Pairs, und hatten

vor allen übrigen, geistlichen sowohl als weltlichen Pairs

den Vorrang. Dieselben erhielten schon im zwanzigsten -

die übrigen Pairs erst im fünf und zwanzigsten Jahr ihres

Alters eine entscheidende Stimme im Parlament. **). Die

*)Die genannten Formalitäten fanden nicht allein bei der
Aufnahme eines Mitglieds des Parlaments, sondern bei

der aller Justizbeamten Statt, die ihren Diensteid beim
Parlament ablegtcn.

**) Für die Prinzen vom Geblüt war dieses nach den Feudal-

Gcsetzcn das Alter der Großjährigkeit. In Beziehung auf
die andern Pairs war es durch einen Parlaments-Beschluß
vom 30- April 1643 so festgesetzt.



Pairs mußten übcrdem, um Sitz im Parlament zu haben, darin
förmlich ausgenommenwerden. Dieses geschah, der Form ge¬
mäß, ebenfalls erst nach vorheriger Erkundigung über ihr Leben
und Betragen. Bei der Aufnahme, welche in der großen Kam¬
mer und vor den Mitgliedern der letztem Statt fand, leistete
der neue Pair einen Eid, sich wie ein weiser und hochherzi¬
ger Herzog und Pair (eomme UN 83A6 et inggngnimo stue et
xgir) zu betragen, dem König treu zu scyn, und ihm in seinen
sehr hohen und sehr wichtigen Angelegenheiten zu dienen (äsns
868 tre8-I>3iil68 et tro8 pui883nt68 skbsir68). *) Die Pairs stan¬
den in allen Sachen, die entweder ihre Personen oder ihre
Pairie als solche betrafen, nur unter der Gerichtsbarkeit des
Parlaments von Paris. Ehmals ward dieses sogar auf die
von den Pairs als Grundherrn bestellten Gerichte übertragen,
so daß man frühcrhin von allen Aussprüchen der letztem nnr
an das Parlament von Paris appclliren durfte. Wegen der
großen Unbequemlichkeiten indessen, die dieses für die Partheicn
hatte, hob Franz der erste dieses i. I. 1527 auf; so daß man
zuletzt in allen Sachen, die nicht die Pairie, als solche, betrafen,
von den Aussprüchen der genannten Gerichte an dasjenige Par¬
lament appellirte, in dessen Gcrichtsbczirk die Pairie gelegen
war. — Die Pairs hatten das Recht, allen Sitzungen, sowohl
der großen Kammer, als auch der versammelten Kammern bei-
znwohnen. Wenn aber ein Criminal-Prozcß, der gegen einen
Pair ging, abgemacht werden sollte, so mußten die Pairs förm¬
lich Ungeladen werden, bei der Sitzung zu erscheinen. Sogar
an den König crgieng eine solche Einladung, der aber seit dem
Eriminal-Prozcß gegen den Marschal Biron unter Heinrich dem

*) Ehmals war diese Eidesformel anders. Carl von Genlis,
Bischof von Noyon, Einer der geistlichen Pairs, schwor
bei seiner Aufnahme ins Parlament d. 16. Januar 1502:
„1)6 8'g6guitt6l' 6N 83 6068616666 68 jug6l6668 ste8 pr0668
oü !I 86 tr06V663 66 lg stit6 60U6 8368 3666ptgti06 Ü6
xei-80NN6, ni I-o'vöftl- 168 866,6t8 äo lg stits 60UI-, obwir 6t

xor-tk-i- b 0666 ur 3 icallo." Früher leisteten die Pairs auch
oft nur den Eid der übrigen Rache. Erst seit den Zeiten
des Präsidenten Harlai ward die oben im Tcrt angegebene
Eidesformel gewöhnlich. ^ "
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vierten nicht mehr erschien. Um die Prinzen vom Geblüt ein-

zuladcn, begab sich einer der Gcrichtssecretaire der großen Kam¬

mer in ihren Pallast, und sprach mündlich, entweder mit den

Prinzen selbst oder mit einem ihrer ersten Hausbcamtcn. Bei

den übrigen Pairs ließ der Gcrichtschreibcr, wenn er sie nicht

zu Hans traf, ein Schreiben zurück. Dauerte die Sitzung

mehrere Tage, so wurden den Pairs die Einladungsschreiben

durch andere Boten zugcsendet.

Was den angeklagtcn Pair selbst betrifft, so konnte er in

den ersten Zeiten nur durch zwei andere Pairs vorgcladen wer¬

den. So ließ Philip der Schöne i. I. 1292 Eduard den Er¬

sten, König von England, durch die Bischöfe von Beauvais

und Noyon, welche beide Pairs waren, vor die Pairs-Kammer

laden. Allein hier mogte man, weil der Verklagte ein König

war, sich strenger an dem alten Ceremonial halten: gewiß ist,

daß man schon früher hin und wieder davon abgcwichen, und

eine Vorladung mehrmals durch einen Pair und zwei Ritter

oder auch nur durch zwei Ritter geschehn war. Dieses ging im

Lauf der Zeiten so weit, daß i. I. 1470 unter Ludwig d. Ilten

der Herzog von Burgund durch einen bloßen Huissier des Par¬

laments vor die Pairskammer geladen ward, woher das Sprich¬

wort kam: «ergesnt cku roi L8t xsir ä comke. In den letzten

Zeiten geschah die Vorladung der Pairs durch offene Briefe,

welche durch den öffentlichen Ausruf verkündigt wurden. Er¬

schien der angeklagte Pair nicht, so wurde er auf dieselbe Weise

aufgefordert zu einer andern Frist zu erscheinen. — Bei solchen

Criminal-Prozcssen gegen einen Pair setzte man auch in die Ausferti¬

gung des Urtheils die Formel: !a eour 8ufli8smment gsrnis cke

xsir-8; wovon wir schon im vorigen Abschnitt (Th. I. S. 192) ge¬

redet haben. *) Dieses geschah indessen nur bei Criminal-Prozessen,

*) Ursprünglich bestand das Parlament nur aus Pairs. Spä¬
ter wurden, vorzüglich wenn es sich nicht von einem rich¬
terlichen Ausspruch über einen Pair, sondern von der Er¬

lassung eines Gesetzes handelte, auch andere Große und

Vornehme mitzugezogen. So heißt cs in der Verordnung
Ludwigs des achten über die Juden v. I. 1223 (Orckon.
tom. I. p. 47): „^overiti8, guocl nos per voluntstein et

7
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worin ein Pair a,«geklagt war. Waren die Prinzen und Pairs ii»

bei der Entscheidung einer andern Sache gegenwärtig, so hieß A

cs in« Urtheil nur: eouo, Iss zn-inoes et Ie8 ,,gi> s poexenx eic. ^

Wenn die Pairs als Mitglieder dem Parlament beiwohn- ^

ten, so gaben sie in den gewöhnlichen Sitzungen, wo der erste /

Präsident die Stimmen sammelte, erst nach den Präsidenten
mit der Mörserhaube und nach den geistlichen Räthcn ihre -ü

Stimmen ab, in den Königlichen Throngerichten hingegen, wo »ß

die Stimmen vom Kanzler gesammelt wurden, stimmten die W

Pairs zuerst *). Ehmals legten sic in den Sitzungen ihren

Segen ab; allein seit 1551 unterließen sie dieses, obschon das D

Parlamcnt dagegen Einspruch that, und sich auf den alten Ge- ßn'

brauch berief, nach welchem nicht einmal der Dauphin, sondern ^

nur der König mit dem Degen an der Seite im Parlament

erschien» ü

Zu dem Parlament gehörten nun auch noch die Beamten „

des GerichtSsecretariats. Es gab drei Beamten, welche als c

die Ehcfs desselben anznsehn sind, nämlich der Civil- und Cri- ^

minal- Obcrgerichtösccretair (grellier en ebo? eivil et climinel) ^

und der Gcrichtssccrctair für die Annahme der Actenstücke <^,-el-

ller- clos ^i-esentatiens). Die Aintsvcrrichtungen der beiden ^

ersten erhellen schon aus ihrem Namen. Sie waren insbcson- ^

S850N8U»» ^i'ebiegi8eopoi'um, egi8oopc>lum, tüomilum, La-

eonuin et rnilitum liogni b'euneine . . . lecimux 8tnbili-
inentui» 8uger lluc>gec>8 eie?' Späterhin als das Parla¬

ment schon ganz den Cbaracter eines Gerichtshofs ange¬

nommen hatte, sorgte man doch dafür, daß sich einige Ba¬
rone und Prälaten unter den Mitgliedern desselben befan¬

den. So bestimmt z. B. die große Verordnung Philips
d. Schönen v. 23. März 1302 Art. Z6: „ . . . Oni» vei-o
mutio nmgne csu86 in Ii08tro Skii-Iameuto inteo Iio«abile8

per8ons8 et MSANS8 sgnntui-, oielinsmuZ et velnmn8, I^nolI

>Ino Seelsti et llue slio 1>one et 8nllieientL8 ^eo 80 ne
tle i>o8tev coi>8iIio, vol 8nlt6in unux grelntu8 et uns gee-
8c>na Isics ccn^n snäientli et üelibeountli lüetc>8 csn8L8, in

nv8tli8 ^goln,neuti8 exi8t->nt." ^

*t letzteres geschah namentlich in den« oben S. 71 angefübr-
ten Dhrongericht v. 18. Mai 1013. '
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dcrc mit der Aufsicht über die Archive, die Urschriften und Re¬

chtler, jeder in seinem Fach beauftragt. Das Geschäft des

dritten (grelster <le8 ^re'santslion«) bestand darin, die Akten¬

stücke, welche die Procuratorcn der Partheicn cinrcichten, anzu-

nchmen. Derselbe fertigte auch die Rollen an, nach welchen

die Sacken in der großen Kammer abgcurthcilt wurden. Frn-

ber verrichtete der nämliche Beamte diesen Dienst, sowohl für

die Civil- als Criminalsachen. Späterhin war aber für die

letztere ein besonderer Gcrichtssccretair bestellt. Die genann¬

ten drei Stellen waren bei dem Parlament uralt. In den

allerersten Zeiten wurden dem Staatsrath, wenn er sich zu einem

Gerichtshof bildete, zwei Königl. Sccrctairc oder Notaire bei-

gcfügt, um in den Sitzungen die Feder zu führen *). Aus die¬

sen entstanden späterhin die Gerichtssecrctarien (gi-elstor^), so

daß sie noch in den letzten Zeiten Königl. Secrctairc scyn muß¬

ten, um die Parlaments-Beschlüsse unterschreiben zu können.

Johan von Montluc, welcher als der erste Civil-Gerichts-

secretair angeschn wird, erhielt diese Stelle i. I. 1257. Die

des Criminal-Gerichtsecretairs bestand ebenfalls schon sehr lange,

und gewiß viel länger als die besondere Criminal-Abtheilung

des Parlaments (toni-nello). Dieses war auch um so nöthiger,

als von den Zeiten von Montluc an bis z. I. 1518 alle Civil-

Obergcrichtssecrctaricn geistlich seyn mußten ***), welche sich mit

i« *) In den früher«, das Parlament betreffenden Verordnungen

Ngeschieht nur von Notariell Erwähnung, welche die Feder
führten, wie aus einer sehr großen Menge von Stellen,
die zum Thcil in diesem Abschnitt schon angeführt worden,

l, ^ erhellt. In der Verordnung Philips d. Langen v. Decem-
Mp bcr 1.120 kommt indessen (Art. 10) doch schon das Wort

„gi-estste" vor. „Lelui, gui tio»t Io gl-ostld <lu lOsl-Iement
OUMis 50>k> tennr: wus Io8 82 >noclv 8 ü stailloo ön Is estsmstio (lo8

oom^tes, tout 08 Io5 constgmznnstion8 et onignstog peeu-

, ^ niaiie8, gui non8 toucstei-ont 8an8 i-len 2 i-etenii-, ne a8-
«ignei- autre pg,-t> (Ooston. tom. I. p. 727, 729.)

**) Derselbe, wovon die Einrichtung der Parlaments-Register
hcrrührt.

***)Du Tillet war der erste weltliche goelste,- en ostest civil.



Criminalsachen nicht befassen dursten. Johan du Temple (sto-
bannes cle lemplo), welchen man für den ersten Criminal-Ge-
richtssccretair hält, besaß diese Stelle sicher schon i I. 1312.
In den Registern des Parlaments finden sich nämlich Unter-
silchnngsacten vom Jahr 1312, worauf der Eivil-Gerichtschreibcr
bemerkt hat' ing,i968,3 rosttlitn 88t Äl. st. tlo tem^lo guiä 89N-
xni.iis 88t. In der Verordnung, die Köllig Johan den 7. April
1361 über die Besoldung der Parlaments-Mitglieder erließ, ge¬
schieht auch schon von drei Gerichtssecretaircn Erwähnung
(Orclon. I^ouv. wm. III. 1>. 482, 483). „OrstinaiE r^uo.1 . . .
ti-68 cegi8trs,oi88 86,, grckerii Usclsmenti etc." heißt es dort.
Diese Titel wurden ihnen seit dieser Zeit durcheinander bcigc-
legt, bis endlich der Name x;,-olller der einzig gebräuchliche
ward *). In dem Reglement, welches derselbe König d. 7. Dc-
cember über die Königl. Notarien machte, werden die drei grek-
1'ivi8 (nämlich cieil ciim., et stcs pie8ontat. init Titel und Na¬
men und zwar unter den Königl. Notariell aufgeführt. (Orclon.

I^ouv. wm. III. p. 532. 534). Sie legten sich auch wirk¬
lich bis zu den letzten Zeiten den Titel protonotsire et 8eere-
tsll-6 äu roi bei. — Wegen der großen Menge der Geschäfte
ward es nöthig, den Gerichtssecretarien Gehüsten oder Stell¬
vertreter zu geben. Dieselben hießen (und heißen noch) com-
Ini8-Kro(6el8 oder auch nur grekli6,8. Einige derselben, welche
das Einträgen in die Register besorgten, hießen gretlioi^ vn
pesu on » s>esu. Die Uebrigen führten die Feder in den Si¬
tzungen, und besorgten einen Theil der Ausfertigungen; nur
die Auslieferung und Unterzeichnung der Urthcile hielten die
Obcrgerichtösccrctarien sich selbst vor. Den letzter« Titel (Dbcr-
gerichtssccrctär, ^eelllor e,r c/rc/) bekamen sie erst seit dem
Edict vom December 1636. Sie ernannten früherhin ihre Ge¬
hüsten selbst, späterhin aber war der Dienst der letzter,, zu einem
eigentlichen Staatsamt erhoben (cri^e en titre cl'owce).

) Du Tillet druckt es in lateinischer Sprache durch; com-
montm 181,8,8 aus. — In einem Edict v. I. 1277 werde»
sie cle,-88 «1e8 a,.ct8 genannt. Bei Fleta heißen sic cle-
r,c, xlscitorum solse.
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Ehmals trug der König alle Kosten der Ausfertigung der

Urtheile, so daß sie den Partheicn umsonst ausgclicfert wurde».

Als aber unter Carl d. 8ten ein Gerichtschreiber (cummis-gret-

11er) mit den dazu bestimmten Geldern durchgieng, so vervrds

nete der König, der damals mit seinen Nachbarn im Krieg und

in Geldverlegenheit war, daß die Kosten der Ausfertigung den

Partheicn zu Last fallen sollten. Diese betrugen Anfangs nur

drei Stüber (.saus) für das Stück, stiegen aber mit der Zeir,

wie alle Abgaben.

Bei feierlichen Aufzügen, oder weint das gesummte Parla¬

ment sich irgendwohin begab, gieng der Civil-Obergerichtssccre-

tair allein vor dem Parlament her, und vor ihm gicngen die

beiden andern (groll'. crimin. et «los prösontst). In den öf¬

fentlichen Sitzungen sowohl als in der Rathskammer hatte der

Civil-Gerichtssecrctair seinen Platz in der Ecke des Parquets.

Bei einem Königlichen Throngericht saß er neben den Staats-

secretairen und hatte ein mit Lilien bedecktes Pult vor sich. Zu

seiner Linken saß Einer der Unter-Gerichtssccretaire, die den

Dienst in der großen Kammer versah». — Die Ceremonien-

kleidung der Obergcrichtssccretaricn war ebenfalls ein scharlach-

rothcr Rock, worüber ein mit Pelz gefütterter Mantel von glei¬

cher Farbe geworfen war. Derselbe war an beiden Seiten auf¬

geschürzt , weil beide Hände beim Schreiben frei seyn müssen.

Gewisser Maßen als Gehülfen der Gcrichtssecretaricn konnte

man auch die Beamten beim Parlament anschn, die Notarien

und Secrctarien des Königs (notairos soorötsiros clu roi) ge¬

nannt wurden. Sie Unterzeichneten die Urtheile in Abwesenheit

des Obergerichtssecretairs, verglichen die Aetenstücke, und nah¬

men die Jnventarien der Prinzen vom Geblüt auf. Sie ge¬

hörten ebenfalls zu dem Korps des Parlaments und genossen

alle Vorrechte desselben. Bei Feierlichkeiten trugen sie eben so

wie die übrigen Parlaments-Glieder einen scharlachrothen Rock.

Außer den bisher angeführten Beamten gab es zum Dienst des

Parlaments und zur Ausführung seiner Befehle 22 Gcrichts-

diener oder Huissiers nebst einem Ersten Huissscr. Wir haben

schon oben angeführt, daß die Stellung derselben bei den Fran¬

zösischen Gerichten überhaupt höher war und noch ist, als bei
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uns in Deutschland. Allein das Ansehn und die Wurde des
Parlaments warf auf Alles, was ihm auch nur von fern an¬
gehörte, einen solchen Glanz, daß dadurch besonders der erste
Huissicr spiincops g^gsritor) weit über das, was man seinen
Dicnstverrichtungen nach erwarten sollte, erhoben ward. Der¬
selbe hatte sogar den Adel, der sich schon auf den ersten Grad
vererbte, welches Vorrecht ihm durch eine Königl. Erklärung
vom 2. Januar 169l beigclegt ward. Sein Geschäft bestand
darin, während der Sitzungen die Befehle des Hofs zu empfan¬
gen, entweder um Stillschweigen zu gebieten, Jemand einen
Platz anzuwciscn u. s. f. Er theilte diese Befehle den übrigen
Huissicrs laut mit, welche dann für die Vollstreckung sorgten.
Er verkündigte die Rollen an den Schranken des Hofs (-> la
lisri '0 clo la cour), und heftete sie dann bei seiner Bank, die in
dem großen Saal *) neben dem Parquct der Hnissiers war,
öffentlich an. Auch rief er in der Sitzung die Sachen, wie sie
vorgcnommcn wurden, von der Nolle ab. Wenn Eine der ab-
gerufenen Partheicn nicht erschien, und die andere verlangte ein
Contumaz-Urthcil, so verfügte sich der erste Hnissier an die
Thüre der großen Kammer, und rief die Parthei, welche nicht
erschienen war, nebst ihrem Anwalt auf, worauf er vor den
Schranken des Hofs über das Geschehene Bericht abstattete.
Ehmals, wenn ein Pair auf die gcschehnc Vorladung nicht er¬
schienen war, begab sich der erste Hnissier an die Mormorta-
fcl **), an dem Fuß der Freitreppe des Justizpallastes, und

*)Dcr große Saal (In Zranclo ssllo) war die Vorhalle vor
der großen Kammer (gi and'oligmbi'e), oder die Hausflur
(Vestibüle) des Justiz-Pallastcs. Hier war der Raum
(psi guLst), wo die Hnissiers sich vor Eröffnung der Sitzung
aushieltcn. In der Folge wird von diesem ganzen Local
noch näher geredet werden.

"*) ,,'l'sblcr sto mai-bi o?' Es gab dieser Marmortafcln ehmals
zwei. Eine sehr große war in dem großen Saal des Ju¬
stiz-Pallastes, welche die ganze Breite dieses Saals cin-

An derselben hielten die Hofmarschall-Aemter ihr
b cncht, wie in der Folge näher bemerkt werden wird. Sic
diente auch zu feierlichen Mahlzeiten. Das Gastmabl bei
der Krönung der Isabelle von Baiern, Gemahlin Earls



rief von da denselben vor die Schranken des HdfS. Sv for¬

derte L. I. >521 der damalige erste Hnisster, Meister Iohan

von Snrie (niastru stoaa <lo 8>.rio) in Gegenwart von zwe:

Parlaments-Rüthen den Kronfeldherrn (oonnötablo) von Bour¬

bon auf, sich vor Gericht zu stellen. Der Platz des ersten

HuissterS in den Sitzungen der großen und der Eriminal-Kam-

incr war neben dem Obcrgerichtssccretair. In der Versammlung

aller Kammern trug er einen scharlachrothen Rock, und eine

Mütze von Goldstoff (str-ip st'oe) mit Hermelin anSgcschlagen

und auf derselben einen Büschel von Perlen. Wenn der ge-

des sechsten «,d. 2l. Juni 1389) ward (('roissaxl I)r. (

olmp. 2) in dem Saal des IustizpallasteS an der großen
Marmortafel (sur I.» gransto tablo «lo u.arl.re, «^ul oouli-
»uollo.noi.t ots »u Calais, 6!. point no 80 l.ouge) gegeben.

Auch König Heinrich der Zweite gab am Abend seines Ein¬
zugs in Paris (16. Juni >5(9) an dieser Marmortafel

lein Königl. Nachtmahl. Noch gab es eine Marmortafcl
in dem Hof neben der Freitreppe des IustizpallasteS, wel¬
che indessen häufig „I'iorro so msrl.ro" genannt wird.
Die Ehronik v. St. Denys sagt „<>no los csclsvros «los

soiAiiours ^,.i stiront tt.ös en 13ö7 an l^slsis, (laus Is
Ol.snil.ro 3n Dsupliin ot on sa prösonco, lurent trainöz
sus^u's Is onur <ln l'slsis, «lovsut >3 piorro tlo msrl.ro ot
go'oo pouvoie los voir tlo ls cl.smbro litt Dsupl.io. Beide
Marmortafcln dienten oft zu öffentlichen Verkündigungen,

so wie zur Vorladung der Partheien. In den Registern
des Parlaments bewahrte man ein Aetcnstück, worin bemerktist, daß der König den letzten JnniuS 1523 ein Thronge¬
richt gehalten, um das Eontninacial-Urtheil gegen den
Grafen von Flandern (Kaiser Karl den Fünften! !!) aus-
znsprechen, und daß der erste Hnisster denselben vorgeladen habe
an der Fenster nahe bei der Thürc der Schranken des Par¬
laments (pi'ös tlo ls porto tlo In bsro «ln 1'srlon.oot), und
darauf auf der Marmortafel des großen Saals, und aus
dem Mormornen Stein (sur In piorro ,lo msrbro) , der

ans dem Hof des Pallastes war. In den letzten Zeiten
war keine dieser beiden Marmortafeln mehr vorhanden.

Die große (innerhalb des großen Saals) ward in dem

Brand, der i. I. l(i>8 im Iustiz-Pallast ausbrach, zerstört.
M. s. d. Encplopcd. Art.: tsl.Io sto marl.ro und vorzüg¬

lich (Orstou. st. b-ouv. tom. III. p. 3^7 uoto.)
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sammte Hof sich irgendwo hinbegab, war der erste Huissier an

der Spitze desselben hinter der Masse der übrigen Huissiers.
Von dem Zweck und den Amtsverrichtungcn der Staats¬

behörde, so wie von dem wahrscheinlichen Ursprung und der

Zeit der Entstehung dieser wichtigen Staats-Einrichtung haben

wir schon im dritten Abschnitt (Th. I- S. 192—198, 217—

220, 669—670) umständlich gesprochen. *) Wir verweisen den

Leser also dahin, und beschränken uns darauf, noch Einiges,

welches früher minder verständlich gewesen wäre, hier nachzu¬

tragen. Bei dem Parlament von Paris bestand die Staatsbc-

*) Den dort schon angeführten Stellen kann man noch fol¬
gende beifügen. In der großen Verordnung Philips des
Schönen v. 23. Marz 1302 (Ooclon. tom. I. p. 354) heißt

es Art. 20: Loterum V0>UMU8 guocl prooui3tOl'08 N08tl'i,
in csuzis gun8 n 08 tro nomine ducent oontia ^u38cungue
per80»38, juient do cslumnig, 8icut pnediote poo50ne. 44

8i continFst ip808 lsoere 8uk>8tituto8, ip8i8 8uk>8tituti8 83 -
Ii8k3oi3nt et non P3ol08 3dvei'8e; nolentez immo pl'obi-
bont68 expno8se ns clioti procul3toro8 no8tii 6s onusis

slienix so intromittore, sut Iitor38 impoti3oo p,o8um3nt,

nixi pro per 80 in 8 conjunoti8 ip 808 oontingeret lncoro pre-
6ist3." Man sicht hieraus, daß es schon i. I. 1302 nicht

allein besondere Königl. Procuratoren, sondern auch Sub¬
stitute derselben gab. In der Verordnung Philips v. Da,
lois v. Decembcr 1344 über die Appellationen (Oidon.
tom. II. p. 210,215) wird Art. 7 erwähnt, daß oft Uebcl-

gesinntc in dem Namen des Königl. Procurators und ohne

dessen Vorwisscn (8ub nomine proour3tori8 no8tri et ip8o
penitu8 i^norente) Schreiben erwirken, um gegen ganz un-
bescholtne Personen Untersuchungen anzustcllen. Der Kö¬
nig verbietet solchen Briefen Folge zu leisten „niU de no8-
tra oxpi-0883 6M3N3verint voluntate et oon8cienti3, 8eu 3

N08ti3 curi3 t3le8 litterao em3N3verint 3ut ip80 /-rocnra-
tore noLtro Fener«//, boo in suu porxona potente, vel do

ip8iu8 oerto msnänto." Tiefes ist die erste Königl. Ver¬
ordnung , worin der Name proeurator rzenorslix in dem

jetzt gewöhnlichen Sinne vorkommt. Merkwürdig ist cs
dabei, daß in der großen Verordnung über das Parlament,
die in demselben Jahr erlagen ward (0,-don. tom. II.

p. 219, 226) die gewöhnlichen Anwälte (prooureui8 po»-
tulanr) noch procur-3tooo8 ^enei-3>o8 genannt werden.



Hörde in den letzter» Zeiten aus dem General-Procurator, drei

General-Advokaten und achtzehn Substituten des Gcneral-Pro-

curators. Die General-Advocaten machten mit dem General -

Procurator gleichsam ein Collegium aus. Der letztere war

zwar in Hinsicht seiner amtlichen Wirksamkeit der erste dessel¬

ben. Allein in Hinsicht des Rangs gieng ihm der älteste Gene-

ral-Advocat vor,*) welches indessen seit der Napoleon'schen

*) ^eri-icr. Oiot. ä. v. srt. kcocur. gencr.; und lUerlin Uc-
P6l t. slt. liliiiiströre pnbl. §. V. — der Titel: Gcneral-Ad-

vocat soll, um einen bcsondcrn Beamten deS Königs zu
bezeichne», Etwas später, als der General-Procurator in

Gebrauch gekommen scyn. In der (vorig. Note ange¬

führten) Verordnung Philips v. Valois v. I. 13)1, oder
vielmehr in dem derselben angehängten Parlaments-Be¬
schluß, worin die Anwälte unter dem Namen procul-gtoros
generale« erwähnt werden, kommen die Advocatcn blos

unter diesem letztern Namen (»llroosti) vor (z. B. x-225 ,-primo pon-mtur in «cript!« nomins sllvoeatornm etc.
^»Ivoeati l8tiu8 euriao parsbnnt srticnlo«, c^ni «egunntur,
et est «cienclum, (^,oll »ullu« allrocatu« s<I patrocinan-
llnm reoipistnr, ni«i sit surstn« et in rotulo omninm all-
vocstorum «criptn« etc.) Unmittelbar geschieht in dieser Ver¬
ordnung weder des General-Advocaten noch des General -

Procurators als Mitglieder des Parlaments Erwähnung.
Doch heißt eS in dem beigefügten Parlamentsbeschluß
Art. 7 (ibill. p. 226): „Item siicti aclvoeAti novi llebvnt
cleterre majoribu« et antigui« »llvoeatis, tan» in «eclibu«
czusm in alii«, noc «eitere pr36«»mant in primo «camno,
in guo asicoc«/« reArr, Lsillivi, 8ene«cb:illi
et alii potentiore« et nobile« e««e stebent, et «eclere con-
«ueverunt." Fünfzehn Jahre später in einem Brief Carls
des 5tcn vom 28. Mai 1359 (Orllon. tom. III. 345,

346), wodurch mehrere früher abgesetzte Beamten wieder

in ihre vorige Würde eingesetzt werden, heißt es „lenmsi«tre Uegnsnt Daci lor« virant general allvocst en Uarle-
ment, et gn««i «peoisl aclvocat 6e 5Ion«ienr (ctn lioi 4ean,
pere lle Obarle« V., alor« liogentl et lle non« onäit I'ar-
icmcnt." In einem andern Schreiben desselben Königs
v. 20. Fcbr. 1359 (Orrton tom. III. p. 447) heißt cs:
„ . . . Ilileeti« no«tri« magi«lri« Ouilisrnio <Ie Ilormimi«,
mlvocato generali clicti genitori« no8tri et no«tro, lloanni
b'ourc)', lieginalclo cte 4'r/g)meIIo in Uarlsmeiito I'ari«ien«i



Gesetzgebung anders ist. Die Substitute, *) und zwar nicht allein
bei dem Parlament, sondern alle Procnratorcn des Königs in
dem ganzen Gerichtsbezirk desselben, wurden als Organe des Gene¬

sst voouUs." — Sehr Viele nehmen an, der Titel: Genc-
ral-Advocat sey erst seit d. I. 1587 gewöhnlich geworden;
um nämlich den Beamten der Staatsbehörde, wovon hier
die Rede ist, zu bezeichnen. Anton Seguier soll ihn in
diesem Jahr zuerst erhalten haben. In den Urtheilcn des
Parlaments ward er biö zu den letzten Zeiten nur „svo-
est stastit 8oigevno Itoi" genannt.

*) Diese Substituten hiengcn Anfangs von dem General-Pro-
eurator so unbedingt ab, daß er sie sogar bezahlen mußte.
(M. s. S. 101 Not. „11 81 eontinget eto., welches in der
Verordnung v. Johan dem 2tcn v. Octob. 1351 (Ooston. tom.
II. 1>. 150, 156 ao>. 20) nochmals wiederholt ward. I. I.
1158 wurden sic durch einen Beschluß des Parlaments von
Paris für Beamten des Hofs (ollieioo8 ste I» coui) erklärt
Orsto». tom. XV. p. 462). Das im Tcrt angeführte Edict
(Heinrichs des dritten) vom Mai 1586 findet sich in d.
(lost. Noeon. estit. 1720 tom. I. p. 670- Der König sagt
darin, daß die General-Procuratorcn ihre Substitute mei¬
stens aus den gewöhnlichen Advocatcn nähmen, welche oft
früher für die' Parthcien gesprochen, geschrieben, densel¬
ben Rath ertheilt u. s. f., daß sie sich übcrdem Sporteln
und sonstige Vergütungen Vorschüßen ließen, welche in der
Rechnung nicht aufgcführt würden, so daß der obsiegende
Thcil sie von dem Gegner nicht wicdcrfordern könnte. Er
habe, um diesem abzuhclfen, für gut befunden, bei allen
obersten Gerichtshöfen (en estscune sto »»8 ooui-8 ste I'sr-
lomoot, gl'snst 00 N8oiI, 00 U 0 stk8 ^vstS8 0 t sutl'08 eonl'8
8 onversio 08 , oä nc»i8 svun8 I'e«oueeul'8 ^stnölsiix) Sub¬
stitute der Gcneral - Prvcnratoren anzustcllen, welche als
Königl. Beamten fungircn, und zu den Eorporationcn, wo¬
bei sie eingestellt wären, gehören, sich aber mit der Vcrthci-
dignng und Bcrathuug in Angelegenheiten von Privaten
nicht befassen sollten. Durch ein anderes bald darauf fol¬
gendes Edict auch v. Mai 1586 «Dost. Neo. wm. I. p. 671)
ward diese Bestimmung auch auf die unter» Gerichte «lie-
g 08 Veelstisnx, I>:stllig»ö8.8eoec.bsu88eo8, 1'ievote/., Oliruu-
bio ste oo8toe tee8oi-, 8>ög(>8 sto n«8 e8leetio„8, Nsblos sto
)Ig>I»e et lieux procbe5 ste m>8 lvee>8) ausgedehnt, bei
welchen allen Substitute dcS Gencral-Procuratörs angestcllr
werden sollten.
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ral-Procurators angesehn, so wie die Wahl derselben früher auch

von ihm abhieng. Allein durch dasEdict vom Mai 158» wurden

sie zu dem Rang eigentlicher Beamten erhoben, die der König

ernannte. Der General-Procurator mußte für die Erhaltung

der guten Ordnung und der durch die Gesetze bestimmten Diö-

ciplin sorgen. Daher kam er in den ältcrn Zeiten oft Morgens

ganz früh in das Parquet der Gcrichtsdiener, wo er einen be¬

stimmten Platz hatte. Im Winter kam er nach der Einfach¬

heit der damaligen Sitten mit der Laterne in der Hand. Allein

seine Verpflichtung ein wachsames Auge auf die Erhaltung der

Disciplin, insbesondere auf die Handlungen der Haussiers zu

haben, und die Mißbrauche, die er etwa bemerkt, anzuzeigcu,

dauerte immer fort, und besteht noch jetzt. Was die Verthei-

lung der übrigen Geschäfte zwischen dem General-Procurator

und den General-Advocaten betrifft, so galt hierin bei den

verschiedenen Parlamenten nicht dieselbe Regel, sondern cs gab

fast allenthalben besondere Verordnungen und Gebräuche dar¬

über. Als allgenieinen Grundsatz kann mau indessen annchmcn,

daß außer der allgemeinen Aufsicht über das gesammtc Gericht

auch Alles, was schriftlich abgefaßt ward, zu den Amts-

bcfugniffcn des General-Procurators gehörte, daß dagegen der

mündliche Vortrag in den öffentlichen Sitzungen durchaus und

ausschließlich den General-Advocaten zukam. Diese waren in

Hinsicht ihrer Anträge völlig frei und unabhängig vom Gene-

ral-Procnrator. Letzterer hatte zwar bei der Einregistrirung der

Königl. Verordnungen, Edicte u. s. f. das Wort, allein doch

nur, wenn in geheimer Sitzung (bei verschlossenen Thüren) dar¬

über berathschlagt ward.*) Der General-Procurator war übcr-

dem die eigentlich handelnde Person des öffentlichen Ministe¬

riums. Er verfolgte die Verbrecher, betrieb die Vollstreckung

*) M. s. Aleiüa Hösioii. r,rt. minislöiv peiblio §. IV. Man
findet dort ein i-oAlemvnl, welches i. I. 1681 über die
Nertbeilnng der Geschäfte für daS Parquet des Parlaments

von Rennes gegeben worden ist, und wobei man sich ganz
nach dem Parlament von Paris gerichtet batte, lieber

diese Vertheilnng nach den jetzigen Gesetzen sehe man Tb.
I. S. 669).



dcr ttrthcile, wachte über die Erhaltung der Königlichen Rechte
und Domaincn u. s. f. Bei allen Processen, die über Domai-
nen entstanden, versah ein Beamter dcr Staatsbehörde die
Stelle des Anwalts, und Nertheidigers des Königs. *) Daher
kommt die in den Gerichten gebräuchliche Redensart. „Io roi

ne plsicle ^U6 pgr proeureur, et nul gutre gue lui ne peut

^Igicleo 6e eette ingnieoe. **) Man muß indessen nicht glau¬
ben, daß die Beamten dcr Staatsbehörde verpflichtet gewesen
seycn, bei allen auch bei den ungerechtesten Weigerungen und
Forderungen dcr Domaincnverwaltung für dieselbe anzutragen.

*)Die Vertheidigung dcr Gerechtsame des Königs war von

je her Eine der ersten Amtspflichten des Königl. Procnra-
tors. In dcr Verordnung Philips des Langen vom Juli
1319, worin er den Bewohnern von Perigord und Quercy
verschiedene Privilegien ertheilt (Orckon. tom. I. p. 694,
700) heißt cs Art. 30 „I^ogetereg nolumu8, ynio expres8e

pioliilleinu8 siooeuigtoiibu8 nostiis, ns izixi in esuxix gui-

1iu8oun^ue opflunsnt 80 gut pgrtein Oiceie pia68unignt
i>i8i 6e pgtiinionio gut slio jure nc>8lic> 8ine ti'gu6e ggs-
tur, vel jii8 pulilieuni i-eguiogt, vel iÜ8i gliter evAnitg
cgii8S, g nudix vel 8eno8cliullc> ligliogut 8>iecigliter in nign-
3sii8.^ In den genannten Provinzen (Perigord und O.uer-
cy) galt das geschriebene Recht. Sonst hatte derselbe
König durch seine Verordnung v. 18. Juli 1318 (Orcloo.
toin. I. p. 656, 660) Art. 29 in allen Provinzen, wo das
geschriebene Recht nicht galt, die Procuratorcn abgcschafft,
und den Amtmännern die Vertheidigung der Königl. Rechte
aufgetragcn ,,'I?<1U8kooeuoeui^ 86ront V8le/., excepte ceulx

gui 80 nt 68 lieux 68 guiex un u86 6e üroit e8eoipt, et

8ou8tenclront Ie8 Lgülv8, et cketlenclount uv8 egu868 p,ir
6on coii8eil gu'i>8 prenäroiii." Diese Beamten scheinen
indessen bald wieder hcrgcstcllt worden zu scyn.

**)Jn den früheren Zeiten scheint man hier unter „pi-oon-

reur" »Sachwalter« verstanden, und dadurch angedeutet zu
haben, daß die gewöhnlichen Sachwalter zwar für die
Parthei aber nicht als Parthci vor Gericht sprachen.
Jetzt aber, wo das Wort poneureue in dem Sinne von
Sachwalter durch »vone ersetzt ist, versteht man unter dem
Ausdruck „pi-oeui-eui" hier meistens den Staatsprocnra-
tor, so daß die oben angeführte Formel soviel heißt, als
nur der König hat den Staatöprocuratvr zum Anwalt.



Ihre Pflicht beschränkte (und beschränkt sich auch noch*) bei

den jetzigen Französischen Gerichten) einzig darauf, die von der

Domainenvcrwaltung ausgestellten, oder die sonst wirklich für

sie streitenden Gründe und Beweise, so wie ihr Gesuch dem

Gericht vorzutragcn. Hat der Beamte der Staatsbehörde die,

ses gcthan, so spricht er noch ferner seine Meinung im Sinne

des Rechts und der Gesetze aus, und überläßt dem Gericht

die Entscheidung.

*) Man sehe l>loili,> s>u08t 60 6ro!t, 2Ü0 oäil:. ton. lor. srt.
svouö. oominizssil6 ein Konvoi neuioiit ^eut ot lloit
lsieo clsns I'olüio juäioigiio sotuol co guo ksisoit Io ziro-
eui-oui-^onorol 6 :ui 8 l'sncion, oommo oolui-oi il-rönnit

olbootivenient 6 oux gnslitos 6 sn 8 Iv 8 sllsires ou I'otot 08t
zinrtie. I)6lon8ouo 60 I'ötst il iutonto son sotion, 8vs

mo^ens, il poo »6 808 coiiol» 8 ioii 8 . Ln 8 uito oo^sno 60

Is loi . . . . il ooguiort momo oontro l'ötst es <^ui lui
psroit otoo clsn8 Io voon clo ls loi." Merlin spricht hier
von dem Verfahren während der sogenannten transitorischen
Gesetzgebung, welche vor der Einführung des voll, 6 s

pi-ooöä. galt. Es ist hierin indessen jetzt Nichts geändert,
nur das? der Staatsprocurator an die Stelle des Regic-

rungs-Eommissairs (oommi88sioo 6a gouvornomont) getreten
ist. — In einigen Fällen wird indessen für den Staat

gerade wie für jeden Privatmann ein besondrer Anwalt
bestellt, wenn es sich entweder von der Versteigerung lie¬

gender Gründe, oder von Bestimmung der Rangordnung
unter den Gläubigern u. dergl. handelt, von welcher Art

fast alle Angelegenheiten sind, wo der öffentliche Schatz
als Parthei erscheint. Ueberhanpt ist die Befugniß des

Staats sich durch die Staatsbehörde vertreten zu lassen,
nur facultativ, d. h. er kann davon Gebrauch machen oder

nicht. Auch ist, wenn schon der Staat als Parthei auf-
tritt, das gerichtliche Verfahren durchaus dasselbe wie in

allen andern Sachen. Dasselbe ist nicht, wie Einige glau¬
ben, uothwendig schriftlich; sondern dieses hängt, wie bei

allen andern Prozessen von den bcsondern Schwierigkeiten
ab, die ein Fall darbieten kann, und es muß iu der öffent¬

lichen Sitzung darüber erkannt werden. Nur in einigen
wenigen Fällen, die eigentlich mehr in das Vcrwaltungs-
fach gehören, und wo fast Alles zur Entscheidung erforder¬
liche schon vorgearbcitet ist, findet nothwcndig das schrift¬

liche Verfahren Statt, welches hier aber immer nur sehr



Alle offenen und verschlossenen Schreiben des Königs, die

Verordnungen, Edictc u. s. f. die dem Parlament mitgethcilt

werden sollten, wurden an die Staatsbehörde und zwar an den

General-Procnrator adressirt. Er konnte jeden Augenblick in die

Sitzung treten um sie dem Hof mitzuthcilen; weshalb die Thüre

aus dem Parquet in die große Kammer allezeit offen bleiben mußte.

Das Parlament war alsdann verpflichtet die Sitzung sogleich

zu unterbrechen, und mit Aussetzung aller andern Sachen zuerst

über das Königliche Schreiben zu berathschlagcn. Der General-

Procnrator führte auch die von dem König an das Parlament

gesandten Beamten, die Ccrcmonicnmcister oder sonstige Edel-

leute, endlich auch die Polizeibeamten, wenn sie, wie gewöhnlich

vor der Fastenzeit kamen, um ihren Bericht über den Zustand

der Polizei abznstatten, in das Parlament ein. Die Gencral-

Advocatcn begleiteten hierbei denselben allezeit und nahmen, wenn

es erforderlich war, das Wort für ihn. Durch die Beamten

der Staatsbehörde fand auch die unmittelbare Verbindung zwi¬

schen dem König und dem Parlament Statt, welchem letztem

dazu kein anderer Weg offen stand. Dieselben verfügten sich

persönlich zu dem König, um ihm die ihnen vom Parlament

gegebenen Aufträge zu hintcrbringen, die Befehle des Königs

einznholen, und sich zu erkundigen, an welchem Tag und zu

welcher Zeit es ihm gefällig scp die Deputationen des Parla¬

ments anznnehmcn. Sie hatten daher allezeit Zutritt zum Kö¬

nig, und brauchten sich deshalb nur an den ersten Kammer-

Herrn (prämier A<mtil-liommo ge lg clismbre) oder in dessen

Abwesenheit an den ersten Kammerdiener zu wenden. Den

Kanzler brauchten sic, wenn er da war, nur davon zu benach¬
richtigen.

Wir haben schon oben angeführt, daß der Gcncral-Procn-

rator und die Gcneral-Advocaten ein Collegium ausmachten.

Bei mchrcrn wichtigen Sachen berathschlagtcn dieselben nämlich

kurz ,st. Man sehe über diesen ganz zu dem Praktischen

^ ^m'6pn>denz gebörigcn Gegenstand die interessante
Schrift des verstorbenen Präsident Daniels: lieber die

Form des gerichtlichen Verfahrens in Domanialsachen n. s.f.

Köln 1824. Ni. s. n. den folgenden Abschnitt IX ° II.
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gemeinschaftlich. Bei Gleichheit der Stimmen gab die Stimme

des General-ProcuratorS den Ausschlag. Insbesondere entschie¬

den sic in diesen gemeinschaftlichen Berathnngen über gewisse

Competcnzstrcitigkeitcn, *) welche sich entweder zwischen den ver¬

schiedenen Kammern des Parlaments oder auch zwischen dem

Parlament und dem Ober-Steucrhof (c»»o «lo« gicio«) erhoben.

(Nach Artik. 12 Tit. II. der Verordnung v. I. 1669 und nach

Artik. 23 Tit. II. der Licrordnnng v. I. 1737) sollten die Ge¬

neral-Procuratoren und General - Advocatcn beider Höfe alle

Monate, und auf Ersuchen noch öfter an einem bestimmten Tag

im Parquct deö Parlaments znsammcnkommcn, und die Statt-

findcndcn Eompctcnzstrcitigkciteu nach Stimmenmehrheit ent¬

scheiden. Die Thüren des Parquets blieben dabei für das Pu¬

blikum offen, und die Entscheidenden gaben ihre Stimmen laut

ab. Diesem ganz gleich war das Verfahren, wenn ein Eonffict

zwischen zwei Kammern des Parlaments entstand, nur daß in

diesem Fall natürlich nur die Parqucts-Bcamtcn des Parlaments-

zusammcn kamen. Waren die Stimmen gctheilt, so gieng die

Sache an den Staatsrath. In vielen Fällen entschied indessen der

sogenannte große Staatsrath**) (grs»<l «»»seil) über die Compe-

tcnzfragcn, worüber man die angeführten Verordnungen v. I.

1669 und 1737 näher nachschcn kann.

Bei feierlichen Gelegenheiten gingen die Beamten der Staats¬

behörde hinter dem Parlament, und in einiger Entfernung von
demselben, wobei ein eigner Huissier ihnen vortrat. Auch an

*) Fand ein Eonffict zwischen zwei Untergerichten Statt, die
unter demselben Parlament standen, so entschied das letz¬
tere. Standen sie unter verschiedenen Parlamenten, so ge¬

hörte die Entscheidung dem Staatsrath (su oonseil). Die
Parthcicn mußten indessen dazu entweder bei der großen

Kanzellci einen Brief, oder bei dem Staatsrath einen Be¬
schluß (-»i-öt) erwirken, daß sie ihr Gesuch: i'»»r »e-

giöes <lo jugo« beim Staatsrath einrcichen durften. Man

sehe tit. II. srt. 1 die or<I»»». v. 1669 und v. 1737.

**) Von dem amtlichen Wirkungskreis des großen Staatsratbs

(Al'ancl conseil) und wie er sich von dem eigentlichen
Staatsrath oder geheimen Rath («»»seil (>i-ivDt unter¬
schied, wird in der Folge näker geredet werden.



allen Deputationen, die das Parlament an den König schickte,
nahmen sic Antheil. Sie zogen sich erst nach den übrigen Dc-
putirtcn zurück, näherten sich dann alle dem König und ver¬
beugten sich vor ihm. Ehmals pflegten sie dabei nur die Worte
zu sagen: Ihre Leute, Euer Majestät (8iro, eo sont ros Zens).
Seit den Zeiten Ludwigs des Vierzehnten aber pflegten sic,
wenn die Deputation gekommen war um dem König Glück zu
wünschen oder ihr Beileid zu bezeugen u. s. f. txour eomxli-
monwr le ioi), ebenfalls einige Worte an den König, die
Königin u. s. f. zu richten.

Der Gcncral-Procuratorleistete seinen Eid nur beim An¬
tritt seines Amts: die General-Advocaten erneuerten ihn jedes¬
mal bei der feierlichen Sitzung nach den Ferien. Nach Ihnen
legten auch die übrigen Advocaten den Eid ab, so wie man
denn überhaupt annahm, daß die General-Advocaten an der
Spitze des Korps der Advocaten (<ln bgrreao) ständen.

Die General-Advocatendes Parlaments von Paris hatten
noch in den letzten Zeiten den Titel und den Gehalt eines
Königlichen Staatsraths. Allein sie hatten nicht mehr wie
früherhin Sitz und Stimme im Staatsrath. Sie behaupteten in¬
dessen vermöge dieses Titels persönlich den Vorrang vor allen
Parlaments-Räthenund Requctcn-Meistern zu haben, die Fälle
abgerechnet, wo das ganze Parlament versammelt erschien. Sie
vermieden daher — um doch auch Etwas von ihren kleinlichen
Ansprüchen zu sagen — sich bei dem feierlichen Essen, welches
der erste Präsident nach den Ferien gab, oder bei Prozessionen
und andern Feierlichkeiten einzufinden, wo sie mit einem Par¬
laments-Rath Zusammentreffen konnten.

Der Platz der General-Advocaten in den öffentlichen
Sitzungen war ehmals auf der Bank der Amtmänner (b-ullis),
späterhin aber saßen sie auf der Bank der Secretaire des Hofs.*)

) hatten die Amtmänner auch Sitz und wenn sie
Komgl. Staatsräthe waren, auch Stimme im Parlament.
^.ie VerordnungPhilips des Sckönen vom Jahr 1291
über das Parlament (Orckoo. tom. 1. p. 320, 321) enthält
Ult. b: „stem ZooesclisIIi et Lgillivi, prepositi, Vieeea-
mites et eorum derlei in srrestis vt juäiciis Iscieiiciis



Die General-Advocatcn pflegten, wenn sie in der öffentlichen
Sitzung sprachen, ein Knie gegen die Bank zu stützen, wo sie
saßen. Wenn überhaupt ein Beamter der Staatsbehörde in
der Sitzung sprach, so pflegten alle übrigen Beamten dieser
Behörde, die dem Dicnstaltcr nach jünger waren, die Rede
stehend anzuhörcu.

Zum Schluß dieser ausführlichen Erklärung der Einrichtung
und der Geschäftsordnung des Parlaments wollen wir nun noch
über den Ort, wo cs seine Sitzungen hielt, Einiges sagen.

non l-emsnoant, socl iino^uisiti roccstant, -rr'sr Lr?rt cke con-
S?7r'o. l^luin etism si äo oonsilio luorint, et clebergtur
gueicls ste ip8,8, suclits responsiono clo illiuz äe guo
stebectur ^uerimonia, ip8e 8tstim, cum trsctsbituc 6e
sorosto 8upvc lioc Iscicuilo, iire^uisitus receclgt, et
gmsmgusm 8it äo eon8Üio, non inteesit in ojusmocli sr-
rezto l'scionäo". Uebrigens mußten, wie schon angeführt
worden, die Amtmänner chmals im Parlament erscheinen,
um die Richtigkeit ihrer Urtheile zu vertheidigcn. Daher
legt ihnen auch der folgende Artikel (7) auf, sich in dem
Parlament cinzuflnden (ibillcm i-cmÄncsut gusmäiu äios
sisillivie 8uo llucsbunt, vel c^ustenus per AIggi8tco8 Luriö
retinekuntur). Man muß indessen die Amtmänner als
Richter in dem Parlament nicht gern gcsehn haben. Denn
Philip der Schöne bestimmte in der großen Verordnung v.
23. März 1302 pro rclormstiono licgni (Orclon. tom. 1.
p. 3ö^, 360) ^rt. 16: „d§olumu8 gnoä 8cne8cbsIIll8 sli-
gui8 rcl I)siIIivu8 llc nv8tro 8it ()oii8ilio, gusmäiu 8uo
p, cciit preiooturo etc." Derselbe König hatte schon durch
seine Verordnung vom Jahr 1291 (ii>iä. p. 320, 321)
Art. 3 festgesetzt, daß keine Amtmänner gebraucht werden
sollten, um im Parlament die Untersuchungen zu führen.
Gleichwohl behielten sie in allen Sachen ihren Sitz im
Parlament. Art. 13 der Verordnung, welche Philip der
Brnge im Dcccmber 1320 über das Parlament erließ
(Orilon. tom. 1. p. 727, 730), sagt: „1^0U8 voulon8 gue
Ie8 6ui88ie>8 6c Usrlemeut lm88ent p»88er 1e8 8cne8cbgulx,
Lsillir: et uv8 Urocureur8 psr äevor8 Ib8 ÄIo8tr68, 1or2
taut 8eu>Iemont guant il 8eront en eon8eil 8ur Ie8 srre?.".
— Auch blieb bis zu letzten Zeiten in dem Sitzungssaal
des Parlaments eine besondere Bank, welche die Bank der
Amtmänner und Seneschalle hieß, und wo sie, wenn sie im
Parlament erschienen, ihren Platz nahmen.

8



Der Justiz-Pallast (pal-iis de sustiee), der dem Parlament

zu seinen Sitzungen diente, und welcher in der eigentlich soge¬
nannten Stadt Paris (eite) auf einer von der Seine gebildeten

Insel liegt, ward, wie man glaubt, zu den Zeiten Chlodwigs

erbaut. Er war ursprünglich zur Königlichen Wohnung be¬

stimmt, weshalb er auch den Namen Pallast führt. Wir ha¬

ben indessen schon im vorigen Abschnitt bemerkt, daß derselbe

auch schon in den frühesten Zeiten (wenigstens zur Zeit Ludwigs

des H.) Theilwcise gebraucht ward*) um Gericht (die plaids

*) In der Verordnung, welche Philip v. Valois d. 12. Ja¬
nuar 1330 gegen die Wucherer erließ, (Orden. tom. II.

p. 59, 60) beißt es „Daguelle ordonnance (site, et pu-
lstiee on nostre Dslais ä Daris, la ou Wirtes manieres <le

gens et de toutes los Parties llrr Monde, viennent, los
nns pour sprendro et domander droit, les sirtros pour
veoir I'estat de ^ouverner sustico, clont plusours diver¬

ses Parties du Uo^aume ne demourent Auaires, sans se
traisro devers nostro eonseil etc." — Durch ein Schreiben

vom Januar 1358 (Ordon. tom. III. p. 310, 311) bestä¬

tigt König Johan der Zweite dem Oonciorgo du Dalais,
(damals nostre ame et (eäl escu^er DIrilippes de 8avovsi)
alle Privilegien und Freiheiten, die ihm und seinen Vor¬
gängern in dieser Stelle zustanden und zugestanden hatten.
Art. 1 wird ihm die niedere und mittlere Gerichtsbarkeit

in dem Umfang des Pallastcs und den Umgebungen („audit

Dalais et dcdens le pourprix et appartcnanees d'icclur
Dalais"1 welche bicr umständlich beschrieben werden, beige¬
legt. Er oder auch sein Stellvertreter sollte in dem Pal¬

last (Art. 2) über alle innerhalb der angegebenen Grenzen
begangenen Verbrechen ohne Unterschied des Ranges der
Urbeber richten. Er hatte (id. art.) zugleich die Aufsicht
über die Buden, die in dem Pallast und den Gallcricn

desselben aufgcschlagcn waren, so wie das Erkenntnis über

alle Konrracte, Verkäufe u. dgl., die innerhalb des Palla¬
stes und seiner Umgebungen geschlossen wurden. Niemand
außer ihm konnte darin Gericht halten oder eine weltliche

Gerichtsbarkeit ausübcn exevpte les Aons des Oomptes dc
Monseigneur et les nostres (de Dliarles V. tils du Uni,

Uegent et duc de Normandie) de Dsrlcment et des Re-

guesles du Dslais, ou sucuns (iommissaii es deputex de
par eux ou sucuns d'enx; et sussi exceptex les inaistres
de I'lrostel de mondit Seigneur et les nos tres, tsnt gue
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Zs Is Ports) darin zu halten. Ludwig der Zehnte, genannt

Hntin, ein Sohn Philips des Schönen (reg. 1314—1316) über¬

ließ ihn einzig zu diesem Gebrauch, wozu er noch in dem ge¬

genwärtigen Augenblick dient. Derselbe hat eine sehr geräu¬

mige Vorhalle, die mau auch den großen Saal (Is grsnä'sslle)

nennt. Dieser diente ehmals, als die Könige noch hier wohn¬

ten, zu allen großen Feierlichkeiten. Hier wurden die fremden

Gesandten empfangen, und die Hochzeiten der König!. Kinder

gefeiert. Gegenwärtig pflegen die Advocaten sich in demselben

zu ergehn, und untereinander oder mit den Parthcicn zu be-

rathschlagcn.* *) Aus dem großen Saal gelangt man in die

große Kammer (Is gr-gnZ'elismIu-e), welche letztere von Ludwig

dem Heiligen erbaut worden, und von Ludwig dem Zwölften

ihre jetzige Gestalt erhalten hat. Ludwig der Heilige gab hier

öffentlich Audienz. Der Saal, wo späterhin die Criminal-

Abtheilung des Parlaments (Is tonrnelle) ihre Sitzungen hielt,

war das Schlafzimmer Ludwigs des Heiligen, worin er an sei¬

nem Hochzeitstag schlief. Durch eine schreckliche Wendung des

Schicksals sollte die große Kammer, wovon die Orakelsprüche

der höchsten richterlichen Weisheit über ganz Frankreich aus-

monstit 8eigneui' 08 N0U8 8erant sucht ?slsi8." Es scheint

also, daß der König damals ebenfalls noch zuweilen in
dem Justizpallast wohnte. Das Schreiben selbst ist indessen
aus dem Louvre datirt (ksit st Zauns su 4,ouvre Iss?s-
r>8). Es heißt darin nach Art. 10 „diou8 con8iZersn8 Is
cht I'slsis Ho/sl S8tro et svoir S8tö Io prinsipsl bostel
Zs nv8tis ti'S8 ober 8signeur st kers, et Zs8 äs
k'isnss 8S8 4'ls6sss886Ul-8 st Ie8 U 08 tre 8 ets." — Die

Stelle des Lonsiergo Zu I>glsi8 bestand bis zur Revolu¬

tion, doch ward er bailli Zu kslsis genannt. Seine Ge¬
richtsbarkeit erstreckte sich auch nur auf den Umfang des

Justizpallastcs. M. s. noch d. Encyloped. Art. „Oonsioi-geZu 1?slgis.^

*) In der Verordnung, welche Philip v. Valois d. 11. Marz1344 über das Parlament erließ (Oräon. Z. 4,ouv. tom.
II. p. 219, 222) heißt cs Art. 8 „mault Zsslron68ts slro8s
S 8t guo, Is Lourt 8esnt, sucun8 Zes 8ei'gusur8 seonseil-
Ier8^ voissnt tournesnt, st oslrstlssnt ^isr Is 8sIIs Zu
kslsis ets.

8 *
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qiengcn, späterhin auch dem Henker-Tribunal, das Frankreich und

Europa mit Blut und Entsetzen erfüllte, zum Sitzungssaal die¬

nen. Jetzt ist sie ihrer ursprünglichen Bestimmung wicdcrgegcben,

indem sic zu den Sitzungen des Cassationshofs*) gebraucht wird.

Oberhalb der großen Kammer befinden sich die Archive, worin die

Urschriften und Register, wovon wir oben gesprochen, anfbc-

wahrt werden. Unter den Gewölben des Justiz-Pallastes sind

die Gefängnisse der Conciergerie, worin die Criminal-Angeklagten,

deren Prozeß in der Instruction ist, aufbewahrt werden. **)

Auch die unglückliche Königin» Marie-Antoinette ward in dieses

Gefängniß gesetzt, aus welchem sie nicht herauskam, als bis

sie (den 16. Oclober 1793) aufs Blutgerüst stieg. Nach der

Zurückkunft der Bourbonischcn Familie ward das Zimmer,

worin sie gesessen hatte, in eine Sühn-Kapclle (olispelle expia-

toire) umgewandelt.

Das bis hierhin gesagte wird wahrscheinlich hinrcichen um

Jedem eine (Übersicht über den Wirkungskreis und den Ge¬

schäftsgang des Parlaments so wie auch eine Idee von dem

Geist, der es belebte und der sich in einen Zeitraum von fünf

Jahundcrten nie ganz verlaugnct hat, zu geben. Zur Erhal¬

tung der inner» und äußern Würde des Richteramts hat das¬

selbe mehr als irgend ein Richter-Collegium, man darf wohl

behaupten, auf der ganzen Erde beigctragcn. Durch die Oef-

fentlichkeit des Verfahrens ***) war, was mehr als Alles

*) Schon durch das Dccret der constituirenden Versammlung
vom 13. März 1791 ward die große Kammer des Parla¬
ments dem (den 20. April desselben Jahrs installirtcn)
Cassationshof eingeräumt, (llexenne tom. III. 126)

Späterhin hielt, wie gesagt, das Revolutions-Tribunal

seine Sitzungen darin. Allein das Dccret vom 6. Mcssidor
d. I. 3 gab ihn dem Cassations-Hof wieder.

**) In dem eben (S. 111 *) angeführten Schreiben Jobans

des Zweiten heißt cs Art. 2 : „Lt ä et ckoit sie eoiwieige
<lu kicksix) svoio ki-ixonx et Lepx suckit kslsix, pono ^
mettre et te»io Ie8 msllbieteui-x, gui xe metk'oiit ex lieux
elexxuxllitx ete.^

***) Freilich nur in Civilsachcn. Indessen wünschten und hofften
doch alle bessern Talente dieselbe Ocffcntlichkeit auch in



dem Ansehen der Richter schadet, der Argwohn der Bestechung

gänzlich entfernt. Die Majestät seiner äußern Formen erinnerte

Jeden an die hohe Wichtigkeit der ihm obliegenden Functionen,

Die lange Geschäftserfahrung desselben brachte unter steter Mit¬

wirkung der Staatsbehörde eine Menge der weisesten Einrich¬

tungen und Verbesserungen im Justizfach hervor, so wie die

Hoffnung einstens in dieses höchste Richter-Eollegium, dessen

Aussprüchen sich selbst die Pairö von Frankreich unterwerfen

mußten, ausgenommen zu werden, den Eifer aller Bessern ent¬

flammte und nach und nach die großen Lichter, die wir noch be¬

wundern , in dasselbe einführte. Einen tödtlichcn Stoß erhielt

die Würde des Parlament durch die Verkäuflichkeit der Stellen,

die endlich gar erblich wurden. Das ganze Institut erhielt da¬

durch den Eharactcr einer gemischten Geld- und Adels-Aristo-

cratie, die weder dem Volk noch dem Fürsten sondern nur sich

selbst diente. Wegen der Unzahl unfähiger Subjectc, die da¬

durch dem Parlament aufgcdrungcn wurden, gcriethen die Ge¬

schäfte zum Theil in die Hände subalterner Beamten oder Se-

crctairc, denen natürlich das Volk die Schuld aller etwa be¬

gangenen Mißgriffe aufbürdcte. Die Ehrfurcht vor dem Par¬

lament erhielt sich nur durch Erinnerungen aus der Vergangen¬

heit, und verwandelte sich endlich in Neid und Verachtung, so

daß das Volk, welches seit Jahrhunderten her gewohnt war, die

Parlamente als die erste und einzige Stütze seiner Freiheiten

anzusehn, die Aufhebung derselben (im I. 1790) mit Glcichgnl-

kcit aufnahm. Ueberhaupt mögte die Einwirkung, welche das

Parlament auf die innere und äußere Verwaltung des Reichs

gehabt, mit dem, was cs als Richter-Eollegium geleistet, nicht

zu vergleichen seyn. Allerdings stellte cs im Kleinen ein Bild

der Volksvertretung dar, und erhielt die Erinnerung daran

immer lebendig. Auch den Eingriffen, welche die mächtigen

Vasallen und besonders die Geistlichkeit und der Römische Hof

in die Rechte der Krone sich erlaubten, widersetzte es sich Jahr¬

hunderte hindurch mit fester Standhaftigteit; so daß Frankreich

Criminalsachen eingeführt zu sehen. Man sehe den vor¬
trefflich bearbeiteten Artikel: kndlicite stes Luclioneos in

dem liefert v. Lleriin.
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es vorzüglich dem Parlament zu danken hat, wenn daselbst die

geistliche Macht, obschon nicht ganz auf ihren Wirkungskreis

beschränkt, doch innerhalb weit engerer Grenzen gehalten ward,

als in irgend einem andern Lande von Europa. Allein dieses

mögten auch die einzigen Vortheile scyn, welche die innere

Verwaltung Frankreichs dem Parlament verdankt. Auch fehlte

es ihm, um hierin kräftig cinwirken zu können, nicht allein an

einer gesetzlichen Begründung und an der nöthigen Macht und

Unabhängigkeit, sondern auch zum Theil an Einsichten und Auf¬

klärung. So fest es sich z. B. gegen die Eingriffe des Rö¬

mischen Stuhls bewies, so willfährig war es meistens bei der

Anordnung von strengen und selbst grausamen Maßregeln gegen

die Ketzer. Sogar die Gräuel der Bartholomäus-Nacht (vom

23. auf den 24. August 1572) rechtfertigte und bestätigte es

durch seine Beschlüsse.*) Unter Ludwig dem eilften widersetzte

es sich der Einführung der Buchdruckcrei in Frankreich (durch

drei Deutsche i. 1.1470). Auf das Gesuch der Eopisten, die von

dem Abschrciben der Bücher lebten, und die Buchdrucker der

Zauberei beschuldigten, ließ das Parlament alle gedruckten Bü¬

cher in Beschlag nehmen. Der König nahm sich indessen der

unterdrückten Kunst an, übertrug die Entscheidung der Sache

Den dritten Tag nach der Bartholomäus-Nacht und wäh¬

rend die Metzeleien noch fortdauerten (den 27. Aug. 1372)
begab sich der König (Carl der Neunte) ins Parlament,
um Rache gegen die Huguenotten zu fordern. Das Par¬
lament hatte gerade Ferien, so daß man eine außerordent¬

liche Kammer znsammenrufen mußte. Der König setzte
voraus, die ermordeten Personen haben sich gegen ihn ver¬

schworen, und man sey der Ausführung des Complotts
nur zuvorgekommen. Die Kammer des Parlaments er¬

kannte, daß der schon getödtete und in Stücke gerissene
Admiral Coligny geschleift und auf dem Greve-Platz auf¬
gehängt werden sollte. Durch einen andern Beschluß wur¬

den zwei Edelleute, Briquemont und Cavagneö Freunde
des Admirals, die den Meuchelmördern entgangen waren,
zum Strang vcrurtheilt, und noch an demselben Tag hin-
genchtet. Das Parlament verordnet- überdem, daß jähr-

lich ein feierlicher Umgang (eine Procession) gehalten wer-

den sollte um Gott für die Rettung des Reichs zu danken.
Diese Procession fand indessen nie Statt.
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dem Staatsrath, und bezahlte den Buchdruckern den Werth

ihrer Bücher.

Eben so halsstarrig zeigte sich das Parlament, als der

große Minister Richelieu (im I. 1035) die französische Akademie

stiftete. Das Parlament (wie man glaubt aus Furcht, die

Academie mögte sich einen Einfluß auf den Buchhandel anma¬

ßen), verweigerte achtzehn Monate lang die Einrcgistrirnng

des Stiftungsbricfs. Man ersieht bieraus, daß das Parlament

eben so gut, wie die übrigen Menschen und Eorporationen von

den falschen Ansichten und Vorurtheilcn jener finstern Zeiten,

und sogar hin und wieder von Partheilichkcit und kleinlichen

Leidenschaften beherrscht ward. Bei der Ausschreibung neuer

Auflagen hatte das Parlament es sich fast zum Gesetz gemacht die

Einregistrirung der Königl. Edictc zu verweigern. Allein es thac

dieses mehr aus Haß gegen jede Neuerung und einem Haschen

nach Popularität, als ans wahrer Liebe für das Volk, dessen

Beifall ihm übrigens dafür in überreichem Maße zu Thcil ward.

Die Parlaments-Mitglieder selbst waren so wie die Geistlichkeit

und der Adel von den meisten Auflagen frei; und dem Staat

mußte weit mehr durch eine gleichmäßigere Nertheilung und

zweckmäßigere Verwendung als durch Verminderung der Abga¬

ben, welches der Gang der Zeiten nicht znließ, geholfen wer¬

den. Mehrmals, wenn der Hof das Parlament durch ein

Throngericht zwang die Königl. Edicte in seine Register cinzu-

tragcn, gicng dasselbe zu offenbarer Widersetzlichkeit über. Es

prvtestirte nicht allein gegen die geschehene Eintragung, son¬

dern es hob die Justizvervaltung völlig auf, und enthielt sich

aller richterlichen Geschäfte. In der letzten Hälfte des acht¬

zehnten Jahrhunderts ereignete sich dieser Scandal mehrmals;

zuerst unter Ludwig dem fünfzehnten bei Gelegenheit der

Janscnistischen Streitigkeiten. Die Geistlichkeit weigerte sich

den Jansenistcn die Sacramcnte zu spenden. Der Hof nahm

Parthci für die Geistlichkeit. Das Parlament erklärte sich

gegen sie. Es hatte sehr weitläufige Vorstellungen an den

König abgcfaßt, wovon dieser Nichts hören wollte. Hier¬

auf versammelten sich (den 5. Mai 1753) alle Kammern und

erklärten, daß sie alle ihre richterlichen Functionen rinstel¬

len und nur darüber wachen würden die öffentliche Ruhe gegen



die Eingriffe der Clerisey zu sichern. Der König verwies die

große Kammer nach Pontoise. Hier beschäftigte sie sich einzig
mit der Kirchenspaltung, und ließ alle sonstigen Rechtshandel

liegen. Indessen konnte die Verwaltung der Justiz nicht stille stehn.

Der König errichtete daher (den 18. Septbr. 1753) aus seiner

gewissen (unbcstrittnen) und vollen Macht (llo sa ooitalns et plome

xuisssnoe) eine besondere Kammer, welche die Stelle des Par¬

laments vertreten sollte. Dieselbe war aus sechs Staatsrathen

und ein und zwanzig Requeten-Meistern zusammengesetzt. Bei

ihrer ersten Errichtung hieß sie Ferienkammer, erhielt aber nach¬

her den Titel: Königliche Kammer. Durch den ersten Namen

wollte man wahrscheinlich dem Volk verbergen, daß cs kein

Parlament mehr gebe. Auch war wirklich die Ehrfurcht gegen

das Parlament bei allen Ständen so tief eingewurzelt, daß die

Königliche Kammer es nicht wagte ihren Sitz in dem Justiz-

Pallast zu nehmen, sondern sich zuerst in dem großen Augusti¬

nerkloster, späterhin im Louvre versammelte. Die Kammer war

der ganzen Hauptstadt zum Gelächter, ja sie lachte über sich

selbst. Indessen traf ein bedenklicher Umstand ein. Ein Dieb

^ Namens Sandrin, welcher von dem Stadtgericht zum Strang

verurtheilt war, appellirte an die Königliche Kammer. Diese

bestätigte das Urtheil. Allein das Stadtgericht weigerte sich

das Urtheil zu vollstrecken, indem cs behauptete, nur das Par¬

lament habe dasselbe bestätigen können. Der Berichterstatter in

dieser Sache mit Namen Milon ward in die Bastille gesetzt.

Hierauf stellte das Stadtgericht ebenfalls seine Functionen ein.

Die Verwaltung der Gerechtigkeit hörte dadurch gänzlich auf.

Dennoch blieb alles ruhig, Paris lachte, und die Policei war

thätig. Da man keine Richter haben konnte, behalf man sich

mit Schiedsrichtern u. s. f.

Endlich rief der König (im August 1754) das Parlament

zurück. Allein die Ruhe sollte nicht lange dauern. Im Jahr

1756 (bei dem Ausbruch des siebenjährigen Kriegs) brauchte der

Hof Geld, und das Parlament verweigerte wieder die Einre-

gistrirung der neuen Abgaben. Was dem Hof bei dieser Wi¬

dersetzlichkeit am bedenklichsten schien, war die Vereinigung aller

Parlamente von Frankreich zu dem nämlichen Zwecke unter dem

Namen von Elasten. Das Parlament von Paris war die erste



Classe u. s. f. Der Hof griff endlich zu dem äußersten Mittel

nämlich zu einem Throngericht. Es wurden deren mehrere ge¬

halten, worin die Einrcgistrirnng erzwungen, und verschiedene

harte Maßregeln gegen daS Parlament angcordnet wurden. Als

endlich ein Königl. Edict die dritte und vierte Untersnchungs-

kammcr aufhob, reichten fast alle Parlaments-Mitglieder ihre

Entlassung ein. Aber der Hof fand sich bald wieder gcnöthigt

mit dem Parlament zu unterhandeln. Im Jahr 1757 (den Z.

Januar Abends 7 Uhr) fand der bekannte Mordversuch von

Damicns gegen das Leben des Königs Statt. Man mußte für

dieses Verbrechen durchaus Richter haben, und war froh genug,

daß die Glieder des Parlaments sich bewegen ließen ihre Func¬

tionen wieder anzutretcn. Im Jahr 1770 entstanden wieder

neue Streitigkeiten zwischen dem Hof und den Parlamenten.

Sie hatten sich, wie wir eben bemerkt, schon früher unter dem

Namen von Elasscn vereinigt, und diese Vereinigung dauerte

fort. War ein Königliches Edict denselben nicht angenehm, so

reichten sie alle zusammen ihre Gegenvorstellungen ein. Einige

Parlamente erließen sogar Vcrhaftsbcfchlc gegen die Beamten,

die der König ihnen zusandte, um die Einrcgistrirnng zu er¬

zwingen.*) Der König dieser Unordnungen müde beschick das

Parlament von Paris den 7. September 1770 zu einem Thron¬

gericht nach Versailles, worin er ihm verbot, sich mit andern

Parlamenten zu verbinden, sich der Ausdrücke Einheit, Unteil¬

barkeit (irnitö, inclirisibilits) und Elasscn zu bedienen, seine rich¬

terlichen Functionen einzustellcn, oder im Ganzen seinen Abschied

zu nehmen. Alles unter Cassations-Strafe. Das Parlament

stellte ungeachtet dessen doch seine Functionen ein. Der Hof ließ

jeden Parlaments-Rath einzeln nochmals auffordcrn, indem

*) In der Hauptstadt erschienen aus Ehrfurcht vor dem Kö¬

nig die Mitglieder des Parlaments bei den Königlichen
Throngerichten. In den Provinzen hingegen fanden die

Königl. Beamten, wenn sie um die Einregistrirnng zu er¬
zwingen sich in das Parlament begaben, oft nur den ersten

Präsident und den Greffier gegenwärtig. Alle, übrigen
Mitglieder waren verschwunden und nirgends zu finden.
Kaum aber war die Einregistrirnng vollzogen, so strömten

alle wieder herbei, und protestirten gegen das Geschchne.



jedem (den 20. Januar 1771) ein Mousqueticr mit einem Bil-

let zugcschickt ward, welches weiter Nichts enthielt, als er

sollte durch Beifügung von Ja oder Nein erklären, ob er ge¬

horchen wolle oder nicht. Als auch dieses Hülfsmittcl, nach

einigen Schwankungen, nicht den gewünschten Erfolg hatte,

wurden die Mitglieder des Parlaments aus der Hauptstadt ver¬

bannt, in welcher Lage der Nachfolger des Königs, Ludwig

der sechszehnte, (im I. 1771) es noch fand. Um diese Strenge

in den Augen des Volks zu recbtfertigen, beschloß der Hof eine

allgemeine Reform in dem Justizfach vorzunehmcn. Damit der

Gang der Gerechtigkeit nicht unterbrochen würde, ward die

Verwaltung derselben provisorisch einer ähnlichen Kammer, wie

im Jahr 1753, übertragen. Das Volk beschwerte sich von je

her vorzüglich über die zu große Ausdehnung, die der Ge¬

richtsbezirk des Parlaments von Paris hatte. Mehrere Par-

theicn mußten 150 Meilen weit Herkommen, um ihre Prozesse

zu führen. Besonders noch beklagte mau sich über die Ver¬

käuflichkeit der Richtcrstellen und die Unmäßigkeit der Sporteln.

Deshalb wurden unter dem Namen Obergerichtshöfe (eonrs su-
z-erieures) sechs neue Parlamente, nämlich zu Arras, Vlois,

Chalons, Clcrmont, Lyon und Poitiers eingesetzt, wozu in

der Folge noch einige hinzukamcn. Auch zu Paris ward unter

demselben Titel (eour superieuro) ein neues Parlament einge¬

setzt. Alle diese Gerichtshöfe sollten für die Verwaltung der

Justiz von den Partheicu Nichts nehmen, und die Mitglieder

von dem König ernannt und besoldet werden. Allein auch diese

gewannen das Zutrauen des Volks nicht, welches den Despo¬

tismus des Hofs über Alles fürchtete. Nach dem Tode Lud¬

wigs des fünfzehnten (im I. 1771) gab sein Nachfolger dem

allgemeinen Wunsch nach und rief das Parlament zurück. Doch

ihm standen von den Parlamenten noch weit größere Leiden

bevor. Als die Erschöpfung der Finanzen den König im Jahr

1787 genöthigt hatte, die Notablen zusammcnzuberufen, ließ er

tzie von denselben vorgeschlagenen Auflagen (den Stempel und

die Grundsteuer (timbrs et Subvention territoriale) , der alten

Sitte gemäß, dem Parlament zur Eintragung in die Register

vorlegen. Das Parlament weigerte sich, und verlangte den

Stand der Ausgaben zu sehen. Der König beschied es hierauf
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auf den 6. August 1787 nach Versailles und erzwang in einem

Throngcricht die Einregistrirung. Das Parlament war kaum

nach Paris zurückgekehrt, als es protestiere, wobei es seiner

Gegenvorstellung au den König die merkwürdige Erklärung bei¬

fügte: nur die gesammte Nation habe das Recht die Auflagen

zu bewilligen. Hierauf verbannte der König es den 15. August

(1787) nach Troycs in der Champagne. Nichts desto weniger

begab sich den 17. September der älteste Bruder des Königs

(Llonsieui-, nachhcriger Ludwig der 18te) in die Oberrcchenkam-

mer und der zweite Bruder (Graf v. Artois "nachher. Earl der

zehnte) in den Oberstcuerhof, um im Namen und anstatt des

Königs die Eintragung der Edikte in die Register derselben zn

befehlen. Beide Gerichtshöfe machten Gegenvorstellungen, ge¬

horchten indessen, wie gewöhnlich, erklärten aber schon am fol¬

genden Tag die Einregistrirung für nichtig. *) — Durch die

Verweisung des Parlaments hörte alle Verwaltung der Justiz

gänzlich auf. Um diesem großen Ucbelstand ein Ende zu ma¬

chen fieng man an mit demselben zu unterhandeln. Der König

nahm die Edikte vom August über die Grundsteuer und den

Stempel durch ein spateres (gegeb. zu Versailles im Scptcmb.)

*) Der Beschluß des Obersteucrhofs (vom 18. August 1787)
lautete wie folgt: „1,s eour . . . . ä srrcto: go'ollo do-
olsro illögsles et niillos, contrairo8 sux vrsis intorcts da

roi, et sux droit8 do I» nstion, los trsnscriptioos k'sitos
le sour d'bier 8ur 808 rogistres: et eepondsnt guo Io
sei^neur roi sors tro8 I-umblomont siipplie, d'-»s8omk>i6:' leg
ötsts ^^"oraux, proalsblemont ä I'ötllblissemoiit d's»wn,k
impöt, et de rsppolor Io psrlemont dsns Io liou ordinsiro

de 808 konctions; g»»'ä cot eklet il 8er-» ksit audit 8oig^
neur Do» uns doputstion dans la forme secoutumeo, poor
kui kgiro Ie8 suppliestions contenuos dsn8 Io present nr,
rote: 8ar Io surplus coi»tinue la döliberntion gu> 30 do oo
mo»8." Dieser Beschluß nebst den meisten hier unmittelbar

folgenden historischen Angaben über die letzten Handlungen
des Parlaments ist aus dem schon S. 67 * erwähnten
Vorbericht entnommen, welcher dem ersten Band des Mo¬

niteur vorgesetzt ist, und die wichtigsten der Revolution
unmittelbar vorangegangcncn Begebenheiten nebst den of-

ficiellcn Aktenstücken enthält. Ich werde diesen Vorbericht
künftig durch )». p. d. Llonii. citircn.



wieder zurück, welches letztere das Parlament den 19. Septbr.
zu Troyes (^. p. 6. Lloni». i>. 8-',) in seine Register eintrug.
Dasselbe kehrte darauf nach Paris und zn seiner gewöhnlichen
Geschäftsordnung zurück. Allein die dadurch hcrgestellte Ruhe
sollte nicht von langer Dauer scyn. Um die Staats-Ausgaben
zu decken, war durchaus Geld nothwendig, und dieses konnte,
— welche Ausflüchte und Wendungen man auch nehmen mogtc
— nur durch neue Auflagen oder Anleihen, die mit den erstem
fast von gleicher Art und Wirkung sind, hcrbeigeschafft werden.
Den 19. Novb. (1787) fand auf Kvnigl. Befehl eine allgemeine
Versammlung des Parlaments Statt. Wir wollen diese für
den Gang der Revolution wichtige Sitzung, um so mehr hier
Etwas umständlicher beschreiben, als sie thcils zur Erläuterung
desjenigen, was wir über den Geschäftsgang des Parlaments
gesagt haben, dient, theils Manches darin vorgefallene denjeni¬
gen, die mit diesem Geschäftsgang nicht bekannt sind, dunkel
und unverständlich seyn mögte. Man hatte diese Versammlung
als König!. Sitzung (sösnoo sin I1»i) und zwar erst Abends
vorher spät angckündigt. Dennoch war sie eine der zahlreich¬
sten. Bei der Eröffnung kündigte der König an, er werde dem
Parlament zwei Edictc verlegen lassen. Durch das Erstcre
ward zur Deckung der außerordentlichen Bedürfnisse des Staats
für fünf nacheinander folgende Jahre, (1788—1792) die Er¬
öffnung von jährlichen und stufenweise abnehmenden Anleihen
(emjwunts Ar-säuolz et sueeessilü)* *) angeordnet. Durch das

*) Man findet den vollständigen Tert dieses merkwürdigen
Edicts >1. Uonie. p. 87- Der Betrag der Anleihe sollte
jährlich geringer werden, und von 120 bis zu 60 Millionen
Livres abnehmcn. Man hoffte, daß theils durch die in dem
Staatshaushalt cingcführtcn Einschränkungen, theils durch
die Abtragung der alten, oft unter sehr lästigen Bedingun¬
gen gemachten Schulden die Staats-Ausgaben jährlich ge¬
ringer- und bei dem Steigen des Staats - Ercdits die fol¬
genden Anleihen zu einem niedriger»! Zinsfuß gemacht wer¬
den könnten.

*) In Beziehung auf die Natur dieser Sitzung des Parla¬
ments jagte der König einige Tage später (den 21. Nov.
1787), nachdem dieselbe die gehoffte Wirkung nicht hcrvor-
gebracht, zn der Deputation des Parlaments' (^. ä. A1oi.it.
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Zweite ward den protestantischen Bewohnern Frankreichs eine

gesetzmäßige Eristcnz *) gesichert. Auf die frühere mehrmals

wiederholte Bitte des Parlaments um die Zusammcnbcrusung

der Gencralstaaten antwortete der König, er werde nie fürchten

sich in der Mitte seiner Untcrthancn zu befinden, so wie er

denn ohne alle Aufforderung die Notablen zusammcnbcrufen

habe. Allein er werde auch nie zugcben, daß man mit Unbe¬

scheidenheit von ihm fsrdcre, was man von seiner Weisheit

und der Liebe zu seinen Völkern erwarten müsse. — Der Sie¬

gelbewahrer Lamoignon, der, wie gewöhnlich die Rede des Kö¬

nigs umständlicher entwickelte, sprach ziemlich heftig gegen das

Parlament. 2n der Einleitung bezeigte er zwar die Zufrieden¬

heit des Königs über den Gehorsam, den das Parlament jüngss

gegen den Königlichen Willen gezeigt. Er eröffnete ihm die

Einwilligung des Königs, daß, obschon er selbst gegenwärtig

p. 91) „Io rno «ui» lapproclio sie vou8 par eonliance, ot

clan8 oottv kormo antiguo 8i 8ouvent roclamoo par inon
psrlement aupre8 clo8 ro>8 mo8 prö<löco88vur8."

*) „Do Iogi8lateur en ol,8ervant Io8 al>»8 gui invoguent Io
romoclo clo8 Ioi8, ü vu gu'il kalloit noee88airomont, ou

pro8oriro clo 808 Dtat8 la Portion nombreu86 clo 868 8nse>8
gui no prolo886 pk>8 I» religion ostlroliguo, ou In! k»88nrc>r

uno e^/L/e^cs /eA»/e." Dieses sind die Worte, wodurch
der Kanzler die in dieser Hinsicht sehr unbestimmte Rede

des Königs erläuterte. Von einer Gleichheit der politischen

Rechte zwischen Katholiken und Protestanten war gar nicht
die Rede. Der Siegelbewahrer setzte zu dem Gesagten noch

hinzu: „8a Mgso8to nv veut point cl'sntro oulto pnblio

clan8 8on ro^aumv, guo colui clo la religion catlioligno,
sp 08 tol>gno et romaino.8a cnase8to pro86rit les
1ormo8 1egalo8, gui cloivont oon8tator la nai88anoo, Ic>8

insriage8 ot la inort clo 808 8ujot8 non oatbuligno8; ot

ello borno 8S ju8tieo ä lour ogarcl ä 068 laociltöa prinii-

ti> 08 , gui 8ont un äroit 8acrö clo la natnrö plutot gu'un
lnonl'ait arbitrairo clo la loi.De8 8ujet8 non catbo-

Iiguo8 clu Iloi aeront protögo8 par cle8 Ioi8 gui a88urent
leur ötat, 8an8 Ik8 renclro clangoreux, ot la 8ggo toloranco
clo leur religion, ain8i re8treinto a?,^ ckrortL /e.? z),-

co-r/eL/aä/cL cke /a /crcmafire, ne xora point oonloncluo
avoo uuo coupalilo inäiilorenco pour tous Io8 oult 08 ."



sev, die Abstimmung laut und öffentlich geschehe.*) Allein,
fuhr er fort, cbc ich sie mit den von dem König beabsichtigten
Ersparnissen bekannt mache, muß ich bestimmt auf den von
ibncn ausgesprochenen Wunsch einer Zusammenbcrufung der
Gcneralstaaten antworten. **) Der König ist mit Recht unzu¬
frieden über die Weigerung, die das Parlament seinem Willen
aus dem angeblichen Grund entgegengesetzt, die ihm von Sr.
Majestät ertheilten Vollmachten scyn (M Bewilligung der Ab¬
gaben) nicht hinreichend.***) Ter König ist es der Nation,
seinen Nachfolgern und sich selbst schuldig nicht zuzugebcn, daß
das ihm von Gott verliehene Ansehn im mindesten geschmälert
oder von seinen eignen Beamten verkannt werde, die allezeit die
ersten Vcrtheidigcr desselben gewesen sind.Die von der
ganzen Nation angenommenen Grundsätze bezeugen, daß

dem König allein die höchste Gewalt in seinem Königreich zu-
stcht;

daß das Band, welches den König und die Nation verbindet,
seiner Natur nach unauflöslich ist;

*) „Hn r>88i'stgnt ä votre äolürerntion, rs mnje8to vient 8en-
vioonnee svee eonlignee llo vo8 Iumiör 08 et 6e votre

nmour. I'.IIe veut öcouter vv8 svi8 ziour Io tuen <Ie 80 n
etst; et svant eie Iv8 svoir entenclue, g88ex rs88ureo psr
808 intention8 pour ne pg8 eroiro svoir i>e8vi'n cl'em^Io^or
80 n sutoritö, eile vooe formet ä'opiner s lisnte voix en

8S ^io80nco."

**) „I^a äignite clu trone ne permet po8 s 8s msjo8tL öe
Fgitlei- 8ur cet olrjet un plu8 lon^ 8ilence, et le Moment
L8t enlln srrivee sie conkronter >L8 tlemsncle8 Ü 08 coul'8

avoe Io8 prinei ^08 6e I» monareliie."

***)Jn dem zu Versailles den 6. Aug. 1787 gehaltenen Thron-
gcricht x. c>. Konit. p. 79) sagte der erste Präsident
in jeincr Rebe an den König: „Votre psrlement, sklligö

flsroir eu s llonnor, clepui8 12 sn8, 8vn 8ui)rgAe 8ur lles

impot8 sceumule8, et clont Ie8 projet8 pre8ente8 porte-
roient la mg88e ju8^u'su ^Iv8 de eleux cent million8
fl sccroi88emont clepuis I'svenement <Ie V. ÜI. s Is eouronno,

il na pgz ern svoir clk8 ^onvoir8 snllissne pour8e renäre

^srsnt äv l'exeeution des sditz v>8 a v>8 de vo8 poiiplo8



daß die Nation dabei bcthciligt ist, daß die Rechte ihres Ober¬

haupts keine Beeinträchtigung erleiden;

Endlich daß die gesetzgebende Gewalt ohne alle Abhängigkeit

und Theilung (sgn« äögonlisnoe 6t «ans psitagv) in der

Person des Souvcrains beruht.

Dieses sind die Grundsätze der Französischen Monarchie.

Der König hat sie nicht aus irgend einer seinem Parlament

verdächtigen Quelle geschöpft. Er fand sie buchstäblich durch

den Beschluß des Parlaments vom 20. März des I. 1766 ge¬

heiligt. . . . Eine Folge dieser alten, durch jedes Blatt der

Geschichte bestätigten, Grundsätze der Monarchie ist, daß dem

König allein das Recht zusteht, die Gcncralstaatcn zusammen-

zubcrufen, daß er allein zu entscheiden hat, ob eine solche Zu¬

sammenberufung räthlich oder nothwcndig ist; daß er zur Ver¬

waltung seines Reichs durchaus keiner außerordentlichen Macht

bedarf, so daß er in den Stellvertretern der drei Stände nur

einen mehr ausgedehnten Staatsrath scheu könnte, und daß er

allezeit der oberste Richter über ihre Vorstellungen und Beschwer¬

den (l'srbltro suprämo clo lourz rliprösontations et äoleances) *)

bleiben würde. Der Siegelbewahrer ging nun zu der nähern

Entwickelung und Rechtfertigung der beiden vorliegenden Edictc

über. Ferner thcilte er noch den Beschluß des Königs in Be¬

ziehung auf das Parlament von Bordeaur mit. Dieses war,

wie damals fast alle Parlamente des Königreichs, mit dem Hof

in Streitigkeiten verwickelt. Es hatte die Einregistrirung des

Edicts über die Provinzial-Versammlungen (zwar nur provi¬

sorisch) verweigert, und sogar durch einen Beschluß (-»rrot cls

ckölenso) den Mitgliedern der genannten Versammlungen ver¬

boten, sich zu vereinigen. Der König hatte cs darauf von Bor-

*) Zn dem Throngericht vom 6. August hatte der erste Prä¬
sident im Namen des Parlaments dem König gesagt:

lirincisio conZtitutionnol 60 I« monsrobio lpsnosizo 68 t gus
168 impo 8ition 8 8 vi 6 nt 60n80ntio8 s>»o 66 UX gui «loivLnt

168 5upportol-." Der Präsident hatte, wie aus dem unten

bei den Steuergerichtcn bemerkten erhellen wird, mehr

Recht, als das Parlament bei seiner Behauptung, daß es
in gewöhnlichen Zeiten die Stelle der drei Stände oder

der ganzen Nation vertrete.
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dcaur nach einer andern Stadt seines Gerichtsbczirkö verlegt,

cs aber übrigens in der Ausübung aller seiner Functionen ge-

lassen. Das Parlament von Paris hatte bei dem König Vor-

stclluugcn für die Zurückbcrufung desjenigen von Bordeaux ge- ^

macht; *) allein der König fand nicht für gut, denselben zu ss'"

willfahren, welches der Siegelbewahrer dem Parlament anzeigte. .

Kicranf ward das erste Edict (über die Anleihen) verlesen,

und nun zum Einsammeln der Stimmen geschritten, welches

der erste Präsident auf die gewöhnliche Weise verrichtete: Alle

Mitglieder gaben ihre Meinung sehr ausführlich und mit Bei-

fügung der Gründe ab, so daß die Abstimmung sieben Stunden
dauerte. Nach Beendigung derselben erwartete der erste Prä-

sidcnt, der König werde den Befehl geben die Stimmen zu Kz»f

zählen. Allein statt dessen begab der Siegelbewahrer, sich wie chit

in einem Throngcricht**) zu dem Thron des Königs, um den Uiz.

Befehl desselben einzuholcn. Als er zu seinem Sitz zurückgekehrt ßb

war, sprach er laut die gewöhnliche Formel: cour, toutes W

los cligmlmes S88ornblee8, Io roi, los princes et psii'8 8esnt, M

oui et oo oeguoisnt le ^locureui' Aeneiül cln roi, ä orclonne M

et orclonne gue l'etst portsnt etc. soit enreAi8tre sn ßrelke

cle la cour etc. 8uirsnt l'srret clo co jour." Hierauf erhob M

sich der Herzog von Orleans und bat den König um die Er- Ml

laubniß erklären zu dürfen, daß er diese Einregistrirung als

ungesetzlich ansche, und daß man, um die Personen, die man

als Theilnchmcr an der Berathung anschn könnte, jeder Ver-

antwortlichkeit zu überhebcn, hinzusetzcn müßte, die Einrcgistri- L«

rung sey auf ausdrücklichen Befehl (psr exxres commsncle- Lifä

ment) des Königs geschchn. »Die Einregistrirung ist gesetz¬

mäßig« erwiedcrte der König, indem ich die Meinung Aller ^

vernommen. Nun ward das zweite Edict verlesen, und von ^

*) Der Siegelbewahrer bemerkte: ,,Ousnst nos roi8 ont etsbli
les psrlemens, AIe8sieur8, i>8 ont voulir in8tituer clv8 ol-

lieier8, cbsrße8 clo In cli8tribution c!e ln ju8tico et clu

insintion <le8 orclonnsnce8 6n rovnume, et non ps8 elever
clsn8 Ieur8 Ltrctx unv pui88snce rivslo sie I'suwritv roxsle?'

**) Der Berichterstatter sagt: „Ds 8esnco fut, ä cot in8tant,
tran8tormu en lit sie ju8tice,"

h,
bi,
!""l
che
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dem König verordnet dasselbe am folgenden Tag einzuregistri-

rcn. — Der König hatte kaum den Saal verlassen, als das

Parlament einen Protest gegen das Geschehene verfaßte, worin

es erklärte, an der vcrordncten Einrcgistrirung keinen Theil

nehmen zu wollen. Tags darauf verwies der König den Her¬

zog von Orleans auf eines seiner Landgüter (Rainey) und

einige Parlamentsräthe (Sabathier und Freteau) nach den

Hierischcn Inseln. Den 22. November ward die große Depu¬

tation des Parlaments nach Versailles bcschieden, mit dem Be¬

fehl, die Urschrift der Protestatio» gegen die Sitzung vom 19.

mitzubringcn. Der König befahl dieselbe in den Registern des

Parlaments auszulöschcn und auf keine Weise zu ersetzen. Er

fügte hinzu, er habe versprochen die Stande vor dem I. 1792,

also spätestens im I. 1791 zusammenzurufen und sein Wort scy

heilig. Der erste Präsident antwortete, das Parlament füge

sich dem Befehl des Königs. Er setzte noch die Bitte um die

Befreiung des Herzogs und der beiden Parlaments-Näthe hinzu,

welche ihre Freiheit nur verloren hätten, weil sie ihrem Ge¬

wissen und ihrer Pflicht gemäß ihre Meinung frei in einer

Sitzung gesagt, zu welcher der König, nach seinen eignen

Worten, gekommen sey, um freie Stimmen einzusammeln. Diese

Bitte blieb indessen ohne Erfolg.*) Unter demselben Datum

(den 22. Novbr.) ward allen Pairs verboten**) vor der Hand

und bis zu einem Gegenbefehl, an den Sitzungen des Parla¬

ments Theil zu nehmen. Die Pairs reichten gleich den 21tcn

November eine sehr umständliche Vorstellung dagegen ein, wor¬

auf der König ihnen den 7. Dcccmber erlaubte ihren Sitz im

*) 1.6 Iloi lui g roponclu: l.ol'8gue fleloiFnv cla ms per-
80 NN 6 un pi'inee äo mon 8sng, man psrlement cloit croii'L

rzuo s'si c!o koites r3i80N8.
) si puni üeux msgi8tl'3t8 llont s'si äst etre meeontent.

**) Der König batte, wie es scheint, in seinem Schreiben nur
den Wunsch ausgcdrückt, daß die Pairs an den Sitzungen

keinen Theil nähmen. Die Pairs sagen in ihrer Vorstel¬
lung : „6e llroit sclo 8iög6i' au psrlements ne peut «toneeti'6 sriete, 8ussienäu ou retsrclo, 8vit psr kle8 ol'lkl-68
kc»'mel8, 8vit ^isr Is certituclö <le lleplsire s V. Äl., gM

9
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Parlament wieder einznnehmcn. Den 8. Dcccmber 1787 machte

das Parlament eine neue Vorstellung an den König, worin cs

um die Befreiung des Herzogs von Orleans und der beiden

Parlaments-Rathe bat, indem alle von dem König unmittelbar
vcrordnctcn Strafen und Verhaftungen mit den Grundsätzen

der Monarchie nicht vereinbarlich wären. *) In der Sitzung

vom 10. Dccember ernannte das Parlament vier Commiffaric»,

um diese Vorstellung dem König zu überbringen. Derselbe ant¬

wortete ganz kurz, er werde seinem Parlament seinen Willen

bekannt machen. Das Parlament fuhr indessen fort Beschlüsse

gegen die König!. Verordnungen in Beziehung auf die Sten-

ren zu fassen, und dem König neue Vorstellungen einznrcichen.

Den 11. April 1788 beschloß es eine sehr umständliche Vorstel¬

lung, worin es nochmals auf die unglückliche Sitzung vom 19.

November 1787 zurückkam, und die Ungesetzlichkeit des darin

angeordneten Verfahrens darzuthun suchte (^. p. <k. 51o„it. p.

95). Der Hof blieb indessen standhaft bei dem einmal ergrif¬

fenen System.**) Man fing daher an zuvermuthcn, daß der-

*) „Uno cle ces regleg che Ir» jnstiee), L8t cle ne conclamner
personne ssns l'entenclre; eile est cle tous los tems, cle
tous les lieux; e'est le clevoir cle tous les bornmes, et

V. 5k. nous porniettra cle lui representer ^ue ee clevoir
l'obligei oit rcutant cpie ses snjets. 5lsis V. 51. n'ä prcs
inenie ü le lemplir, et e'est iei gue son parlemecit sime
r> lui rr>p^>e>er son plus beau clioit oelni cle kriire grsee
anx ciicninels eonclrcinne«. I.es eonclsuiner eile ineme

n est prcs uns <Ies lonetions cle V. 51.; cette penible et

clsngerense tonction, le roi ne peut l'exercer c^ue per
ses fuge« ete."

**) Der König antwortete den 17. April 1788 auf die eben

erwähnte Vorstellung des Parlaments vom 11. d. M-, und

zwar enthielt seine Antwort in Beziehung auf die gerügte

Ungesetzlichkeit des Verfahrens bei der Sitzung vom 19.
November d. v. I.: ,stl etoit superllu (le ino parier cle
Ir» loi cle I'enregistrement et cle In liberte clos sullrages.

I.orsiue je vions lonir inon parleinent, e'est ponr enten-
clre ls cliseussion cle Ir, loi cjiie j'v spporte, et ine cleter-
ininer scu- I'enrc-gistrecnent -cvee filus cle connoissanee äo
eauso; e est ce gue ja! lait le 19. noveinbre clernier.

<^'31 tous les üvrs.



selbe irgend Etwas arges gegen das Parlament im Schilde
führe.

Wirklich entschloß sich auch der damalige erste Minister

Lomcnic-Bricnnc, Erzbischof von Toulouse, welcher zur Bestrei¬

tung der Staatsbedürfnisse dringend Geld brauchte, und alle

seine Plane durch das Parlament*) vereitelt sah, durch einen

kühnen Schlag allen ferncrn Widersetzlichkeiten ein Ende zu

machen. Der Siegelbewahrer (Lamoignon) arbeitete zu dem

II n'est iioee88aii's de Io8 r68umer gue lor^us jo
n'r>88i8to ps8 ü V08 delideigtion8, ls pluislite peut 8eulo
nlor8 nie Isiee connsltis le re8ultst de vv8 opinion8.

I^oi8^ue je 8ui8 pro8ent, j'en ju^e psr moi-meme.
Oe 861-oit en eilet uns etrsn^e eoii8titution, gue celle

gui reduieoit Is volonte du roi s Is vsleur «le I'opiniou
cl'un kle 808 oillciei8, et c^ni S88ujettirsit le Iegi8lsteur s
svoie autsnt de volontv8 gu'il ^ suroit de delidel-stiou8
<liil'6lente8 ds„8 l«8 <livLr 808 eours «le ju8tiee «le 8on
lovsuine. (Das Parlament antwortete später auf diesen

wichtigen Einwurf, daß es für die verschiedenen Provin¬
zen, welche die Gcrichtsbezirke der einzelnen Parlamente

bildeten, auch verschiedene Gesetze gebe, welche alle der
König bei seiner Krönung zu erhalten schwöre.)

'l?out s etö legsl <lsn8 Is 86snee ein 19. noveinbre.
I.s deliderstion s ete eompletts, psrce gue toutes

Ie8 opinlon8 ont ete entendue8.
I)«8 svi8 n'ont pss ötö reeoinpte8, par- eo gue j'e'tois

present.
I.a plui-slite ne dort pg8 etre formee, Ior8gu'eIIe ne

doit pa8 prevsloiv.

II V s en göret, psrce gue toute8 Is8 1'oi8 gue je
tien8 nion psrlement pour un objet <I's<lmini8trgtion on

«le leAiHstion, il n'^ s d arret r^ue eelui c^ue j'ordonne de
prononcer ete. — Das Parlament hatte in seiner Vor¬

stellung vom 11. April 1788 die Notbwendigkcit die Stim¬

men wieder aufzunetnnen und zu zählen (reduirs et comp-
ter) für so unerläßlicher erklärt, als jedem Stimmenden

vor Abfassung des definitiven Beschlusses frei stehe seine
Meinung zu ändern (ä.. x. d. lVIonit. p. 95).

*) Die andern Parlamente von Frankreich handelten eben so
wie das Pariser. Besonders zeichneten sich das Parlament

von Rennes (in der Bretagne) und das von Grenoble (in
der Dauphne) eben so wie der Adel dieser Provinzen durch
Widersetzlichkeit aus.

9 *



Ende mehrere Edicte aus, durch welche die Parlamente des
ganzen Königreichs einzig auf ihre richterlichen Functionen be¬
schrankt, und selbst hierin ihre Rechte geschmälert, statt des
Parlaments von Paris insbesondere sechs Oberamtmanuschaften
cgianll« baillisgos) ungefähr nach dem schon unter Ludwig dem
fünfzehnten cutworfncn Plane errichtet, und noch mehrere an¬
dere Veränderungen, wovon sogleich das Nähere, eingeführl
werden sollten. Diese Edicte sollten allen Parlamenten von
Frankreich am nämlichen Tage verkündigt, früher aber das
tiefste Geheimnis über die Sache bewahrt werden. Zu dem
Ende hatte man zu Versailles zum Abdrucken derselben eine
eigene Officin errichtet, woraus keiner der Arbeiter sich entfer¬
nen durfte; so daß sie ihre Nahrung sich von außen bringen
lassen mußten. Indessen ward einem Parlaments-Mitglied D'
Eprömesnil, das sich schon früher durch seine Heftigkeit gegen
den Hof ausgezeichnet hatte, die Sache verdächtig. Es gelang
ihm, wie man sagt, sich durch die Frau eines Arbeiters ein
Eremplar der neuen Edicte zu verschaffen. Außer sich vor
Zorn und Bestürzung eilt er zum ersten Präsident, und bewegt
diesen die Kammern auf der Stelle (den 3. Mai 1788) zu ver¬
sammeln. Da dieselben nicht berathschlagcn konnten, indem
von dem Hof gar kein Vorschlag an sie ergangen war, so er¬
griffen sie das Mittel, in Form eines Beschlusses eine Erklä¬
rung zu erlassen, wodurch sie die alten Grundsätze der Verfassung
des Königreichs allen ins Gedächtnis) zurückriefen x. c>.
iVIonit. p. 97, 98); nämlich daß Frankreich eine in dem Manns¬
stamm des regierenden Hauses und nach dem Recht der Erstge¬
burt erbliche Monarchie sey; daß die Gewohnheiten und Eapi-
tulationcn der verschiedenen Provinzen unverbrüchlich erhalten
werden müßten; daß die Nation das Recht habe, die Steuern
durch das Organ der Gcncralstaatcn zu bewilligen; daß eben
so den Parlamenten das Recht zustehe, die Echtheit der Königli¬
chen Edicte zu untersuchen und die Eintragung in die Register
zu verweigern, wenn die Befehle mit den Gesetzen des Staats
und der einzelnen Provinzen nicht übereinstimmtcn; daß kein
Bürger seinem natürlichen Richter entzogen und unter keinerlei
Vorwand verhaftet werden könne, ohne sogleich dem von dein
Gesetz bestimmten Richter übergeben zu werden. Das Parlament
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protestirte dabei im Voraus gegen jede Verletzung dieser Grund¬

gesetze, und erklärte, daß diese Grundsätze alle seine Mitglieder

zugleich verpflichteten, und in ihrem Diensteid enthalten wären;

daß daher keines derselben in einem andern Collegium als in

dem Parlament selbst, und zwar nur, wenn es ans denselben

Personen zusammengesetzt und mit den nämlichen Rechten ver¬

sehen wäre, Platz nehmen dürfe. Dieser Beschluß sollte allen

Untcrgcrichten mitgcthcilt werden, zugleich ward noch eine hef¬

tige Vorstellung (.-). p. ck. Llonir. 98) gegen die Edicte vom

19. November 1787 entworfen. — Noch weit ärger als D'

Eprömesnil selbst ließ der Minister Bricnne sich vom Zorn hin-

rcißcn, als ihm diese Beschlüsse zu Ohren kamen. Gleich den

folgenden Tag sollten D'Eprömesnil und mit ihm noch ein

anderer Parlaments-Rath Goislard de Monsabert in aller Frühe,

jeder in seinem Hans, aufgehoben werden. Es gelang denselben

indessen sich in den Justiz-Pallast und in die Versammlung des

Parlaments zu flüchten. Als sie (den 5- Mai) den versammel¬

ten Kammern das Vorgcfallne berichteten, ward sogleich ein

Beschluß gefaßt, wodurch die beiden genannten Parlaments -

Räthe, so wie alle Magistrate und Bürger unter den Schutz

des Königs und Gesetzes gestellt, und zugleich eine Deputation

bestehend aus dem ersten- und noch zwei andern Präsidenten

und vier Rächen an de» König nach Versailles abgesandt ward,

um Seiner Majestät das Uebcrmaß der Uebel, welche die Na¬

tion bedrohten, vorzustellc» und sie zu bitten in ihrer Weisheit

andern Rathschlägcn Gehör zu geben. Das Parlament beschloß

ferner sich nicht zu trennen, sondern die Zurückkunft der Depu¬

tation abzuwartcn. Wirklich blieben die Kammern bis in die

Nacht hinein versammelt, und harrten ängstlich dieser Zurück¬

kunft, als gegen cilf Uhr die französischen Garden mit aufgc-

pflanztcm Bavonet unter dem Befehl des Capitains Vincenz

D'Agoust ansicngcn die Zugänge des Justiz-PallastcS zu besetzen.

Dieselben sperrten allen darin Versammelten den Ausgang. Selbst

die Beamten der Staatsbehörde wurden in dem Parquct einge,

schlossen und durften sich mit dem Gerichtshof nicht in Verbindung

setzen. Es befanden sich gerade viele Fremde und zwar meistens

sehr Vornehme*) in dem Parlament. Als dasselbe über den

*) Die Verwandten der Pairs, die in der Sitzung waren u. dgl.



außerordentlichen Vorfall bcrarhschlagen wollte, bemerkte man,
daß dieses in Gegenwart von Fremden durchaus nicht angche.
Allein die Garden wollten Niemand erlauben, das Zimmer zu
verlassen. Endlich ward man aufmerksam, daß die in das Er¬
frischungs-Zimmer (a Is buvette) führende Thür noch nicht be¬
setzt scy. Die Fremden zogen sich hierauf durch diese in das
Zimmer Ludwigs d. H. zurück, wo sie die ganze Nacht cingc-
schlosscn blieben. Als man sich anschickte die Bcrathschlagung
anzufangcn, klopfte der Capitain D'Agoust an der Thür des
Secrctariats, und verlangte den Präsident Gourgues (welcher
wegen Abwesenheit des ersten) den Vorsitz führte, allein zu
sprechen. Als dieser sich an die Thüre der Kammer verfügte,
meldete ihm D'Agoust, er sey mit Befehlen des Königs beauf¬
tragt, und verlange für seine Person allein in die Kammer ge¬
lassen zu werden. Man bemerkte ihm, daß er der Sitte gemäß
sich vorher an die Beamten der Staatsbehörde wenden, und
von diesen angckündigt und cingcführt werden müsse, worauf
dann diese Formalität durch den General - Procurator erfüllt,
und der Herr D'Agoust (le rieur ll'^goust) cingeführt ward.
Dem Parlament war der Inhalt und die Form der Befehle,
die derselbe überbrachte, unbekannt. Auf jeden Fall glaubte
man, sie sepn an das Parlament gerichtet, und darum hatte
man wie gewöhnlich dem, der sie übcrbrachte, einen Platz zwi¬
schen den beiden jüngsten Räthen (neben der Stelle, wo der
Gerichtssccrctair saß) angewiesen. Allein D'Agoust las sogleich
ein an ihn gerichtetes Schreiben des Königs vor, wodurch ihm
befohlen ward, die beiden Parlaments-Räthe Duval (D'Eprö-
mcsnil) und Goislard in der großen Kammer oder wo sonst
immer zu verhaften, und sie den Beamten der Vogtei des Pal-

*lastes auszuliefcrn. Nachdem D'Agoust diesen Befehl vorgelcsen,
forderte er den Präsident auf, ihm die beiden Räthe zu über¬
geben. Dieser erwiderte, daß gemäß der Sitte, die der Hof
zu allen Zeiten und in allen Fällen beobachtet habe, derselbe
vorher über die Sache bcrathschlagen müsse. Der Capitain
antwortete mit Härte, er verstehe sich nicht auf ihre Formen.
Sein Befehl laute, die beiden Räthe auf der Stelle zu verhaf¬
ten; man möge sie ihm daher ansliefcrn. Es ward ihm dar¬
auf bemerkt, daß fein Befehl den Ausdruck »auf der Stelle«
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(^8UI' Iv oksmp) nicht enthalte. D'Agoust entgegnete, daß der

mündlich ihm ertheilte Auftrag des Königs so laute. Als nun

noch mchreres hin und her gesprochen ward, und das Parlament

auf der Weigerung die fraglichen Mitglieder auszuliefcrn be¬

stand, sagte dcr Herzog von Praslin zu D'Agoust: Wenn man

dergleichen Aufträge annimmt, so muß man Sorge tragen, daß

sie so deutlich sind um über die Art der Vollstreckung nicht in

Verlegenheit zu kommen. Sie werden sich doch nicht eingebildet

haben, daß Wir Ihnen zwei Mitglieder des Hofs ausliefern

würden. Wenn Sie dieselben nicht kennen, so werden Sie durch

Uns sie gewiß nicht kennen lernen. »Wir alle sind Duval und

Goislard« ertönte es hieraufplötzlich durch den ganzen Saal. Wenn

Ihr sie wegführcn wollt, so nehmt uns Alle mit.« Als D'Agoust

sah, daß er auf diese Weise nicht weiter kam, verlangte er von dem

Präsident eine schriftliche Bescheinigung über die Weigerung des

Parlaments, ihm die beiden Räthe zu bezeichnen. Man bemerkte

ihm, daß dcr Präsident allein eine solche Bescheinigung nicht

unterzeichnen könne, daß aber Alle bereit scyn mitzuunterzeich¬

nen. D'Agoust erklärte hierauf sich zurückziehn zu wollen, um

seinem Chef über das Vorgefallne Bericht abzustattcn. Ueber

diesen Ereignissen war es Morgens halb drei geworden. Die

lang ersehnte Deputation kam endlich um drei Uhr in dem

Justiz-Pallast wieder an. Sie hatte ihren Zweck ganz ver¬

fehlt, und nicht einmal Audienz beim König erhalten. Der

Leser wird sich aus dem Vorigen erinnern, daß, der hergebrach¬

ten Form gemäß, das Parlament nur durch den Kanal der

Staatsbehörde mit dem König in Verbindung treten konnte,

und sich vorher durch den General-Procurator ankündigcn lassen

mußte. Dieses war wegen der Eile, mit welcher die Deputation

ernannt und abgescndet worden, nicht geschchn, und man hatte

diese Versäumnis' benutzt, um die Deputation nicht vorzulassen.

Das Parlament wollte nach der Zurückkunft der Deputation

dieser Form genügen. Allein die Beamten der Staatsbehörde

wurden, wie schon gesagt, in ihrem Parquet eben so bewacht

und eingcschlossen gehalten, wie die übrigen Parlaments-Glieder

in der großen Kammer. Der General-Procurator schrieb an dcu

Marschall Biron, daß er von dem Parlament den Befehl erhal¬

ten habe sich nach Versailles zu begeben, und er also durchaus



die Erlaubmß haben müsse auszugehn. Der Marschall schickte

den Brief an den Grafen Bretcuil. Dieser antwortete, er

werde die Befehle des Königs darüber cinholen. Durch diese

absichtlich herbeigcführte Verzögerung unterblieb die zweite De¬

putation. Um ejlf Uhr trat D'Agoust wieder in den Saal.

Der erste Präsident und alle Mitglieder des Parlaments, die

Pairs nicht ausgeschlossen, waren auf ihren Sitzen. Die tiefste

Stille herrschte rings umher. Der Capitain beleidigte gleich

Anfangs die Versammlung durch Verletzung einer hergebrachten

Form. Er trat vor bis in die Mitte des Parquets, wodurch,

während der Sitzung nur die Prinzen vom Geblüt und die

Präsidenten gehn durften. Hier las er den ihm ertheilten Be¬

fehl die beiden Parlamentsgliedcr zu verhaften vor, und forderte

sie auf ihm zu folgen. Niemand antwortete, und die allgemeine

Stille dauerte fort. Dreimal wiederholte D'Agoust seine Auf¬

forderung: doch vergeblich. Er erklärte endlich, daß er Befehl

habe den Herrn Larchier, einen Gefreiten der Polizeiwache,

(exempt äs Ikoke-souite) hereintrcten zu lassen, um ihm die

beiden Räche zu bezeichnen. Diese Drohung ward auf der

Stelle ausgeführt. D'Agoust verließ auf einen Augenblick den

Saal, und kam mit Larchier zurück. Er führte denselben bis

an die Schranken (jusgu'ü ka Karrs) und forderte ihn auf ihm

die beiden Räche zu zeigen. Das Gesicht von Larchier war

sichtbar entstellt, sein Blick ungewiß und verwirrt. Er sah

rings umher, und erklärte endlich, daß er die beiden Räche nicht

erkenne. D'Agoust ließ ihn hierauf abtrcten, und wiederholte

seine Aufforderung nochmals an das ganze Parlament. Eine

Bewegung des Unwillens theilte sich hierbei der ganzen Ver¬

sammlung mit, welche aber bald der vorigen Stille Platz mach¬

te. Da Niemand antwortet, sagte D'Agoust, so ziehe ich mich

zurück, um Bericht von dem Vorgcfallnen abzustatten. Er

hatte kaum den Saal verlassen, als alle Parlaments-Mitglieder

sich mit Goislard und D'Eprsmcsnil dahin vereinigten, daß,

besonders, um Larchier nicht als Opfer seiner Großmuth fallen

zu lassen, es Zeit scy diesem Auftritt ein Ende zu machen. Man

verlangte, daß D'Agoust wieder cinträte. D'Eprsmcsnil, der

älteste der bei den Räche, *) welcher auf den hohen Sitzen mit

*) Er soll damals 42 Jahre alt gewesen scyn.
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bedecktem Haupt saß, redete ihn so an: »Ich bin Einer der

Magistratspcrsoncn, die Sic suchen. Das Gesetz verbietet mir

in dieser Eigenschaft verschlossenen Briefen und Befehlen, die

man durch Ucbcrcilung dem König entlockt hat, Folge zu lei¬

sten. Aus Gehorsam gegen dieses Gesetz habe ich mich bis jetzt

noch nicht genannt. Allein ich fühle, daß es Zcir ist, das Opfer

meiner Person zu vollenden, welches zu bringen ich an dem

Fuß der heiligen Altäre gelobt habe. Ich fordere Sie daher

auf zu erklären, ob Sie Befehl haben, mich, in dem Fall ich

Ihnen nicht freiwillig folge, mit Gewalt von dem Platz rcisscn

zu lassen, den ich hier einnchme.« »Ja, antwortete D'Agoust,

und ich werde denselben vollführen.« »Wenn Sic die Mittel

dazu versucht haben, entgegnctc D'Eprv'mcsnil, werde ich sehen,

was ich zu thnn habe.« D'Agoust erklärte hierauf, er werde

seine Leute hcrcintreten lassen. Hiermit ist cs genug, erwiedcrte

D'Eprömesnil. Um den Pairshof, den Tempel der Gerechtig¬

keit, das Heiligthum der Gesetze keiner größer» Entweihung

ausznsetzcn, weiche ich der Gewalt. Er erhob sich hierauf von

seinem Sitz, und richtete, mit entblößtem Haupt, noch eine kurze

Rede an den ersten Präsident, worin er gegen die ihm geschehne

Gewalt protcstirte, und heilig betheucrte, daß, was auch im¬

mer sein Schicksal seyn möge, er nie von seinen Grundsätzen

abweichen, und sich allezeit des Pairshofs würdig zeigen würde.

Darauf stieg er unter den Thräncn seiner College» die Stufen

des höchsten Gerichtshofs hinab. D'Agoust bemächtigte sich

seiner Person und führte ihn aus der großen Kammer zwischen

zwei Reihen von Bayoncttcn bis zu dem Wage», der ihn (in

dem neuen Hof) erwartete. Das Parlament blieb noch immer

gefangen. Acngstlich erwartete es den Augenblick, wo man

auch das zweite Schlachtopfcr aus seiner Mitte reissen würde.

Nach einer Todesangst von anderthalb Stunden (gegen ein

Uhr) kam D'Agoust zurück. Hier erneuerte sich mit Goislard

dieselbe Scene, die so eben mit D'Eprömesnil vorgcfallen war.

Goislard gab sich selbst an, und ward, nachdem er vorher an

den ersten Präsident eine ähnliche Rede, wie D'Eprömesmil,

gerichtet, eben so wie dieser abgeführt. Als D'Agoust ihn zu

der großen Kammer hcrausbegleitete, kehrte er plötzlich wieder

zurück, um dem Hof zu melde», daß er frei scy, daß aber den
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Befehlen des Königs gemäß, die Thoren des Justiz-Pallastes

„ach der Sitzung geschlossen werden, und mit Wachen besetzt
bleiben sollten.

Der Gerichtshof, obschon tief erschüttert durch das Vorge-

faüene, und ermattet durch die Mühseligkeit einer dreißigstün-
digcn Sitzung, faßte, ehe er sich trennte, doch noch einen Be¬
schluß, wodurch die schon früher ernannte Deputation nochmals
beauftragt ward, sich zum König zu verfügen, und Seine
Majestät auf das Schreckliche des Vorgefallnen aufmerksam zu
machen, dessen Anblick sie ganz gewiß tief gerührt haben würde,
und zugleich die Freilassung der beiden Magistrats-Personen,
deren Festigkeit, Tugenden und Talenten in dem Beschluß,
ein glänzendes Zeugniß gegeben wird, zu erbitten.*) — Nie
war wohl ein Staatsstreich schlechter nach den Umständen der
Zeit berechnet, und nie hat einer schlimmere Früchte getragen
als dieser. War schon dem König das Recht Jeden nach eig¬
nem Ermessen verhaften zu lassen, wenn auch nicht durch ein
Gesetz, doch durch lange Gewohnheit gesichert, so war doch die
Art, wie dicsesmal davon Gebrauch gemacht worden, ganz un¬
erhört. Der Prälat-Minister, einmal in den Weg der Gc-
waltstrciche hineingezogcn, eilte sein Werk zu vollenden.

Den 7. Mai (Mittwochs) zwischen 7 und 9 Uhr meldete
der General-Procurator den versammelten Kammern, daß der
Königl. Ecremonicnmeister sich im Parquct der Huissicrs befinde,

*) Mehrere, die bei diesen Vorfällen gegenwärtig waren, ha¬
ben dieselben schriftlich ausgezeichnet. Auch sind mehrere
gedruckte Berichte darüber erschienen. Walkenacr (Mit¬
glied des Instituts) hat in seiner neuen Ausgabe des
r,li, egö elieonologiguo I'Iäst. »lo Danoo pae >e ftresillont
IWiianlt (tom. V. j>. 401 ->uie. vllit. ck. 1822) einen Be¬
richt über diese Verhaftung von D'Eprömcsnil und Gvis-
lard mitgethcilt, der von einem dabei anwesenden Parla¬
ments-Mitglied verfaßt worden. Nach Walkenacrs Angabe
wäre derselbe (im Jahr 1822) durch den Druck noch nicht
bekannt gewesen. Er stimmt indessen fast genau wörtlich
mit demjenigen überein, den wir hier mitgethcilt habe».
Die »niial. 1,-anc. enthalten auch einen solchen Bericht eines
Augenzeugen, der ebenfalls mit den beiden andern sehr nahe
übcrcinstimmt.



139

r-^

^ L»-

V'M

«n K

^ c,W

N M,
'^kiikiü

iinillil!

k zmr

lwt>
irlctl
, gu;i

ztntz
!».

Ikt «L

, k-k»

7itÜ

»rlre

7 M
ti-t ><-

-°V'-

^ HB

ji ^Mk>
sldl^

und einen Befehl des Königs zu übcrbringcn habe. Als der¬

selbe mit dem gewöhnlichen Ecrcmonial cingcführt war, sich

niedergelassen und bedeckt hatte, las er einen versiegelten Brief

des Königs vor *), wodurch de», Parlament bekannt gemacht

ward, daß der König beschlossen habe, am folgenden Tage

(den 8. Mai) ein Throngericht zn halten, und daß daher alle

Mitglieder des Parlaments sich an diesem Tage Morgens 9 Uhr

zu Versailles cinfinden sollten**). Nachdem der öcrcmonien-

mcistcr sich zurückgezogen, bestimmte das Parlament durch einen

Beschluß den Inhalt der Rede, welche der erste Präsident vor

Seiner Majestät in dem angcsagtcn Throngcricht halten sollte.

Bei Eröffnung desselben machte der König dem Parlament über

das Vorgcfallene bittere Vorwürfe. Er kündigte zugleich seine

Absicht an, durch die Edictc, die er vorlegcn lassen würde, eine

gänzliche Umgestaltung des Gerichtswesens zn bewirken. Der

Sitte gemäß nahm nun der Siegelbewahrer das Wort um den

Inhalt und die Beweggründe der Edictc umständlicher zu ent¬

wickeln. In dem Eingang seiner Rede bemerkte er. Seine Ma¬

jestät habe sich in ihrem Staatsrath die anerkannt nützlichsten

Verordnungen, die von ihren Vorgängern ausgegangen wären,

vorlegcn lassen und sich durch die Ansicht der Einrcgistrirung

*) Das Königl. Schreiben lautete wörtlich, wie folgt: „Vns
siues et keaux, unus avous resolu cle teuir, jeucli prn-
eliain 8 cle co innis, eu untre eliäteau ,le Versailles,

untre lit cle justiee pour v kläre euteuclre untre vnlnute.

I^ous vous eu clounous avis, guo tous et un cliaeuu cle
vous si reulkeut a 9 lieures clu matiu eu untre eliäteau

cle Versailles, pour s')' assembler eu enrps cle eoiir et

eu robes rouges, et nnus reoevoir lorscpie „aus eutre-
rons eu untre psrleiueut, aveo I'Iiouueur gui unus est

clü et ainsi gu'il est aecoutuine e» seuiblalile vecasinu.
l^ous remettaut clu roste sur eo guv le graucl inaktre cles
eeremnniss vous ters savoir cle untre part, et <ke l'lieure

guo nnus unus renllrous claus untre ^>3rIeIuont. 8i u'^

käites baute: car tel est untre plaisir. Douue u Versailles,
le six msi 1788.

8igne l^ouis. (et plus bas) l.e Larou cle Lreteuil.

**) Der Oberrechcnkammcr und dem Obcrstcuerhof ward ein
ähnlicher Befehl mitgethcilt.
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dnsclbcii überzeugt, daß die Parlamente von je her nur durch
Entwickeln,iq der souveraincn Gewalt hätten vermocht werden
können, gerade die Verordnungen, welche das Glück der Völ¬
ker begründet hatten (deren er zwanzig vom I. 1375 bis zn
den letzten Zeiten namentlich anfführte), in ihre Register cin-
zutragen. —Was den Inhalt der neuen Edicte selbst betrifft, so
waren wohl seit dem Ursprung der Französischen Monarchie keine
erlaffen worden, welche nicht allein in dem Gerichtswesen, son¬
dern in der Grundvcrsaffung des Reichs eine so große Verän¬
derung, als die durch sie beabsichtigte war, hcrvorgebracht
batten. Der Inhalt derselben ist so wichtig und merkwürdig,
daß wir ihn gern dem Leser vollständig mitthcilen möchten;
allein der große Umfang derselben nöthigt uns, hier nur einige
der wichtigsten Bestimmungen hcranszuheben, und wegen des
Nähern auf den Moniteur s. p. 102—112) zu verweisen.

Alle Ausnahme-Tribunale (die Finanz-Bureaus, die Steuer-'
geeichte, Salzkammern, Forstgerichte, Zollgerichte) wurden auf¬
gehoben. Die Mitglieder derselben wurden zwar als Verwal¬
tungs-Beamte in ihren bisherigen Befugnissen erhalten; allein
die Entscheidung aller Streitsachen ward an die ordentlichen
Gerichte verwiesen.

In Civilsachen ward die Zahl der Instanzen ans zwei be¬
schränkt. Zu dem Ende wurden (Art. I. II.) die in den größe¬
ren Städten bestehenden Amtmanschaften zu Obcramtmanschaf-
tcn erhoben, und alle übrigen Amtmanschaften in Präsidial-Gc-
richte umgcwandelt. Die letzter,, urthriltcn in allen Eivilsachen,
wenn der Werth des streitigen Gegenstandes nicht über 4000
Livres betrug, in letzter Instanz*). Ucbersticg derselbe zwar

*) Der Werth des streitigen Gegenstandes ward, wenn er
zwcifclstaft war, durch die Ucbcreinkunft der Partheien oder
durch die Prciskourante und sonstige Docnmente, oder auch
dadurch, daß, wie chmalS, der Kläger seine Forderung auf
eine gewisse Summe beschränkte, bestimmt. lieber viele
Gegenstände, deren Wertst sich nicht bestimmen läßt, nnd
die Art. XXXV., XXXVI. bestimmt angegeben sind, ge¬
hörte das Erkcnntniß in letzter Instanz durchaus den Par¬
lamenten. Uebrigcns durfte Niemand gegen ein Urtheil
Appel cinlcgen, wenn in demselben bemerkt war, daß es in



diesen Betrag, war aber nicht mehr als 20,000 Livres, so gicng
die Appel an die Obcraintmanschaft, welche in letzter Instanz
entschied. Für Sachen von noch höhcrm Werth als 20,000
Livres gicng die Appel von dem Präsidial-Gericht unmittelbar
an das Parlament der Provinz. Jede Obcramtmanschaft war
in zwei Kammern gcthcilt. Die zweite Kammer entschied in
erster Instanz über alle (Zivilsachen, die vor die ehemalige Amt-
manschaft, an deren Stelle die Obcramtmanschaft getreten war,
gehört hatten. Die Appellation gicng bei Gegenständen von
nicht mehr als 2000 Livres Werth an die erste Kammer, und
bei allen übrigen an die Parlamente. Die Königl. Vögte be¬
hielten zwar in (Zivilsachen die Befugnis; in erster Instanz zu
entscheiden, doch stand cs (Art. XXIV, XXV) jeder der Par-
theicn frei, die Sache sogleich bei dem Präsidial-Gericht oder
der Oberamtmanschaft anhängig zn machen. Die Grundhcrr-
liche Gerichtsbarkeit ward zwarbeibehalten* *), doch so, daß es
in (Zivilsachen ebenfalls jeder der Partheien frei stand, diesen
Grad der Gerichtsbarkeit zu übergehen, und die Sache gleich
vor das Königl. Präsidial-Gericht zu bringen.

In (Zriminalsachcn blieb (Art. XVI., XVII., XX.) den
grundherrlichen Gerichten und eben so den Vögten nur die In¬
struction des Procefses. Das Erkcuntniß erster Instanz gehörte
entweder dem Präsidial-Gerichte oder der zweiten Kammer
der Oberamtmanschaft, wovon die Appellation an die erste
Kammer gicng, welche in letzter Instanz entschied. Dieselben
Gerichte erkannten auch über alle dem König vorbchaltnen Fälle
(esu rovsux). Nur über diejenigen Personen, welche bis hier¬

letzter Instanz erlassen sey. Den Staatsprocuratorcn stand
es, wenn hierbei hierbei Unordnungen verfielen, (Artik.
XVIV.) frei sich an den Königl. Staatsrath zu wenden,

(nvU8 resei'vgnt cl nnnullee et essser Ie8clit8 Ssg,el8 , ziro-
cecluee8 et aieels, z>->e clen neeet8 evn<Iu8 en notie eon8eil,
sie notes zieopre mouvement et 8nr>8 segnete cle zigetie.

*) In der Einleitung zn dem Gesetz heißt cs: „Xou8 n'avon8
eepenclsnt ps8 oul-Iie gue Ie8 ju8lice8 8eigneneigle8 I'ont
^isetie ein cleoit tlv8 Ilests; et In pioteetion gue nou8 cle-
von8 n tout68 le8 pi-opeietv8 cle nc>8 8»jet8 eenetern tou-
jour8 cle nv8 con8eil8 I'lntention ä'v xorter stteints>



hin das Privilegium halten, einzig von der ersten Kammer oder
von den versammelten Kammern der Parlamente gerichtet wer¬

den zu können, blieb in Eriminalsachen das Erkenntniß letzter
Instanz den Parlamenten.

In Eriminalsachen ward der Gebrauch des Verbrcchcrstuhls
(I-l selletto) abgcschafft, und derselbe durch eine gewöhnliche
hölzerne Bank ersetzt. Den Angeklagten sollten übcrdcm ihre
Kleider und selbst die äußern Merkmale ihrer Würden gelassen
werden. Der Rest der Folter, unter dem Namen guestion
pi'öalablo bekannt (nämlich zur Entdeckung der Mitschuldigen,
welchen die Erklärung vom 2t. August 1780 Th. I- S. 479 noch
hatte bestehen lassen) ward einstweilen, und zwar bis die Er¬
fahrung näher entschieden hätte, ebenfalls abgeschafft*). —
Ein Todes - Urthcil sollte in der Regel erst nach einem Mo¬
nat, nachdem dasselbe dem Verbrecher bekannt gemacht wor¬
den, vollzogen werden; damit derselbe nämlich gehörige Zeit
hätte, die Gnade des Königs anzuflehen. Nach Tit. XXV.
Art. 21 der Criminal-Ordnung vom I. 1670 mußten Crimi«
nal-Urthcilc an demselben Tage vollstrcckt werden, wo sic aus¬
gesprochen wurden. Nach dem neuen Edict sollte nur in Fäl¬
len, wo beim Aufschub Gefahr drohte, bei Aufruhr u. dgl. die
Vollstreckung dieser Urthcile an demselben Tage, wo sie dem
Verbrecher bekannt gemacht wurden, geschehen.

Die wichtigste Veränderung indessen, welche durch die neuen
Edicte eingeführt ward, war die Errichtung eines allgemeinen
Gerichtshofes (eouo pleniei-e) für das ganze Reich, welcher
der Nation das Andenken an die alten Parlamente**), welche

*) In der Einleitung zu dem Gesetz heißt es (X. p. st. ilkonit.

p- 109) „(iette epoeuve steviont profus toujoui-8 egui-
voesue p>ar les sveux absurstes, los eontiastietions et leg

roti actations stes eiimineis. INIo est emliaevassanto pour
los jiiAe«, c^ii ne jieuvent plus stemelee la vöi-itö au

inilien stes evis ste la stouleur. ünlin eile 68t stangeieuse
poui- I'inniiconee, en cv <^ue la torture pousse les pstiens
n stes steelai-ations kausses e^u'ils n'osent z,Iu8 reti-acter ste
z>euo sto voir venouveloo loui-8 touvmens."

**) Ter König sagte in der Eröffnungsrede „l/orsti-v ^uo so

veux elsblir n'est pas nouveau; ls xsilernent etoit unchne



eine Versammlung der größten und mächtigsten Personen des

Volkes waren, ins Gcdächtniß zurückrufen sollte. Ihm allein,

und mit Ausschließung aller übrigen Gerichtshöfe ward (Art.

XI. sa. p. ei. Llonit. p. 111)) die Bcfugniß beigclcgt, in Be¬

ziehung auf alle Verordnungen, Edicte, Erklärungen und offene

Briefe, welche sich auf die allgemeine Gesetzgebung und Ver¬

waltung des Reichs bezogen, die Echtheit der Urkunden zu un¬

tersuchen, dieselben in die Register eiuzutragcn und zu verkün¬

digen; doch sollte (Art. 12) die Einregistrirung von Edikten,

wodurch in einem Krieg oder sonstigen dringenden Fallen neue

Auflagen oder Anleihen gegründet würden, nur eine proviso¬

rische Wirkung bis zur Zusammcnbcrufnng der General-Staaten

haben. Solche Anleihen, wobei die Bezahlung der Zinsen und

endliche Tilgung durch die gewöhnlichen Einkünfte bestritten

werden könnte, sollten (Art. 131 nur bei der Oberrechcnkammcr

und zwar in Beziehung auf das Rechnungswesen, einregistrirt

werden. Erklärungen und offene Briese, welche sich nur auf

den Gcrichtsbczirk eines Parlaments oder einer Obcramtmann-

schaft bezögen, konnten (Art. XVII.) diesen unmittelbar zuge-

sendct und von ihnen einregistrirt werden. Dem allgemeinen

Gerichtshöfe stand es frei, (Art. XV.) innerhalb zwei Monaten

die geeigneten Vorstellungen gegen die Einregistrirung der Edicte

u.s. f. an den König gelangen zu lassen. In diesem Falle wur¬

den vier Mitglieder dieses Gerichtshofes in den Staatsrath

lorsgus Vbilipps Io Lei Is renllit 8säentgirs ä Vsris. Il (aut ä
nn granll stat nn 8oul Hoi, uns xsuls loi, un 8sul enrs-

Aixtrornsnt, .... Vnlin «les stat8 gsneraux s88smbls8 non
uns ( 018 , MSI8 tontS8 >68 (018 gus >68 I) 680 in 8 cle I'vtat

I'sxigeront." Der Siegelbewahrer fügte in seiner Rede

(X. p. cl. Ronit. p. 104) noch hinzu: „L'ext clan8 cetts
(oimo guo Is roi rslsblit aujourll bui cs tribunal 8uprcine
gui exiütoit autrs(oi8, st gui 8ölon Ie8 exprs88ion8 ms-
moral>Is8 äs Vbilipps äs VaIoi8, et <Io Lbai Ie8-Ie-8sgo

sV-l, stoit Io con8i8toics <168 (eaux st cle8 I»aron8, In cour

llv bsronnags et cle8 paii-8, Is pai Isnient universsl, la
8suls imago lls la mnjo8ts 8onvsrains, In 8ourcs unigus

lls touto la su8tics cln Hovaunrs st Is Principal conxsil
sts8 roi8."



dcs Königs berufen und in Gegenwart des letzter» die Erör¬
terungen darüber vorgenommen *).

Dem allgemeinen Gerichtshof stand (Art. XIX.) keine Ci¬
vil- oder Criminal-Gerichtsbarkeit als in denjenigen Fällen zu,
welche durch die Erklärung vom November 1774 näher bezeich¬
net waren, d. h. in solchen, wo ganze Parlamente, oder über¬
haupt Tber- oder Unterrichte,- sich den König!. Befehlen wider-
sctztcn, die Eintragung in die Register verweigerten u. s. f. In
allen diesen Fällen entschied der allgemeine Gerichtshof unmit¬
telbar, und zwar in erster und letzter Instanz.

Der allgemeine Gerichtshof trat (Art. IX.) regelmäßig je¬
des Jahr einmal (vom 1. Dccember bis zum 1. April) in der
großen Kammer dcs Parlaments von Paris zusammen. Der
König konnte indessen seine Sitzungen verlängern oder ihn auch
außerordentlicher Weise zusammcnbcrufen. Präsident des Ge¬
richtshofes war (Art. V.) der König selbst; in seiner Abwesen¬
heit ersetzte ihn der Kanzler, und in Ermanglung des Letzten,,
der Siegelbewahrer. Die Stellen der Mitglieder dieses Gerichts¬
hofs waren (Art. IV.) lebenslänglich und unwiderruflich. Der
Hof sollte (Art. II.) bestehen, aus dem Kanzler oder Siegel¬
bewahrer, allen Mitgliedern der großen Kammer des Parla¬
ments von Paris, wozu zugleich die Prinzen vom Geblüt und
die Pairs gehörten, aus den beiden gebornen Ehrenräthen (con-
seilIei-8 cl'llonnoui- nö«), den sechs andern Ehrenräthen, jedoch
mit gänzlicher Ausschließung der Titularräthe (oonseilleos I,o-
noi-sii-es). Die übrigen Mitglieder, welche größtenteils vom
König gewählt wurden, bestanden aus den Großbeamten der

*) In der Einleitung zu dem Edict heißt es (X. p. cl. Llonit.
)>. 110) par notre vi-äonnsnce äu moi8 äe
novemlne 1771, N0II5 rspzielsmex a leui-8 lonctionx los
sneionx olliciei-8 <le nv8 z>srleinen8, lex^ei-ienee du
pk>88L N0U8 svei-tit, r^u'il pouii-oit ari-iveo eneoi-6, ^u'en
8Ve,i,'lgnt de I'vlrjct de leui- inxtitution, Ü8 pl-i88ent cle8
delil>öi--,iion8 conti-gii-e8 gu dien-etio de noti-e 86i vice: en
conseguence, poui- 8onmettie Ie8 c-,8 de Idrlniture ä un
tiiliungl juridi^ue, no»8 en slti-i1»uk,m68 d'svsnce le eon-
i,oi88snco vxelu8ive ä notre cour Kleinere, et nou8 sn-
nc,noä»>68 dexlorx (ormellement dans uns loi onreLi8tröe,
I Intention de lu retadlir."



Krone, ans zwei Erzbischöfen und zwei Bischöfen, zwei Mar-
schällen, ans zwei Gouverneurs, zwei Gcncrallicutenantsder
Provinzen, zwei Rittern der Königl. Orden, vier andern quali-
ficirtcn Personen des Reichs, sechs Staatsräthen, vier Reque-
tcnmcistcrn, einem Präsidenten oder Rath eines jeden der an¬
dern Parlamente, zwei Rathen der Obcrrcchcn-Kammcr(elism-
bio MI cmio (lez eompies) und zwei Rathen des Obcrstcuer-
hofs feoui- iles giclos) von Paris. Endlich erhielt sogar der
Kapital» der ^Königl. Garden, wenn er den König in den Ge¬
richtshof begleitete, Sitz und Stimme in demselben. —

So wie diese Edicte der Ordnung nach verlesen wurden,
machte der General-AdvocatScguier über jedes seinen Antrag.
Dieser lief fast bei jedem Edict darauf hinaus, daß es bei
einer so flüchtigen Mitthcilung unmöglich sey, den allgemeinen
Geist der neuen Acnderungen zu fassen, und die geeigneten An¬
träge zu machen, daß er es daher der Weisheit des Königs
überlassen müsse, die Einregistrirungder neuen Edicte zu ver¬
ordnen. Nur hinsichtlich des Edicts über den neuen Pairshof
(coui-plomörv) *) und der Veränderungen in der Criminal-Justiz
verbreitete sich der General-Advocatetwas umständlicher. Das
Parlament hatte besonders bei der Bestimmung,daß die Voll¬
streckung der Todesstrafeerst nach einem Monat, nachdem das Ur-
theil dem Verbrecher verkündigt worden, Statt finden sollte,
Anstand gefunden oder vielmehr Anstand gesucht, indem es vor¬
schützte, daß die Verbrecher dadurch einen ganzen Monat lang
zwischen Tod und Leben schwebend gehalten würden. Indessen
waren die Acnderungen in der Criminal-Justiz (wie auch der
General-Advocatim Allgemeinen eingcstaud) wahre Verbesserun¬
gen, die man auch zu jeder andern Zeit als solche anerkannt
und mit Jubel ausgenommen hätte. Allein Alles ist verloren,
wenn einmal das Mißtrauen in den Gemüthern zu tiefe Wur¬
zeln geschlagen hat. Nicht allein das Parlament, sondern auch

*) „ 8 ire, une nouvelle cour 608 I>gir 8 8pöoiglem 6 iit cle 8tineo
ri lg veriliestioii et g I'enregistrernont cke 8 Ioi 8 , pouirg-t-
elle romplscei' eo 8 pgrleineii 8 gnti^uo 8 , oä lg Nation 38-
8 emblee cleiibeioit 8ur la kormstion <1 o 8 orckonngn068, et
secoräoit ü 8011 roi Is 8 8 iil> 8iclo 8 gue Is nece 88 ite des
tom 8 Io loreoir sie lever sur 8 e 8 sujets? etc.^

10
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das Volk sah die letztem Anordnungen mir als eine Zugabe au,

wodurch es über die despotischen Zwecke der andern getäuscht wcr-

den sollte. — Am Schluß hielt auch noch der erste Präsident

eine Rede an den König, worin er die Ungcsetzmäßigkeit der

genommenen Maßregeln zu beweisen suchte, und zugleich erklärte,

daß weder das Parlament im Ganzen noch ein einzelnes Mit¬

glied desselben irgend eine Stelle, die in Folge der neuen Edicte

geschaffen werden könnte, entnehmen würde.
Die Edictc wurden dcmungcachtct, wie immer, in Gegen¬

wart des Königs cinregistrirt. Derselbe befahl hierauf den Mit¬

gliedern, die in den neuen Gerichtshof (ooue xloniäm) cintrc-

ten sollten, zu Versailles zu bleiben, und entließ die klebrigen.

Man hatte gehofft, die Mitglieder der großen Kammer, welche

alle in den allgemeinen Gerichtshof ausgenommen waren, wür¬

den den neuen Verordnungen eben nicht abgeneigt scyn. Allein

kaum hatten sie die Königl. Gemächer verlassen, als sic sich in

einem Gasthofc zu Versailles mit den Mitgliedern der andern

Kammern versammelten *), und theils auf Antreibcn dieser Letz¬

tem, theils eingedenk ihres am 3tcn Mai geleisteten Eides, einen

Brief an den König schrieben, worin sie erklärten, die Func¬

tionen, welche ihnen durch die neuen Edicte bcigclegt würden,

nicht annehmcn zu können. Den folgenden Tag wurden die

Mitglieder der großen Kammer zu einem neuen Throngericht

ins Schloß bcschicden, welches durchaus denselben Erfolg hatte.

Nach Beendigung desselben verfaßten die Mitglieder der großen

Kammer eine förmliche Protestation gegen alles Vorgcfallenc.

Den Parlamenten der Provinzen waren an demselben Tage

oder kurz nachher die Edicte ebenfalls mitgethcilt worden. Al¬

lenthalben zeigte sich die nämliche Widersetzlichkeit, nicht allein

von Seite der Parlamente, sondern auch von der fast aller Un-

tcrgerichte, des gesammtcn Volkes, und was merkwürdig genug

ist, auch des Adels. Der Adel von Bretagne erklärte diejeni¬

gen für ehrlos, die bei der veränderten Justizvcrfassnng irgend

*) Diese Versammlung des Parlaments in einem Gasthof war
ein Vorspiel zu der berühmten Sitzung der constitnircnden

Versammlung in dem Ballhaus (jou W paumo) zu Ver¬
sailles den 20. Iunius 1789.
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cme Stelle annehmcn würden. Unfähig diesen Unordnungen

zu steuern, verlor der Prälat-Minister den Mnth. Derselbe

erbielt am 21. August (1788) seinen Abschied. Der Siegelbe¬

wahrer (Lamoignon) thcilte sein Schicksal. Der König be¬

setzte die Stelle des letzter» durch den ersten Präsident des

Obcrstcncrhofs, Barcntin. Dieser eilte das Geschehene wie¬

der gut zu machen. Den 24stcn September fand unter

dem lautesten Jubel des Volkes eine Sitzung des Parlaments

statt. In derselben verlangten die Beamten der Staatsbe¬

hörde eingelassen zu werden, um eine Königl. Erklärung mit-

zuthcilcn.*) Diese letztere sprach den noch immer unveränderli¬

chen Willen des Monarchen aus, eine Vereinfachung der Pro-

zcßformen, so wie eine Verminderung der Gerichtskostcn zu er¬

wirken. Doch wolle er in Betrachtung der ihm gemachten Vor¬

stellungen den Zeitpunkt, wo dieser Wunsch in Wirklichkeit tre¬

ten sollte, bis zur Versammlung der Generalstaaten, die im

Lauf des Januars des folgenden Jahres 1789 zusammentreten

sollten, verschieben. Einstweilen und bis dahin sollten alle be¬

stehenden Tribunale ihre Functionen in der gewöhnlichen Form

fortsctzen. Die Erklärung ward mit dem größten Dank aus¬

genommen, und Alles schien in das gewöhnliche Geleise zurück-

zukchren. Den Zten Mai des folgenden Jahres (1789) wurden

wirklich die Gcneralstaaten zu Versailles eröffnet. Welche un¬

geheuren Veränderungen von diesen in der Grundverfassung des

Reichs und in allen Zweigen der Verwaltung hcrvorgcbracht

worden, ist weltbekannt. Von denselben ist, in so fern sie die

Gerichtsverfassung betreffen, schon im vorigen Thcil das We¬

sentlichste vorgckommcn, und soll das noch etwa fehlende im

Folgenden nachgctragcn werden. Die National-Versammlung

— diesen Namen legten sich die Rcichsstände bei — hob

durch ihren Beschluß vom 6. und 7. September 1790 alle Par¬

lamente des Reichs nebst den Obcrstcuerhöfen (eoues clos »istes)

und den Obcrrcchen-Kammern (ellsrnlwos on eours lies comp-

*) p. ei. Dlonit. ,,Noei8 no cliangeons point, mgis nou?
remplisson« plus nv8 intontions, en i'ometwrN
nc>8 stermores resolutions susgn' apräs In tonno «los ötsts
Aönöesux."

10 *



tv«) auf. Das Volk, welches nun größere Verbesserungen, als

die Parlamente je beabsichtigt batten, verlangte, sah letztere

ohne Thcilnahme fallen. Sie giengcn unter in den Flammen,

die sie selbst angcfacht hatten. — Mehreres über die Geschichte

der Parlamente findet man in Voltaire : bist. «In xsrlem. Ne

I>aris; Iloobo - k'lsvin trsitö des parlement«, lettre; 1ii«tori^„es

rur le« parlements und in vielen andern Schriften.
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A n h a n g.

Von dem Stadtgericht von Paris
(osssstelet).

Das Stadtgericht von Paris, von dem Ort seiner Sitznn-

gen ollLtolet genannt, hatte die gewöhnliche und ordentliche

Civil- und Criminal-Gerichtsbarkeit der Hauptstadt, vorbe¬

haltlich jedoch der Appel an das Parlament. Es war also ei¬

gentlich ein Untergericht. Indessen gab der Glanz der Haupt¬

stadt auch dem Stadtgericht derselben einen solchen Vorrang

vor allen andern Gerichten, und sein Name wird in der Ge¬

schichte Frankreichs so oft genannt, daß es wohl zweckmäßig

sepn dürfte, einiges Nähere über seine Entstehung und Verfas¬

sung zu sagen.

Es ist schon im Vorigen bemerkt worden, daß zu der Zeit,

wo es den Lehnsträgern gelang ihre Lehen erblich zu machen,

viele, denen die Aufsicht und Verteidigung eines Schlosses (os-

stollum) anvertraut war, sich in den Besitz der Gerichtsbarkeit

setzten, und daß solche Gerichte Castcllaneien (ellickollonws)

genannt wurden. In einigen Städten (Paris, Orleans, Mont¬

pellier u. a.) hatten die Stadtgerichte von je her auch ihren

Sitz in der Burg. Dieselben waren indessen nicht durch eine

ähnliche Anmaßung wie die Castcllaneien entstanden, und hat¬

ten mit diesen Nichts gemeinschaftlich, als daß sie ihre Sitzun¬

gen ebenfalls im Schloß hielten. Deshalb unterschied man sie

auch wahrscheinlich durch einen besondern Namen. Man nannte

sie cllätolot8, welches wir am füglichsten durch Burg- oder

Schloßgerichte auödrückcn möchten. Die Burg, worin das

Stadtgericht von Paris seine Sitzungen hielt, lag an dem Ende



einer Brücke, welche die eigentliche Stadt Paris (cito) mit dem

gegenseitigen Ufer der Seine verbindet. Sie war ursprünglich
ein Thurm, den schon Julius Cäsar nach der Eroberung Gal¬
liens zur Vcrtheidigung der Stadt erbaut hatte *). Noch in den
letzten Zeiten führte ein Zimmer darin den Namen der Cäsars-
Kammer (clmmbro <Io 6v8gr). Im Jahr 1636 befand sich auf
einer Marmortafel über der Oeffnung eines Bureaus die In- ^
schrift: tribntum Caossi'is, woraus man mit Recht schloß, daß >
hier die Abgaben an den Kaiser bezahlt wurden. Zu den Zei- ^
ten der Römischen Kaiser hielten sich viele derselben von Zeit
zu Zeit in Paris auf, besonders Julian. Unter dem Kaiser
Aurelian hieß der erste Beamte der Stadt xi-aolecUiz uMis,
welchen Namen er noch im I. 588 unter Chilperich, und im I.
665 unter Chlotar d. 3ten führte. Im folgenden Jahre aber
nahm er den Titel eines Grafen von Paris au. Diese Würde
stieg zu einem solchen Ansehn, daß Hugo Capet (im I. S87)
sich durch dieselbe ans den Thron erhob. Er belehnte hierauf
seinen Bruder Odo mit der Grafschaft von Paris unter dem
Vorbehalt, daß sie bei dem Erlöschen des Mannsstammcs au
die Krone zurückfallen sollte, welches im 1.1032 geschah. Diese
Grafen von Paris hatten, wie alle Grafen, einen Vogt (pre-
vöt) unter sich, welcher die Gerichtsbarkeit in ihrem Namen

ausübte. Einen Thcil derselben hatten sie andern Herren zu ^
Lehn gegeben, welche Viccgrafen (vioomtos) hießen, und die
ebenfalls ihre Vögte hatten. Im dreizehnten Jahrhundert wur¬
den die Stellen dieser Vögte Ln Pacht gegeben. Allein Ludwig
der Heilige machte diesen Mißbrauchen ein Ende. Er verwan¬
delte das Geschäft des Vogts Ln eine eigentliche Bcamtcnstellc,
und von diesem Zeitpunkt an nahm das Stadtgericht bald die
Form an, die cs noch zuletzt (vor der Revolution) hatte. Der
Vogt (prävot) erhielt nach und nach Stellvertreter, Beisitzer
u. s. f., die anfänglich von ihm selbst ernannt, später aber zu

*) Es gab dieser Schlösser zwei: Io ^ancl ot Io potit clll>-
telot. Jedes lag an dem Ende einer der beiden Brücken,
welche die Stadt mit dem festen Lande verbinden. DaS
Stadtgericht von Paris hatte seinen Sitz in dem ursnä
olmtclot.
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Königlichen Beamten erhoben wurden, gerade so wie wir es im

vorigen Abschnitt in Beziehung aufdie Amtmannschaften angeführt

haben. Der Bogt von Paris war ursprünglich nicht nur der

Chef der Justiz-, sondern auch der politischen und Finanzvcr-

waltung der Hauptstadt, wozu noch überdem der Oberbefehl

über die von derselben gestellten Truppen kam. In den letzten

Zeiten indessen gehörten die drei letzten Gegenstände gar nicht

mehr zu seinem Wirkungskreise. Stur die Anführung des Heer¬

banns des ersten und letzten Aufgebots («W da,, ot cko I'm-riöro-

ba») blieb ihm immer. Auch ward er bis zuletzt als der

Chef des Adels der ganzen Grafschaft und Viccgrafschaft an-

gcsehn. Seine Stelle gehörte zu den ganz ausgezeichneten, und

ward von Zeit zu Zeit von den ersten Personen des Königreichs

verwaltet. Er war dem Gouverneur nicht unterworfen, wie die

Amtmänner und Seneschalle es waren. Auch ward er in den Kö¬

nig!. Verordnungen allezeit namentlich vor den übrigen Amt¬

männern und Sencschallcn genannt. Er hatte das Recht, ein

Picket von Stadtsoldatcn in seinem Hause zu haben, die dort

die Wache bezogen. Bei Feierlichkeiten begleiteten ihn zwölf

Sergeanten in kurzem Waffcnrock und mit Hellebarden bewaff¬

net, welche letztere Auszeichnung ihm schon Philip der Schöne

im I. 1309 bewilligte. Derselbe war endlich — und dieses

war der wichtigste Theil seines Amts — nicht allein dem Titel,

sondern auch dem Recht und der Wirklichkeit nach der Chef des

Stadtgerichts von Paris, worin er, so oft er wollte, den Vorsitz

führte und eine entscheidende Stimme hatte. Er selbst sprach

zwar in den öffentlichen Sitzungen das Urtheil nicht aus, allein

wenn er bei der Verkündigung gegenwärtig war, so hieß cs:

der H. Vogt von Paris sagt, Wir verordnen u. s. f. Indem

Sitzungssaale dieses Gerichts befand sich ein besonderer Thron¬

himmel, unter dem der Vogt seinen Sitz nahm, eine Auszeich¬

nung, die sonst keinem richterlichen Beamten znkam, und die

noch aus den Zeiten stammte, wo die Könige (insbejondere

Ludwig der Heilige) sich in das Stadtgericht begaben um selbst

dort Recht zu sprechen.

Das Stadtgericht von Paris vereinigte in der letzten Zeit

mehrere Gerichtsbarkeiten in sich, die früher bestanden hatten,

aber nach und nach aufgehoben wurden. 2>n I. 1522 ward



eine eigene Amtmannschaft (stgillings) eingesetzt, die über die

Erhaltung der Königl. Privilegien der Universität wachen sollte,

allein schon im I. 1526 ward dieselbe mit derVogtci vereinigt.

Im I. 1551 erhielt das Chatclet die Rechte eines Präsidial-

Gcrichts. Im I. 1674 hob der König fast alle grnndherrlichen

Gerichte in Paris auf und beschränkte die Gerichtsbarkeit, wel¬

che die Amtmannschaft des Pallastcs (dsilli-igö äu pslnis) ans-

übte, auf den Umfang des letztem. Alle Rechte dieser Behör¬

den wurden an das Stadtgericht übertragen, und dasselbe in

zwei Abtheilungen, das alte und neue Stadtgericht (Imwisu er

ls nouveau cbLtelot), gethcilt, die aber im September des I.

1684 wieder vereinigt wurden. Die Dienstgeschafte des Stadt¬

gerichts von Paris waren fast eben so, wie die des Parlaments

unter mehrere Kammern *) verthcilt. Die vorzüglichsten waren,

1) die Vogtei-Kammer (clismdis äs la prsvots), gewöhnlich

auch Civil-Park (Psrc civil) genannt, welche in allen Civil-

sachcn, die öffentlich verhandelt wurden, erkannte. 2) Die

Nathskammcr (cbsmdrs äu conssii), welche über alle schrift¬

lich verhandelten Civil-Prozesse entschied, und worin zugleich

die Angelegenheiten des ganzen Kollegiums berathen wurden-

3) Die Criminalkammer. 4) Das Präsidialgcricht. Hierin

wurden alle Sachen, die ihrer Natur nach vor die Präsidial-

gerichte gehörten (man sehe den vorigen Abschnitt) entschieden.

5) Die Polizeikammer (cliaiuims äs la Zolles). Durch ein

Edict vom März 1667 ward für die Stadt Paris ein eigener

General-Polizei - Lieutenant (I-isutsnsut gsusral äs la ^olics)

bestellt. Hierdurch erhielt auch die Polizeikammer (das Polizei¬

gericht, welches sonst von der Civil- und Criminalkammer aus¬

geübt ward) seinen Ursprung. Der so eben genannte Beamte

hielt das Polizei-Gericht ganz allein ohne Beisitzer. Es gab

zwei Arten von Sitzungen desselben, nämlich für die Angelegen¬

heiten der nieder» und hohen Polizei, welche Sitzungen an ver-

*) Wie schon früher in Beziehung auf das Parlament bemerkt
worden, so verstand man auch bei den übrigen Gerichten

Wort Kammer bald eine besondere Abthciiung

des Gerichts, bald das Local, wo dieselbe ihre Sitzungen
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schiedencn Wochentagen Statt fanden. In der ersten wurden

alle Polizeiklagcn, Injurien, Schlägereien n. s. f. abgemacht;

in vcr andern statteten die Commissaricn ihren Bericht über den

Zustand der Polizei im allgemeinen, über die zu Erhaltung der¬

selben nöthigen Anordnungen u. s. f. ab. — Außer diesen Kam¬

mern oder Abteilungen des Stadtgerichts gab cs noch einige

minder bedeutende, nämlich 1) die Eivil-Kammer (cliambre

civile), in welcher der Eivil - Stellvertreter (nach dem Vogt der

erste Beamte des Stadtgerichts) als einziger Richter saß, neben

welchem einer der Advocaten des Königs die Geschäfte der

Staatsbehörde wahrnahm. Vor diese Kammer brachte man alle

summarische Sachen, Klagen und Einreden über Mobilien-Ver-

käufe, über die Hausmiethe, wenn kein schriftlicher Vertrag ge¬

macht worden, Kostcnforderungcn der Anwälte, Aerzte, Apo¬

theker und Handwerker u. s. f.

2) Die Kammer des Richter-Auditeurs (seanee 6n jage
sucliteul-). Dieser Beamte erkannte in allen persönlichen Sachen,

welche den Werth von äO Livres nicht überstiegen. Ehemals

waren besondere Anwälte bei dieser Kammer angestellt, welche

man Anwälte der untern Kammer (procnreurs st'en das) nannte,

weil das Sitzungszimmer des Richter-Auditeurs im unteren

Stockwerk war. Späterhin indessen wurden in diesem Gericht

keine Anwälte und Advocaten Zugelassen. Die Parthcien tru¬

gen selbst ihre Sachen vor, oder ließen sich allenfalls von dem

Gchülfen eines Anwalts (eiere cla proeureur) vcrthcidigcn.

*) Unter dem Wort eiere (eiericus) verstand man ursprüng¬
lich und größtcntheils auch noch einen Geistlichen. Da

früherhin die Geistlichen allein im Besitz der Wissenschaften
waren, so ward das Wort: eiere auch nach und nach ge¬

braucht um einen Gelehrten zu bezeichnen, welches indessen
damals wohl nicht viel mehr sagen wollte, als Jcmand,

der lesen und schreiben konnte. Daher mag cs denn wohl

gekommen scyn, daß man unter viere späterhin diejenigen
verstand, die entweder als Gchülfen, Schreiber, Secre-

taire u. s. f. oder auch als Lehrlinge bei einem Advocat,
Anwalt, oder auch einem andern höher» gerichtlichen Beam¬
ten arbeiteten, und die demnach eieres st'nroest, eieres ste
proenrenr oder eieres tke eonseiller ou President genannt
werden. In Paris mußten diejenigen eieres, die Anwälte
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Die Instruction dcr Prozesse war durchaus summarisch. Die

Zeugen wurden in der Sitzung verhört. Ein schriftliches Ver¬

fahren durfte gar nicht Statt finden. Die Urtheile wurden in

dcr Sitzung selbst, oder allenfalls nach Einsicht der auf dem

Bureau nicdcrgclegten Aktenstücke Our- i>iöoos misvs «ui- le bu-

i'v-n.) erlassen. Gegen diese Vorschrift ward nicht leicht ange¬

gangen, indem dcr Richter-Auditenr keine Sporteln, son¬

dern für jedes Endurtheil nur fünf Sous nehmen durfte. —

Noch gab cs 3) eine eigene Gerichtssitzung, welche Sitzung der

gewöhnlichen oder laufenden Sachen (I'-nukie-nco cko l'orllin-rir-e)

genannt ward. Die Anwälte brachten in derselben minder be¬

deutende Sachen, die mehr zur Form als zur Hauptsache ge¬

hörten, vor; z. B. die Anerkennung von Privat-Unterschriftcn,

Streitigkeiten über Mittheilung der Aktenstücke u. s. f. vor. Auch

die den Partheien vom Richter aufgegcbcnen Eide wurden in

dieser Sitzung abgelegt. Endlich gab es 4) noch ein besonderes

Gericht, oder eine besondere Gerichtssitzung, sueliouoo äes

ci'iövs genannt, worin die öffentlichen Ausrüfe, ob sie nämlich

nach dcr gehörigen Form und in dcr gehörigen Frist geschehen

seyn, untersucht und bestätigt wurden. Die beiden zuletztgcnann-

tcn Gerichtssitzungen (3 und 4) hielt Ein Richter, und zwar

bald einer der Räthc des Eivil-Parks, bald einer der beson¬

deren Stellvertreter (b-ioutouaiit sismioulior), ab. Für die öf¬

fentlichen Ausrüfe waren indessen noch zwei besondere Beamten

unter dem Titel Beglaubigte dcr Ausrüfe (cer-tilivateui-s 4o

«witzos) bestellt, welche abwechselnd den Dienst verrichteten. Den¬

selben wurden die auf die Ausrüfe sich beziehenden Acten, Pro¬

tokolle u. s. f. übergeben, worüber sie in der auäiouou stes

cniäos berichteten.

Das Gerichtsverfahren vor dem Ehatclet war dem bei den

übrigen Gerichten fast ganz gleich; doch geschah die eigentliche

werden wollten, sich in die Corporation derselben (dcroloros)

cinschreiben lassen. Diese ward basoolru genannt. Die k>:>5ocbo
des Parlaments von Paris und von einigen andern Städ¬

ten übte eine Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder aus. In

den frnhcrn Zeiten gab cs sogar einen König der Imsocbo
(>ui <lo lEuclw). Allein bis zu den letzten Zeiten hatte
sie ihren Kanzler und Schatzmeister.



Instruction dcr Prozesse, die Abhörung der Zeugen u. s. f. nicht

durch die ordentlichen Mitglieder oder Räthe, die eine entschei¬

dende Stimme in den Kammern hatten, sondern durch besondere

Beamte, welche Untcrsuchungs-Commissaire (eommisssiies exsmi-

nsteui-s - ongubtoul'8) hießen, und deren es in den letzten Zeiten

48 gab *). Die eigentlichen Räthe waren nach den vier Haupt¬

kammern, dem Civil-Park, dem Präsidial-Gericht, dcr Raths¬

und Criminal-Kammer in vier Abteilungen gethcilt, welche

Säulen oder Colonnen (colonnc du pscc civil etc.) genannt

wurden, wahrscheinlich weil in den Registern die Namen der

Richter einer jeden Kammer in einer Colonne untereinander ge¬

schrieben waren. Dcr Dienst in diesen Kammern wechselte alle

Monate, so daß jeder Rath in vier Monaten alle Kammern

durchlaufen hatte.

Das Chatelet hatte mehrere besondere Privilegien, nämlich

1) das Siegelrccht mit Competenz - Begründung. Darüber ist

schon oben bei Gelegenheit dcr Kanzcllci-Briefe in einer Note

das Nvthige angeführt worden. 2) Das Recht, alle Auswär¬

tigen, welche Schuldner eines Bürgers von Paris waren, er¬

greifen zu lassen. 3) Das Vcrfolgungsrecht (droit 4c suite).

Vermöge desselben durfte, wenn ein Commissair des Chatelet

einen Thcil des Eigcnthums eines Verstorbenen unter Siegel

gelegt hatte, kein anderer Beamter, wenn er nicht von dem

Chatelet beauftragt war, an irgend einem andern Thcil des

Eigenthums desselben, wo cs auch immer im Königreich gele¬

gen war, die Siegel anlegcn. Dieses Vorrecht gründete sich

auf kein besonderes Gesetz, sondern cs scheint aus dem Um¬

stande entstanden zu seyn, daß das Chatelet frühcrhin das ein¬

zige Gericht war, das ein besonderes Siegel hatte, welches

überdem im ganzen Königreich galt. Diesem übrigens ganz

ähnlich war 4) das Recht des Chatelet über die Regelmäßigkeit

*) Frühcrhin wählte dcr Vogt aus den Räthcn zwei, welche
nach Beendigung der gewöhnlichen Sitzungen, die im obern
Stockwerk Statt fanden (gudicuccs du 8icA6 VN lisut), in
den Zimmern des Erdgeschosses (dsns Ics luisscs auditon-cs)

thcilS die minder bedeutenden Sachen abmachtcn, thcils die

Zeugen vernahmen. Diese Richter hießen damals juges
suclitvul'8.



aller öffentlichen Ausrüfe (eriöes) zu entscheiden, die in Be¬
ziehung auf Güter, die in der Vogtei von Paris lagen, ge¬
schahen, zu wessen Gerichtsbarkeit die in Beschlag genommenen
Güter auch immer gehören mochten. Endlich hatte das Stadt¬
gericht noch 5) daS Recht über die Erhaltung der Privilegien
der Universität zu wachen.

Die Zahl der bei dem Chatclct eingestellten Beamten war
sehr groß. Der Chef desselben war, wie wir schon oben erin¬
nert haben, der Vogt von Paris. Von dieser Stelle nahm
man an, daß sie nie erledigt sey, indem bei dem Abgang eines
Vogts der General-Procurator des Parlaments von Paris so¬
gleich von Rechtswegen in alle Befugnisse und Pflichten dessel¬
ben cintrat, und dessen Amt bis zur Bestellung eines neuen
Vogts verwaltete. Letzterer ward bei seinem Amtsantritt von
einem Präsident mit der Mörscrhaube und vier Rächen (zwei
geistlichen und zwei weltlichen) der großen Kammer des Par¬
laments eingeführt, und zwar geschah diese Einführung in
jeder der vier Kammern besonders, nämlich in dem Civil-Park,
in dem Präsidial-Gericht, in der Rathskammer und in der
Criminal-Abtheilung. Der Vogt machte dabei dem Präsident,
der ihn Angeführt hatte, ein Pferd zum Geschenk. Die Amts¬
kleidung des Vogts war ein kurzes Kleid mit Mantel, Kragen
und Degen, nebst einem Fedcrhut als Kopfbedeckung. Er trug
einen mit Silberstoff umwundenen Commandostab in der Hand.
In dieser Kleidung erschien er sowohl in den Throngerichten,
wo er auf der untersten Stufe des Throns unter dem Obcr-
Kammcrhcrrn (granä-tRamdkglg,,) seinen Platz hatte, als auch
im Parlament. Nämlich jedes Jahr nach Beendigung der
Ferien bei Eröffnung der Rolle von Paris erschien der Vogt
dieser Hauptstadt an der Spitze des Civil-Parks in der großen
Kammer *). Nachdem die Sachen abgerissen waren, bedeckte er
sich, welches Recht nur den Prinzen vom Geblüt, den Pairs
und denjenigen, die vom König abgesendct waren, zu kam.

*) Wir haben von dieser Zeremonie schon früher einmal ge¬
sprochen , und dabei bemerkt, daß sie wahrscheinlich ein
Uebcrrcst von der ehemaligen Gewohnheit sey, nach wel¬
cher bei Appellationen der Unterrichter ebenfalls vor dem
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Außer dem Vogt, der mir außerordentlicher Weise in dem

Stadtgericht erschien, gab cs, um gewöhnlich in den verschie¬

denen Kammern den Vorsitz zu führen, mehrere Beamten, näm¬

lich der Civil-, Polizei- und Criminallicutenant und der Richter

Auditeur. Den ersten Rang unter denselben hatte der Civil-

Lieutcnant, der zugleich in dem Präsidialgericht den Vorsitz

fübrte. Die Amtsbcfugnisse der andern erhellen thcils aus

ihren Namen, theils aus dem was im vorigen Abschnitt darüber

gesagt worden ist. Die Zahl der Mitglieder oder Räthe des

Stadtgerichts war in den letzten Zeiten scchsundfünfzig. Die

Geschäfte der Staatsbehörde wurden von vier Königl. Advoca-

tcn (nvoosw stu roi), einem Königl. Procurator und acht

Substituten wahrgcnommcn. Zu dem Personal desselben gehör¬

ten noch ferner ein Obcrgerichtsschreiber, mehrere Gerichtsschrci-

ber, acht und vierzig Untersuchungs-Commissarien (oommiszsiros

en^uötourz-oxgminstours), zwei Beglaubiget der Ansrüse, ein

Bewahrer der Dccrcte, Matrikeln und ita ost, (von dessen

Dienstvcrrichtungcn sogleich näher geredet werden soll), ein

Empfänger der hinterlegten Gelder, ein Versiegter der Ur-

theilc und Dccrcte, ein Empfänger der Strafgelder, zwci-

bundcrt sechs und dreißig Anwälte (proonroni-s), hundert drei¬

zehn Notarien,*) und andere minder bedeutende Beamte, eine

sehr große Menge Hnissicrs, thcils um in den Sitzungen den

Dienst zu verrichten (bui^iors sullionciers), theils um die Mobilien

zu schätzen und zu verkaufen (lluissiols coMMlssslros-prizLul-s-vLii-

cleui-8 llo bions-inoudleg), theils um zur Ehrenwache des Vogts

höher» Instanz-Gericht erscheinen und sein Urtheil recht¬

fertigen mußte.

'*) (notail 08 Agr,lo8 - Nvto8 Lt ggrcle« - 8col). Den ersten Titel

(gsräo8-noto8) gab man den Notarien, weil sie chmals
nicht die vollständigen Urkunden der von ihnen ausgcfer-

tigtcn Acte, sondern nur Noten darüber verwahrten. —

Agrcl68-8cel hießen sie, weil jeder sein eignes Siegel hatte.
Die Notarien des Chatelet von Paris durften im ganzen

Königreich Acte anfnehmen. Dieses letztere stand allen No¬
tarien zu, die bei einem Gericht immatriculirt waren, das
den Titel Chatelet führte wie zu Orleans, Montpellier. In

Paris selbst indessen durften nur die Notarien des dortigen
Stadtgerichts instrumentircn.
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zu dienen, mehrere Kerkermeister s^eoliers ou concien»o8 rloz
^i-isons), cm geschworncr Ausrufcr, vier Trompeter u. s. f.
Das Ehatclet hatte übcrdcm zur Erstattung der Bcfundscheine
seine eignen Acrzte, Wundarzte und Hebammen, so wie über¬
haupt zur Erthcilung von Gutachten scchszig besondere Sach¬
verständige (exz,eii8). Dem so eben unter dem Titel (gsrcle

clo8 eloci ot« et immsliioulo8 et its esl) angeführten Beamten
lagen drei Verrichtungen auf. Er mußte 11 die erlassenen und
Unterzeichneten Dccrete 21- Stunden aufbcwahrcn, che er sic
abgab, um abzuwartcn, ob etwa ein Einspruch dagegen ge¬
schehe. Fand dieses Statt, so nahm er den Einspruch auf.
Fand keiner Statt, so bescheinigte er letzteres, und übergab das
Dccrct dem Versiegter, um das Siegel beizusctzcn. 21 Führte der¬
selbe das Register über alle bei dem Ehatclet angcstclltcn und
immatriculirtcn Notariell und Huissters, die in dieser Eigen¬
schaft das Recht hatten durch das ganze Königreich zu instru-
rntiren. 31 Fertigte er die Reinschrift aller Acte aus, welche
der Notar, der die Urkunde ausgenommen hatte, wegen Abstcr-
bcns oder wegen des Verkaufs seiner Stelle nicht hatte ausfcr-
tigcn können. Er Unterzeichnete seinen Namen in der Mitte
des Blatts, und schrieb darüber: its e8t, welches soviel als
verglichen (collstioniiol bedeutete. Der Nachfolger des abge-
gangencn Notars unterschrieb rechts, und der zweite Notar *)

(notsiro on 8eeoiitli links. Ehmals gab es bei dem Ehatclet
auch besondere Advocatcn (svocst8 su cllsteloti. In den
letzten Zeiten indessen traten alle Parlaments-Advocatcn auch
bei dem Ehatclet auf, und umgekehrt.

Das Ehatclet wohnte von je her allen Feierlichkeiten bei,
eben so wie das Parlament. Es hatte seinen Rang unmittel¬
bar nach den obersten Gerichtshöfen (oours souvorsino8l, dem
Parlament, der Obcrrcchcnkammcr u. s. f. Zuweilen versuchte
die Regierung, wenn das Parlament sich weigerte ein Edict

*1 Nach mchrcrn Edictcn war zur völligen Gültigkeit eines
Acts die Unterschrift von zwei Notariell erforderlich, wo¬
von aber nur Einer die Urkunde (Is minutol behielt. Der
andere hieß notsiro on 8ooonst. Man ersetzte indessen mci-
stenthcils die Unterschrift des zweiten Notars durch die von
zwei Zeugen.

Hjlil»U?-

I



einzuregistrircn, dasselbe statt dessen bei dem Chatclct cintragcn

zn lassen, meistens aber mit geringem Erfolg. So crgicng es

im Jahr 1753 bei Errichtung der sogenannten Königl. Kammer,

wovon oben geredet worden. Das Ehatclet verweigerte die

Einrcgistrirung, und zwar unter dem Vorwand, weil Chlotar

der Iste und 2te verboten hatten, gegen die alten Verordnun¬

gen zu handeln. Der Hof sah sich endlich genöthigt, die Ein-

registrirung zu erzwingen, wogegen das Ehatclet protestirtc.

Ganz dasselbe Spiel wiederholte sich im I. 1789 bei Einsetzung

der caur plenis-r-o. Obschon das Ehatclet dabei zur Oberamt-

Mannschaft (grsnä-bsillisgo) erhoben wurde, und also einen

großer» Wirkungskreis erhielt, so machte es doch die kräftigsten

Vorstellungen dagegen. Die oour ^Ikniäro erlag zwar der

Menge der gegen sie gerichteten Streiche, aber bald darauf riß

die Revolution das Ehatclet nebst allen Ober - und Untcrgcrich-

ten Frankreichs in Einem Umsturz dahin.
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